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Vorwort 
„Vor dem Corona-Virus sind nicht alle Menschen gleich: Gesundheitlich und sozial sind diejenigen besonders 
betroffen, die schon „unten“ in der Gesellschaft sind. Die ganz konkrete Auseinandersetzung mit den 
Maßnahmen anlässlich der Corona-Pandemie ist nötig und stellt die Linke vor eine Vielzahl von neuen 
Herausforderungen.“ (Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirats von Attac DE, 8. April 2020) .. 

Wir - die SiIG-Redaktion -— haben in den letzten 4 Monaten fast täglich Auseinandersetzungen mit den Maßnah- 
men anlässlich der Corona-Pandemie dokumentiert und drei Sondernummern herausgebracht. Die Nummer 137 
konzentriert sich auf die Anstrengungen, nicht zur so zerstörerischen Normalität zurückzukehren. 

Für Walden Bello, Senior Analyst am Institute Focus on the Global South in Bangkok, ist der entscheidende 
Unterschied zwischen der jetzigen Krisen-Situation und der Finanzkrise 2008 das subjektive Element: „Die Co- 
ronavirus-Pandemie von 2020 toste durch ein bereits destabilisiertes globales Wirtschaftssystem, das unter ei- 
ner tiefen Legitimationskrise leidet. (...) Die psychologische kritische Masse ist da. Es ist wie ein Wirbelwind, 
der darauf wartet, von streitenden politischen Kräften eingefangen zu werden. Die Frage ist, wer es schaffen 
wird, dieses Element zu nutzen.(...) Sollten Progressive es wieder zulassen, dass diskreditierte Sozialdemokraten 
in Europa und Demokraten vom Obama- und Biden-Typ in den USA die progressive Politik in einen neuen Kom- 
promiss mit einem sterbenden Neoliberalismus ziehen, können die Folgen wirklich, wirklich fatal sein.“ 

Als „Beitrag zu der Debatte, die zur Einleitung eines ökologischen und sozialen Umbaus unserer Gesellschaft 
zu führen ist“ liefert das breite Bündnis in Frankreich, das sich in den vielfältigen sozialen und ökologischen 
Bewegungen der letzten Jahre aufgebaut hat, einen Plan zum Ausweg aus der Krise, mit 9 Zielen und 34 
konkreten Maßnahmen. „Erstens möchten wir klarmachen, dass wir uns nicht länger mit großen Worten, 
Absichtserklärungen und hohlen Phrasen begnügen. Wir wollen durch die Verzahnung kurz- und langfristiger 
Maßnahmen die Angemessenheit unseres Ansatzes und seine Verankerung in der Realität beweisen. Zweitens 
wollen wir zeigen, dass es Alternativen zum neoliberalen, produktivistischen und autoritären Kapitalismus gibt 
und dass diese Alternativen glaubwürdig, wünschenswert und machbar sind.“ 


Ablehnung der Ungleichheiten und des Elends... : Fehlende Einkommensmöglichkeiten führen in manchen 
Ländern in kürzester Zeit zu Armut und Hunger (Oxfam). GRAIN gibt Einblicke in die weltweite Situation und 
stellt kreative Alternativen vor, die auf lokaler Ebene entwickelt wurden und die Ernährungsfrage mit dem 
Gesundheitsschutz verknüpfen und eine alternative Handels- und Ermährungspolitik einfordern. 

Nicht zum ersten Mal werden Pandemien und Schweinefabriken in einem Atemzug genannt. Das ist dem System 
dieser „Tierproduktion“ von Großkonzernen innewohnend, wie Ana de Ita (Mexiko) und Sabine Gondro 
(Deutschland) zeigen. 

.... und Widerstand gegen die Sicherung der Herrschaftsverhältnisse: Attac Österreich ruft die Regierungen zur 
Kündigung von ISDS und von der Energiecharta auf, mit deren Hilfe Groß-Konzerne ihre Herrschaft sichern 
wollen. 92 Organisationen der europäischen Zivilgesellschaft fordern in einem offenen Brief den Berater- 
Vertrag der EU-Kommission mit BlackRock zu kündigen. 

Peter Wahl und Klaus Dräger sehen „keine wirklich strukturellen Veränderungen“ zum Recovery-Plan der 
EU-Kommission“ , und Thomas Sablowski meint: „Ein Blankoscheck für die Kommission, wie ihn der 
„Europäische Aufbauplan“ in weiten Teilen darstellt, ist einfach inakzeptabel.“ 

IALANA fordert klare Stellungnahme und politische Schritte der Bundesregierung gegen die Pläne der 
israelischen Regierung, weite Teile des besetzten palästinensischen Westjordanlands zu annektieren. 


Leben in Zeiten des Corona-Virus: Das SiG-Dossier 
Die SiG-Sondernummern fassen thematisch die Dokumente und Links zusammen, die im Dossier chronologisch 
veröffentlicht wurden (1. bis 25. April 2020: Nr.1; 26. April bis 24. Mai: Nr.2; 25. Mai bis 30. Juni 2020: Nr. 3) 
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Walden Bello 
Der Wettlauf, 
um einen sterbenden Neoliberalismus zu ersetzen 


Die vorherrschenden sozialpolitischen Modelle werden diese Pandemie nicht überleben. 
Was wird an ihre Stelle treten? Eine Analyse von Walden Bello, 13. Mai 2020. 


The morning will come 

When the world is mine. 

Tomorrow belongs to me! 

Aus dem Film “Cabaret“ 

Als Reaktion auf den Kataklysmus, der durch das Coro- 
navirus ausgelöst wird, sind drei Denklinien auszuma- 
chen. 


Eine besagt, dass die Notlage außergewöhnliche Maß- 
nahmen erfordert, dass aber die Grundstruktur der Pro- 
duktion und des Konsums solide ist, und dass das Pro- 
blem nur darin liegt, den Zeitpunkt zu bestimmen, an 
dem die Dinge wieder "normal" werden können. 


Man könnte sagen, dass dies die vorherrschende Mei- 
nung unter den politischen und wirtschaftlichen Eliten 
ist. 

Repräsentativ für diese Meinung ist die berüchtigte von 
Goldman Sachs gesponserte Telefonkonferenz, an der 
Dutzende von Börsenakteuren Mitte März dieses Jahres 
teilnahmen, die zu dem Schluss kam, dass "kein systemi- 
sches Risiko besteht. Darüber redet keiner. Die Regie- 
rungen greifen in die Märkte ein, um sie zu stabilisieren, 
und der private Bankensektor ist gut kapitalisiert. Es 
fühlt sich mehr wie 9/11 an als wie 2008.“ 


Eine zweite Denkweise ist, dass wir uns jetzt in der 
"neuen Normalität" befinden, und obwohl das Weltwirt- 
schaftssystem nicht wesentlich aus dem Gleichgewicht 
geraten ist, müssen an einigen seiner Elemente wichtige 
Änderungen vorgenommen werden, wie z. B. die Umge- 
staltung des Arbeitsplatzes, um der Notwendigkeit des 
Abstandhaltens Rechnung zu tragen, die Stärkung der öf- 
fentlichen Gesundheitssysteme (etwas, wofür sich sogar 
Boris Johnson einsetzt, nachdem ihm das britische Natio- 
nal Health System das Leben gerettet hat) und sogar der 
Übergang zu einem "universellen Grundeinkommen". 


Eine dritte Reaktion ist, dass die Pandemie die Chance 
bietet, ein System zu transformieren, das mit tiefen wirt- 
schaftlichen und politischen Ungleichheiten behaftet ist 
und sich ökologisch zutiefst destabilisiert. Man darf nicht 
nur über die Anpassung an eine "neue Normalität" oder 
den Ausbau sozialer Sicherheitsnetze sprechen, sondern 
muss sich entschlossen auf ein qualitativ neues Wirt- 
schaftssystem zubewegen. 
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Im globalen Norden wird die notwendige Transformati- 
on oft in Form von Forderungen nach einem "Green New 
Deal" artikuliert, der nicht nur durch eine "Ökologisie- 
rung" der Wirtschaft gekennzeichnet ist, sondern durch 
eine signifikante Vergesellschaftung von Produktion und 
Investition, Demokratisierung der wirtschaftlichen Ent- 
scheidungsfindung und radikale Verringerung der Ein- 
kommensungleichheit. 


Im globalen Süden betonen die vorgeschlagenen Strate- 
gien bei gleichzeitiger Bewältigung der Klimakrise die 
von der Pandemie gebotene Chance, tief verwurzelte 
wirtschaftliche, soziale und politische Ungleichheiten zu 
bekämpfen. Ein beredtes Beispiel ist das "Sozialistische 
Manifest für die Post-Covid 19 Philippinen" der Volks- 
koalition Laban ng Masa, eine detaillierte Liste von kurz- 
und langfristigen Initiativen, dessen Einleitung ver- 
kündet: 

Die Art und Weise und das Durcheinander in der Reakti- 
on dieser hegemonialen Akteure auf die Krise beweist 
zweifelsfrei, dass die alte Ordnung nicht mehr wiederher- 
gestellt werden kann und ihre herrschenden Klassen die 
Gesellschaft nicht mehr auf die alte Weise verwalten 
können. Das Chaos, die Unsicherheiten und die Ängste, 
die aus Covid-19 resultieren, so deprimierend und trost- 
los sie auch sein mögen, sind schwanger mit Chancen 
und Herausforderungen, um der Öffentlichkeit eine neue 
Art der Organisation und Verwaltung der Gesellschaft 
und ihrer damit verbundenen politischen, wirtschaftli- 
chen und sozialen Komponenten zu bieten. Der Sozialist 
Albert Einstein wies darauf hin: "Wir können unsere Pro- 
bleme nicht mit dem gleichen Denken lösen, mit dem wir 
sie geschaffen haben." 


Diesmal ist es wirklich anders 
In den ersten beiden Perspektiven werden die Möglich- 
keiten für einen radikalen Wandel heruntergespielt, wo- 
bei einige vorhersagen, dass die Reaktion der Bevölke- 
rung ähnlich wie während der Finanzkrise 2008 sein wird 
- das heißt, die Menschen fühlen sich zwar als ob man 
ihre Gelenke ausgerenkt hätte, aber ohne Lust auf viel 
Veränderung, geschweige denn radikale Veränderung. 
Diese Ansicht beruht auf dem Irrtum, die subjektive 
Wahrnehmung der Menschen während beider Krisen 
gleichsetzen zu können. 
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Krisen führen nicht immer zu signifikanten Veränderun- 
gen. Entscheidend ist die Interaktion oder Synergie zwi- 
schen zwei Elementen: einem objektiven, d. h. einer sys- 
temischen Krise, und einem subjektiven, d. h. der psy- 
chologischen Reaktion der Bevölkerung darauf. 


Die globale Finanzkrise von 2008 stellte eine tiefgrei- 
fende Krise des Kapitalismus dar, aber das subjektive 
Element - die Entfremdung des Volkes vom System - hat- 
te noch keine kritische Masse erreicht. Aufgrund des 
Booms, der durch schuldenfinanzierte Konsumausgaben 
über zwei Jahrzehnte geschaffen wurde, waren die Men- 
schen schockiert von der Krise, aber sie waren während 
der Krise und ihren unmittelbaren Nachwirkungen nicht 
so sehr dem System entfremdet. 

Die Dinge sind heute anders. Bevor das Coronavirus 
einschlug, waren der Grad der Unzufriedenheit mit dem 
Neoliberalismus und die Entfremdung von ihm im globa- 
len Norden bereits sehr hoch, auf Grund der Unfähigkeit 
der etablierten Eliten in dem tristen Jahrzehnt, das der Fi- 
nanzkrise folgte, den Niedergang und den Lebensstan- 
dard umzukehren und der explodierenden Ungleichheit. 
In den USA wurde die Periode im Bewusstsein der Be- 
völkerung als eine Zeit zusammengefasst, in der die Eli- 
ten die Rettung der großen Banken über die Rettung von 
Millionen von bankrotten Hausbesitzern und die Beendi- 
gung der großen Arbeitslosigkeit priorisierten, während 
in weiten Teilen Europas, insbesondere im Süden, die 
Stimmung der Menschen des letzten Jahrzehnts von ei- 
nem Wort geprägt wurde: Austerität. 

Und in weiten Teilen des globalen Südens hatte die chro- 
nische Krise der Unterentwicklung unter dem System des 
peripheren Kapitalismus, verschärft durch neoliberale 
"Reformen" seit den 1980er Jahren, bereits vor der Krise 
2008 die Legitimität der Schlüssel-Institutionen der Glo- 
balisierung wie der Weltbank, des Internationalen Wäh- 
rungsfonds und der Welthandelsorganisation geschred- 
dert. 

Die Coronavirus-Pandemie von 2020, kurz gesagt, toste 
durch ein bereits destabilisiertes globales Wirtschaftssys- 
tem, das unter einer tiefen Legitimationskrise leidet. 

Das Gefühl, dass die Dinge außer Kontrolle - sicherlich 
außerhalb der Kontrolle der traditionellen politischen und 
wirtschaftlichen Manager — geraten waren, war die erste 
schockierende Erkenntnis. Diese massenhafte Wahrneh- 
mung erstaunlicher Inkompetenz der Eliten hat sich mit 
den bereits tief sitzenden Gefühlen von Ressentiments 
und Wut verbunden, die aus der Zeit nach der Finanzkri- 
se stammen und nun überkochen. 

Das subjektive Element, die psychologische kritische 
Masse, ist also da. Es ist wie ein Wirbelwind, der darauf 
wartet, von streitenden politischen Kräften eingefangen 
zu werden. 
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Die Frage ist, wer es schaffen wird, dieses Element zu 
nutzen. 

Das globale Establishment wird natürlich versuchen, die 
"alte Normalität" zurückzubringen. Aber es gibt einfach 
zu viel Ärger, zu viel Groll, zu viel Unsicherheit, die ent- 
fesselt wurden. Und es gibt keine Möglichkeit, den Geist 
wieder in die Flasche zu zwingen. Obwohl die massiven 
fiskalischen und monetären Interventionen der kapitalis- 
tischen Staaten in den letzten Wochen größtenteils hinter 
den Erwartungen zurückbleiben, haben sie den Men- 
schen gezeigt, was unter einem anderen System mit an- 
deren Prioritäten und Werten möglich ist. 


Der Neoliberalismus stirbt; es stellt sich nur die Frage, 
ob er schnell oder "langsam" dahinscheiden wird, wie es 
Dani Rodrik charakterisiert. 


Wer wird auf dem Tiger reiten? 


Nur die Linke und die Rechte sind ernsthafte Konkurren- 
ten in diesem Wettlauf, um ein anderes System herbei- 
zuführen. 


Progressive haben in den letzten Jahrzehnten eine Reihe 
von spannenden Ideen und Paradigmen entwickelt, die 
zeigen, wie man sich zu einer wirklich systemischen 
Transformation bewegt, und diese gehen über den linken 
technokratischen Keynesianismus hinaus, der mit Joseph 
Stiglitz und Paul Krugman verbunden wird. Zu diesen 
wirklich radikalen Alternativen gehören der bereits er- 
wähnte Green New Deal, der demokratische Sozialismus, 
die Degrowth-Bewegung, die Deglobalisierung, der Öko- 
feminismus, die Ernährungssouveränität und "Buen Vi- 
vir“ ("Gut leben.“) 

Das Problem ist, dass diese Strategien noch nicht in 
eine kritische Masse vor Ort umgesetzt wurden. 

Die übliche Erklärung dafür ist, dass die Menschen 
"nicht bereit für sie" sind. Aber die wahrscheinlich be- 
deutendere Erklärung ist, dass die meisten Menschen die- 
se dynamischen Ströme der Linken immer noch mit der 
Mitte-links assoziieren. Vor Ort, wo es darauf ankommt, 
können die Massen diese Strategien und ihre Befürworter 
noch nicht von den Sozialdemokraten in Europa und der 
Demokratischen Partei in den USA unterscheiden, die in 
das diskreditierte neoliberale System verwickelt waren, 
dem sie ein "progressives" Gesicht zu bieten versuchten. 
Für viele Bürger ist das Gesicht der Linken nach wie vor 
das der Sozialdemokratische Partei (SPD) in Deutsch- 
land, der Sozialistischen Partei in Frankreich und der De- 
mokratischen Partei in den USA, und deren Leistungen 
sind, gelinde gesagt, kaum inspirierend. 

Im globalen Süden führte die Führung oder Beteiligung 
an liberalen demokratischen Regierungen auch dazu, 
dass linke Parteien diskreditiert wurden, als diese Koali- 
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tionen neoliberale Maßnahmen verabschiedeten, die un- 
ter die Rubrik "strukturelle Anpassung" fielen, obwohl 
die "Rosa Flut" in Lateinamerika in ihre eigenen Wider- 
sprüche geriet, und kommunistische Staaten in Ostasien 
zu staatskapitalistischen Systemen mit einer starken Do- 
sis Neoliberalismus wurden. Einst als Bruch mit der Ver- 
gangenheit gesehen, werden die Concertacion in Chile, 
die Arbeiterpartei in Brasilien, der Chavismo in Venezue- 
la und der sogenannte Pekinger Konsens nun als Teil die- 
ser Vergangenheit betrachtet. 

Kurzum, der tiefgreifende Kompromiss der Mitte-links 
mit dem Neoliberalismus im Norden zusammen mit pro- 
gressiven Parteien und Staaten, die im Süden neoliberale 
Maßnahmen durchführte, beeinträchtigte das progressive 
Spektrum als Ganzes — obwohl die Kritik an Neolibera- 
lismus und Globalisierung ursprünglich in den 1990er 
und 2000er Jahren von der nicht am Mainstream orien- 
tierten, nicht-staatlichen Linken ausging. 

Es ist ein Vermächtnis, das entschieden beiseite gescho- 
ben werden muss, wenn Progressive sich mit dem Zorn 
der Massen verbinden wollen und Ressentiments, die 
jetzt überkochen in eine positive, befreiende Kraft ver- 
wandeln sollen. 


Im Vorteil: die Rechtsextremen: Leider ist die extreme 
Rechte derzeit am besten positioniert, um die globale 
Unzufriedenheit auszunutzen, denn schon vor der Pande- 
mie besetzten die rechtsextremen Parteien opportunis- 
tisch Kernelemente der anti-neoliberalen Standpunkte 
und Programme der unabhängigen Linken - etwa die 
Kritik an der Globalisierung, die Ausweitung des "Wohl- 
fahrtsstaates" und größere staatliche Intervention in der 
Wirtschaft — und gaben ihnen eine rechte “Gestalt“. 

In Europa gibt es also rechtsradikale Parteien — darunter 
Marine Le Pens Front National in Frankreich, die Däni- 
sche Volkspartei, die Freiheitliche Partei Österreich, die 
Fidesz-Partei von Viktor Orban in Ungarn -, die Teile der 
alten neoliberalen Programme, die sie zuvor unterstützt 
hatten aufgaben und Liberalisierung und weniger Besteu- 
erung befürworteten und erklärten, sie seien für den 
Wohlfahrtsstaat und für mehr Schutz der Wirtschaft vor 
internationalen Engagements, aber ausschließlich zum 
Wohle der Menschen mit der "richtigen Hautfarbe", der 
"richtigen Kultur", der "richtigen ethnischen Rasse", der 
"richtigen Religion. “ 

Im Wesentlichen ist es die alte "nationalsozialistische" 
klassenintegrative, aber rassistisch und kulturell-aus- 
schließende Formel, deren vollendeter Praktizierender 
derzeit Donald Trump ist. Aber leider funktioniert es in 
unserer unruhigen Zeit, wie die unerwartete Reihe von 
Wahlerfolgen der extremen Rechten zeigt, die in großen 
Teilen der sozialdemokratischen Basis der Arbeiterklasse 
wie Piraten geplündert haben. 
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Unterdessen nutzten charismatische Führer mit klassen- 
übergreifender Anziehungskraft im globalen Süden, wie 
Rodrigo Duterte auf den Philippinen und Narendra Modi 
in Indien, für ihre autoritären Projekte die Unzufrieden- 
heit der Bevölkerung mit langjährigen liberalen demo- 
kratischen Regimen, wobei die stark ungleichen sozialen 
Strukturen ihrer Regime ihre demokratischen Ansprüche 
Lügen strafen. Dabei drängten sie progressive Parteien 
zur Seite, die sich entweder durch den Neoliberalismus 
kompromittiert hatten, in Klassenparadigmen gefangen 
waren und die neuen "populistischen" Realitäten nicht 
verstanden hatten oder die durch sektiererische Fehden 
geschwächt wurden. Nun, mit dem Coronavirus als Aus- 
rede, haben diese autoritären Persönlichkeiten ihren re- 
pressiven Einfluss auf das politische System verschärft, 
da in einem extrem hohen Maß ihre Maßnahmen durch 
die Massen befürwortet werden. 


... Aber erklärt nicht die Linke für k.o. 
Aber man wäre töricht, die Linke für k.o. zu erklären. 
Die Geschichte hat eine komplexe dialektische Bewe- 
gung, und es gibt oft unerwartete Entwicklungen, die den 
Mutigen Möglichkeiten eröffnen, sie zu ergreifen, über 
den Tellerrand zu schauen und den Tiger auf seinem un- 
vorhersehbaren Weg zur Macht zu reiten. Von solchen 
Mutigen gibt es viele auf unserer Seite, besonders unter 
der jüngeren Generation. 

Aber die Geschichte verzeiht auch nicht, und sie duldet 
selten den gleichen Fehler zweimal. Sollten Progressive 
es wieder zulassen, dass diskreditierte Sozialdemokraten 
in Europa und Demokraten vom Obama- und Biden-Typ 
in den USA die progressive Politik in einen neuen Kom- 
promiss mit einem sterbenden Neoliberalismus ziehen, 
können die Folgen wirklich, wirklich fatal sein. 

Wenn das passiert, dann hat diese schaurige Szene im 
Film Cabaret, in der gewöhnliche Menschen, angeführt 
von einem jungen Nazi, "Morgen gehört mir" singen, 
eine große Chance, wieder Realität zu werden. 


Der Autor: Walden Bello, Kolumnist von Foreign Policy in Focus, 
ist Mitglied des Repräsentantenhauses der Philippinen und Senior 
Analyst am Institut Focus on the Global South in Bangkok. 


Original: Focus on the South ; Übersetzung aus dem Englischen: 
Sabine Gondro, SiG-Redaktion 








Einige Artikel von Walden Bello in ‚Sand im Getriebe‘: 
- Ist die Globalisierung zu Ende? (2003) SiG 25 
- Wie geht es weiter mit den Anti-Kriegs- und Anti-Globalisierungs- 
bewegungen? (2004), SiG 38 
- Globalisierung auf dem Rückzug / Humanitäre Interventionen: die 
Entwicklung einer gefährlichen Doktrin, (2007) Bibl. 
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- Eine Rückschau auf die Lehren der Schlacht von Seattle und deren 
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Anja Osterhaus (Oxfam) 
Niedrige Corona-Infektionszahlen in Afrika 
- ein Grund zur Entwarnung? 


In Afrika werden immer mehr Corona-Infizierte gemeldet - allerdings vergleichsweise deutlich weniger als in 
anderen Regionen der Erde. Was steckt dahinter? 


24. Juni 2020 

Die Zahl der Menschen, die mit dem neuartigen Corona-Vi- 
rus infiziert sind, ist auf fast 10 Millionen angewachsen, 
fast eine halbe Million Tote sind weltweit zu beklagen. 
Nach Europa und den USA erreichen uns jetzt erschrecken- 
de Bilder aus Brasilien, Mexiko und Peru. Dagegen sind ge- 
gen Ende Juni die Zahlen in Afrika mit ungefähr 350.000 
registrierten Infizierten und 9.000 Toten vergleichsweise 
niedrig. Bedeutet das Entwarnung für den afrikanischen 
Kontinent? 


Zur Erklärung der vergleichsweise niedrigen Zahlen gibt es 
unterschiedliche Gründe und verschiedene Theorien. So 
wird in vielen afrikanischen Ländern viel weniger auf das 
Virus getestet als in anderen Regionen der Welt. Während in 
Deutschland Mitte Juni 60.000 Tests auf eine Million Ein- 
wohner kamen, waren es im Sudan nur 9 und in Burundi 32. 
Fehlende Testkapazitäten, häufig auch fehlender politischer 
Wille, führen in vielen Ländern dazu, dass Zahlen noch un- 
zuverlässiger sind als in Europa oder den USA. 


Dies ist jedoch nicht überall der Fall: In Mauritius wurden 
schon über 10% der Gesamtbevölkerung getestet, und auch 
in Dschibuti, Marokko, Botswana und anderen afrikani- 
schen Ländern sind die Test-Raten recht hoch - die Fallzah- 
len aber dennoch vergleichsweise niedrig. 


Sind afrikanische Länder besser vorbereitet? 
Eine weitere Erklärung: Viele afrikanische Länder sind auf 
den Umgang mit Epidemien vorbereitet. Vor allem die Ebo- 
la-Ausbrüche der letzten Jahre haben das Bewusstsein bei 
Regierungen und in der Bevölkerung geschärft, es wurden 
effektive Kontrollen und Hygienemaßnahmen eingeführt, 
die jetzt leicht reaktiviert werden konnten. Dazu gehört, 
dass Fallmanagementsysteme und Richtlinien zum Umgang 
mit übertragbaren Krankheiten bereits vorhanden und ein- 
geübt sind, die jetzt zügig auf Covid-19 angepasst werden 
konnten. In vielen Ländern gibt es bereits „rapid-response- 
teams“ und Menschen, die darin ausgebildet sind, Kontakt- 
ketten nachzuverfolgen. 


Zudem haben die meisten Staaten Afrikas schon Anfang 
März ihre Grenzen geschlossen, internationale Flüge gestri- 
chen und Quarantäne-Maßnahmen verhängt. Zu dem Zeit- 
punkt war die Pandemie in Europa schon weit verbreitet - 
die Zahl der Infizierten in den meisten afrikanischen Län- 
dern war aber noch sehr gering. Die senegalesische Regie- 
rung hatte bereits im Januar 2020 damit begonnen, 
Maßnahmen gegen den Ausbruch der Pandemie zu ergrei- 
fen, als gerade die ersten internationalen Warnungen ausge- 
sprochen wurden. In Ghana wurde später das kostengünsti- 
ge „Pool testing“ eingeführt und Tests mit Drohnen in abge- 
legene Regionen gebracht. Reagieren manche afrikanische 
Regierungen vielleicht sogar besser auf die Pandemie? 


Sand im Getriebe Nr. 137 


Keine Entwarnung - im Gegenteil 
Für Besorgnis sorgen hingegen Zahlen aus Ländern wie 
Südafrika, Ägypten und Nigeria, wo Zehntausende infiziert 
und tausende Menschen gestorben sind und die Infektions- 
zahlen rasant nach oben geschnellt sind. 
Unabhängig von der Frage der Infektionszahlen hat die Pan- 
demie jedoch schon jetzt zu massiven Problemen geführt: 
Auf einem Kontinent, auf dem mehr als zwei Drittel der 
Stadtbevölkerung im informellen Sektor arbeitet (ILO), be- 
deuten fehlende Einkommensmöglichkeiten in kürzester 
Zeit Armut und Hunger. Allein in Westafrika könnte die 
Zahl der Menschen, die von Ernährungsunsicherheit und 
Unterernährung bedroht sind, von 17 auf 50 Millionen 
Menschen steigen (Oxfam). 
Ostafrika ist sogar von drei Krisen gleichzeitig bedroht: Ne- 
ben den Folgen der Corona-Pandemie leidet die Region seit 
Monaten unter Heuschreckenschwärmen und Überflutungen 
(Oxfam) — eine tödliche Mischung, die nach Aussagen der 
Oxfam Regionaldirektorin Lydia Zigomo „Hunger, Armut 
und Leid über Millionen schutzbedürftige Menschen zu 
bringen droht.“ 


Angesichts fehlender sozialer Sicherungssysteme besteht 
die Gefahr, dass es in Afrika weitaus mehr Tote durch Hun- 
ger geben wird als durch das Virus selbst. Weltweit wird be- 
fürchtet, dass 40 Millionen Menschen aufgrund der Corona- 
Pandemie sterben könnten, wenn nicht drastische Maßnah- 
men ergriffen werden, um dies zu verhindern. Die internati- 
onale Arbeitsorganisation ILO schätzt, dass 200 Millionen 
Menschen arbeitslos werden könnten. 

Unter diesen Bedingungen sind dauerhafte Ausgangsbe- 
schränkungen kaum durchzuhalten, was wiederum das Risi- 
ko erhöht, dass das Virus sich ausbreiten könnte. Angesichts 
der großen Herausforderungen durch die Folgen der Pande- 
mie haben afrikanische Intellektuelle und Schriftsteller*in- 
nen ihre Regierungen in einem offenen Brief dazu aufgefor- 
dert, die Interessen ihrer Bürger*innen in den Mittelpunkt 
der Anstrengungen zur Eindämmung und Überwindung der 
Krise zu stellen. 


Das Schlimmste verhindern 
Es gibt also leider keine Entwarnung für Afrika, und die 
Anstrengungen afrikanischer Regierungen müssen dringend 
unterstützt und ergänzt werden. Hierfür ist ein umfassender 
Schuldenerlass ein unabdingbarer und längst überfälliger 
Schritt. Da, wo Regierungen die Betroffenen nicht errei- 
chen, müssen die Menschen mit Hilfsangeboten unterstützt 
werden, um die massive Ausweitung von Armut und Hun- 
ger zu vermeiden. Oxfam trägt dazu mit ganz konkreten 
Maßnahmen bei: Von Präventions- und Hygienekampagnen 
zu COVID-19 über die Verteilung von Geld und Hygiene- 
sets bis zur Ausgabe von kostenlosen Mahlzeiten an Wan- 
derarbeiter*innen. Mehr zu unseren Forderungen und Maß- 
nahmen finden Sie hier. Quelle: Oxfam 
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GRAIN 
Millionen sind gezwungen 
zwischen Hunger oder Covid-19 zu wählen 


Der Artikel von GRAIN* wurde am 26 Mai 2020 veröffentlicht. Er schildert zum einen die doppelte Notlage, in die 
ein Großteil der weltweit im informellen Sektor Beschäftigten durch die Pandemie und den damit verbundenen 
Lockdown ganzer Gesellschaften geraten ist und zeigt zum anderen alternative Antworten aus dem Gemeinwesen auf 
sowie daraus abzuleitende Forderungen. 


Am Vorabend des 1. Mai 2020, inmitten der Coronavirus- 
Pandemie, veröffentlichte die Internationale Arbeitsorgani- 
sation (ILO) einige extrem alarmierende Statistiken. 

Etwa 1,6 Milliarden Beschäftigte aus dem informellen Sek- 
tor befinden sich aufgrund der Lockdowns, die die Regie- 
rungen verhängt haben, um die Ausbreitung des Virus zu 
stoppen, in einer ernsten Notlage. Nach Angaben der ILO 
sind rund 60% der Beschäftigten weltweit in der informel- 
len Wirtschaft tätig und arbeiten ohne Verträge, Sicherheits- 
netze oder Ersparnisse. [1] Je nach Land stellen Frauen ei- 
nen höheren oder niedrigeren Anteil an der informellen Er- 
werbsbevölkerung dar, aber so oder so werden sie schlech- 
ter bezahlt als Männer. [2] 


Nun gibt es wegen Quarantäne und Eingesperrtsein, Still- 
stand und Ausgangssperren keine Arbeit. Keine Arbeit heißt 
kein Einkommen. Kein Einkommen, kein Essen. Ohne al- 
ternative Einkommensquellen, warnte die ILO, “werden 
diese Menschen und ihre Familien keine Mittel zum Überle- 
ben haben.“ [3] 


Wenn Beschäftigte im informellen Sektor nicht in der Lage 
sind, sich selbst zu ernähren, sind sie auch nicht mehr in der 
Lage, Millionen, wenn nicht Milliarden zu ernähren. Infor- 
melle Arbeit ist das, was die Lebensmittelsysteme in den 
meisten Teilen der Welt am Laufen hält: Sie macht 94% der 
Arbeitskräfte in der Landwirtschaft weltweit aus, und einen 
großer Teil der Arbeitskräfte im Lebensmittelhandel, Ein- 
zelhandel, der Zubereitung und Zustellung in vielen Teilen 
der Welt. [4] 


Die Coronavirus-Krise hat nicht nur unsere Abhängigkeit 
von gut funktionierenden Gesundheits- und Ernährungssys- 
temen offenbart, sondern auch die groben Ungerechtigkei- 
ten, die den Beschäftigten in diesen wichtigen Bereichen in 
den "besten" Zeiten zugefügt wurden: niedrige Löhne, kein 
Zugang zur Gesundheitsversorgung, keine Kinderbetreu- 
ung, kein Schutz am Arbeitsplatz, oft kein Rechtsstatus und 
keine Vertretung bei den Verhandlungen über die Arbeits- 
bedingungen. Dies gilt sowohl für den informellen als auch 
den formellen Sektor des globalen Ernährungssystems. 

Der Kontrast zwischen dem Reichtum an der Spitze der 
größten Lebensmittelunternehmen und der Not der an der 
Front Tätigen ist in der Tat extrem. Nestle beispielsweise, 
das weltweit führende Lebensmittelunternehmen, hat seinen 
Aktionären Ende April 2020 Dividenden in Höhe von 8 
Milliarden US-Dollar zugesprochen - ein Betrag, der über 
dem jährlichen Budget des UN-Welternährungsprogramms 
(WFP) liegt. [5] 
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Die einzige Frage, auf die es jetzt ankommt, ist, wie sicher- 
gestellt werden kann, dass alle Menschen Zugang zu Le- 
bensmitteln haben und gleichzeitig die Menschen bei jedem 
Schritt von der Landwirtschaft bis zum Verbraucher sicher 
und gesund bleiben. Leider war dies nicht die Priorität, die 
die Lebensmittelsysteme in den letzten Jahrzehnten geprägt 
hat. Aber dorthin zu gelangen ist nicht so kompliziert, wie 
es scheinen mag. 


Shutdown führt zu Hunger 


Die Schließung eines großen Teils der Weltwirtschaft seit 
März 2020 hat dazu geführt, dass viele Menschen in ihren 
Häusern oder in ihren Gemeinden leben und nicht arbeiten 
können. Arbeit in Fabriken und an Bauprojekten wurde ge- 
stoppt, Restaurantbetrieb und öffentliches Transportwesen 
eingestellt, Büros zugemacht. In vielen Ländern versuchten 
Studierende und Wanderarbeiterinnen und -arbeiter sofort 
zu ihren Familien nach Hause zu fahren, wo sie unterstützt 
worden wären, aber viele wurden wegen fehlender Ver- 
kehrsmittel oder Grenzschließungen daran gehindert. 


Diese Maßnahmen scheinen ohne viel Nachdenken über die 
Funktionsweise der Lebensmittelsysteme umgesetzt worden 
zu sein. Die LandwirtInnen waren meist in der Lage (nicht 
immer), auf ihren Höfen weiter zu arbeiten, aber es mangelt 
ihnen an Arbeitskräften — gerade wenn in vielen Teilen der 
Welt Ernte- oder Wurfzeit ist - und an Mitteln, um Produkte 
und Vieh vom Hof zu Genossenschaften, Sammelstellen, 
Schlachthöfen, Händlern oder Märkten zu transportieren. 
Die Schließungen von Schulen, Büros und Restaurants ha- 
ben das System erstickt, was zu enormer Verschwendung ge- 
führt hat. Infolgedessen wurden Tiere eingeschläfert und 
Getreide in den Boden gepflügt und Milch weggeschüttet. 
Auch Fischer, die nachts fischen, wie in Uganda, wurden 
wegen Ausgangssperren buchstäblich auf Grund gesetzt. [6] 


In den Städten haben Gewalt, Missbrauch und Korruption 
diese Shutdowns auf unbegreifliche Weise begleitet. In Ost- 
afrika, wie in Teilen Asiens, wurden Straßenverkäufer, die 
auf den Straßen erwischt wurden, mit Peitschen und Gum- 
migeschossen traktiert. [7] In städtischen und stadtnahen 
Gemeinden kam es zu Unruhen, als die knappe Nahrungs- 
mittelhilfe eintraf. [8] Im Libanon wurde sogar eine Person 
bei solchen Unruhen getötet. [9] Und in Swatini, ehemals 
Swasiland, hat die Regierung einfach beschlossen, die Städ- 
te nicht zu ernähren, sondern sich nur auf die ländlichen 
Gebiete zu konzentrieren. [10] 
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Unterdessen wurden Lebensmittelunternehmen Lockdown- 
Ausnahmen gewährt, die die Gesundheitskrise erheblich 
verschärft haben, ohne dabei die Menschen zwangsläufig zu 
ernähren. Einige der weltweit schlimmsten Ausbrüche von 
Covid-19 geschahen in Fleischverarbeitungsanlagen von 
multinationalen Unternehmen in Brasilien, Kanada, Spani- 
en, Deutschland und den USA. Obwohl diese Anlagen vor 
allem Fleisch für den Export produzieren, wurden sie als 
„lebenswichtiger Betrieb“ eingestuft und durften mit voller 
Kapazität arbeiten, dabei haben sie wissentlich ihre Be- 
schäftigten sowie die umliegenden Gemeinden ernsthafter 
Infektionsgefahr ausgesetzt. [11] In den USA sind seit dem 
6. Mai 2020 12. 000 Arbeitende in Fleischfabriken krank 
geworden und 48 sind gestorben. [12] 


Auch Fischverarbeitungsbetriebe sind Hotspots, wie zum 
Beispiel in Ghana, wo ein Ausbruch einer Thunfischkonser- 
vieranlage im Besitz der thailändischen Union für 11% der 
Covid-19-Fälle im ganzen Land verantwortlich ist. [13] 
Menschen, die im Supermarkt arbeiten und für E-Commer- 
ce-Plattformen sind auch mit der enormen Schwierigkeit 
konfrontiert, unter sicheren Bedingungen zu arbeiten und 
gleichzeitig den Betrieb offen zu halten, um so genannte 
“Jebenswichtige Dienstleistungen“ zu erbringen, die von 
den allgemein verordneten Sperrungen ausgenommen sind. 
Ölpalmen-Plantagen sind meist in Betrieb geblieben — um 
der Produktion dringend benötigter Seifen zur Bekämpfung 
der Pandemie zu dienen, behaupten ihre Besitzer —, aber ei- 
nige haben sich lokalen Verordnungen widersetzt oder nicht 
die notwendigen Schutzmaßnahmen für die Arbeitenden be- 
reitgestellt. [14] 


Das Heilmittel [Lockdown] ist in Gefahr, schlimmer als die 
Krankheit zu werden. Menschen, die seit dem Ausbruch der 
Pandemie weder Arbeit noch Lohn haben - der größte Teil 
des informellen Sektors, aber auch Arbeitende aus dem for- 
mellen Sektor - sind jetzt mit der wachsenden Realität des 
Hungers konfrontiert. 

Das UN-Welternährungsprogramm (englisch UN World 
Food Programme, WFP) besagt, dass das Risiko derzeit in 
etwa zehn Ländern am größten ist, von denen die meisten in 
bewaffneten Konflikten versunken sind, wie Somalia oder 
Südsudan. Doch der mangelnde Zugang zu Nahrungsmit- 
teln durch die Covid-19-bedingte Schließung von Arbeits- 
plätzen und die daraus resultierende weltweite Rezession, 
von der man uns sagt, dass sie monatelang andauern wird, 
bedroht jetzt viele andere Länder. In Indien essen 50% der 
Landbevölkerung aufgrund der Abriegelung weniger. [15] 
Weltweit könnte sich die Zahl der Menschen, die unter aku- 
tem Hunger leiden, von 135 Millionen heute auf 265 Millio- 
nen bis zum Jahresende verdoppeln, heißt es im WFP. [16] 


Schon jetzt spüren die am härtesten Getroffenen den 
Schmerz. In Haiti, Angola, im Libanon, in der Demokrati- 
schen Republik Kongo, in Mayotte, in Indien und in La- 
teinamerika ist der Spruch ”Ich würde lieber an Coronavirus 
sterben als an Hunger“, laut Nachrichtenberichten weit ver- 
breitet. [17] In Belgien heißt es: “Entweder wir sterben an 
Hunger oder am Coronavirus. Wir müssen uns entscheiden“ 
[18] und in Westafrika: “Hunger wird uns töten, bevor Co- 
rona es tut.“ 
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Klar ist, wenn dieser sich ausbreitende Hunger das Ausmaß 
einer globalen Krise erreicht, dann nicht wegen mangelnder 
Produktion oder weil Privathaushalte hamstern. Es gibt 
reichlich Vorräte. Es ist das Distributionssystem, das eine 
sichere Versorgung in Frage stellt - und damit ist es vor al- 
lem der hochkonzentrierte und globalisierte Teil der Wirt- 
schaft, der nicht auf die Krise reagieren kann. 


Kreative Antworten der Gemeinschaften 


Eine der ersten Maßnahmen, die viele Behörden ergriffen 
haben, um die Ausbreitung des Coronavirus zu stoppen, war 
die Schließung von Restaurants, Cafes, Lebensmittelstän- 
den und Märkten. 

Als Reaktion darauf haben die Gemeinschaften viele andere 
Wege gefunden, um Lebensmittel dorthin zu bringen, wo 
sie gebraucht werden, und nutzen häufig soziale Medien. 
Auf Facebook und Whatsapp wurden Gruppen gebildet, um 
gemeinsam festzustellen, wo sich Lebensmittelvorräte be- 
finden oder um gemeinsam Produkte aus der Landwirt- 
schaft zu beziehen. Geschlossene Restaurants und Kantinen 
nutzen ihre Ressourcen, um Mehl oder Getreide zu bezie- 
hen, neu zu verpacken und in kleinen Mengen zu verkaufen. 
“Repurposing“ (dt. etwa: Umfunktionieren) ist zum Wort 
des Tages geworden, wenn Gemeinschaften zusammenkom- 
men oder Form annehmen, um Nahrung mit kreativen Mit- 
teln zu finden und zu bewegen. 


Die LandwirtInnen haben auch innovative Möglichkeiten 
entwickelt, ihre Erzeugnisse zu verkaufen und zu transpor- 
tieren. 

In Europa haben sie mit dem nach-Hause-Verkauf sowie 
mit Lieferungen an Krankenhäuser und Online-Verkäufen 
begonnen und sich über kommunale Agrarmärkte und Wo- 
chenmärkte direkt mit den Verbrauchern verbunden. [19] 
In Asien gehen Landwirte über soziale Medien oder E- 
Commerce-Tools online, um alternative Märkte zu organi- 
sieren. [20] Zum Beispiel haben Bauern in Karnataka, Indi- 
en, begonnen, Twitter zu nutzen, um Videos ihrer Produkte 
zu posten und sich mit Käufern zu verbinden. Andere wie- 
derum reaktivieren traditionelle Tauschsysteme, um den 
Mangel an Bargeld zu überwinden und das Angebot mit der 
Nachfrage in Einklang zu bringen. [21] In Indonesien hat 
eine Vereinigung von Fischern in Indramayu, West-Java, 
eine Initiative gestartet, um mit lokalen Bauerngruppen 
durch eine kollektive Aktion namens Fischers “Lebensmit- 
telscheune“ zu tauschen. Da Restaurants und Märkte ge- 
schlossen haben, haben die Fischer keine Käufer. Deshalb 
tauschen sie Fisch gegen Reis und Gemüse mit Bauern. Da- 
durch wird den verschiedenen Gemeinschaften Nahrung 
und Lebensunterhalt gesichert. [22] 

In Lateinamerika sind die ländlichen Gemeinden die am 
wenigsten durch das Virus betroffenen. Viele von ihnen or- 
ganisieren das Verschenken von Essen an die Armen in den 
Städten. In Cauca, Kolumbien, haben die Nasa-Leute — die 
sich als Langzeitüberlebende von Viren, Kriegen und der 
Invasion der Agrarindustrie betrachten — gemeinsam einen 
“Lebensmittelmarsch“ organisiert und Vorräte aus ihrer Ern- 
te in verarmte Stadtviertel der Städte gebracht, um der Ab- 
riegelung zu trotzen. [23]* In Brasilien hat die „Bewegung 
der landlosen Arbeiter“ ohne staatliche Unterstützung 600 
Tonnen gesunde Lebensmittel an Krankenhäuser, Obdachlo- 
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se und andere gefährdete Gemeinschaften in 24 Bundesstaa- 
ten im ganzen Land gespendet. [24] Mitglieder verwandeln 
auch urbane Cafes in Suppenküchen und Bildungseinrich- 
tungen in provisorische Krankenhäuser, in denen mit der 
Bewegung verbündetes Gesundheitspersonal seine Dienste 
leistet. [25] 

In Simbabwe hat der dortige Lockdown den Transport der 
landwirtschaftlichen Produkte von großen Farmen im gan- 
zen Land stark behindert. Kleinbauern, die nur eine be- 
grenzte Unterstützung erhalten werden, bemühen sich, die 
Lücke zu schließen und neue Wege zu finden, um Gemüse 
und andere Vorräte auf die Märkte zu bringen. Die Organi- 
satoren der Bauernbewegung sagen, dass diese Verschie- 
bung in der Ernährungsmatrix zeigt, dass die 1,5 Millionen 
besitzenden Kleinbauern des Landes in der Lage sind, die 
Nation zu ernähren. [26] 


Auch lokale Regierungen, Privatpersonen und Unternehmen 
haben ihren Teil dazu beigetragen. In Vietnam wurden öf- 
fentliche Spender namens „Reis-Geldautomaten“ erfunden, 
um Familien den Zugang zu einer kostenlosen täglichen Ra- 
tion Reis ohne physischen Kontakt oder Horten zu ermögli- 
chen. [27] In Indien hat der Staat Kerala eine Kampagne 
mit dem Namen “Subhiksha Keralam“ gestartet, die darauf 
abzielt, Selbstversorgung in der Nahrungsmittelproduktion 
durch Subventionen, Infrastruktur und andere Unterstüt- 
zungsmechanismen zu erreichen. [28] In Thailand wurden 
während der Zeit der Quarantäne mobile Gemüseläden mit 
Unterstützung der lokalen Behörden in Bangkok wiederbe- 
lebt. Der Großhandelsmarkt der Stadt bietet Kleinproduzen- 
ten und Händlern Hunderte von Lastwagen an, um sie auf 
Tür-zu-Tür-Lieferungen umstellen zu können. [29] Und in 
vielen Teilen Afrikas passen Motorradlieferdienste ihre 
Praktiken an, um den Menschen zu helfen, die benötigten 
Nahrungsmittel zu beschaffen. [30] 


Ob durch Solidarität, gegenseitige Hilfe, ehrenamtliche Ar- 
beit oder Genossenschaften, ob formell oder informell, die- 
se Zunahme an gemeindenahen Bemühungen, Lebensmittel 
dorthin zu bringen, wo sie gebraucht werden, ist entschei- 
dend und muss dringend neue Ressourcen erhalten. Diese 
Graswurzelinitiativen sind zwar nicht die Lösung, aber sie 
weisen mit Sicherheit in die richtige Richtung. 


Umstellung auf kommunale Ernährungssysteme 


Um die Katastrophe zu verhindern, vor der uns sowohl die 
ILO als auch das WFP der Vereinten Nationen warnen, wür- 
den wir drei Arten von Maßnahmen fordern. 


Kurzfristig: 

1) Ressourcen für Gemeinschaftsinitiativen: 

Wir brauchen dringend eine massive Anerkennung und Un- 
terstützung der Gemeinschaftsanstrengungen, um Bedürfti- 
ge zu ernähren. Für diese Bemühungen sollten Mittel, In- 
strumente und andere Ressourcen bereitgestellt werden. 
Dies kann Finanzierung oder Material für Nachbarschafts- 
gruppen oder indigene Gemeinschaften bedeuten, die per- 
sönliche Schutzausrüstung, Räume und Orte benötigen, wo 
Lebensmittelvorräte angelegt und ihre Verteilung sowie der 
Transport organisiert werden können. 

Es kann Ressourcen für regionale und lokale Regierungen 
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bedeuten, um die Zusammenarbeit mit gemeindenahen Or- 
ganisationen, Genossenschaften und Landwirten durch- 
zuführen. 

Und es sollte Unterstützung durch die lokalen Regierungen 
selbst bedeuten, sei es durch politische Maßnahmen oder 
Infrastruktur. Viele tun dies bereits, aber es muss massiv 
und schnell im großen Stil geschehen. 

Während die Weltbank, der Internationale Währungsfonds 
und andere Geber den Regierungen helfen, mit dem Finan- 
zierungsbedarf der Gesundheitskrise fertig zu werden, geht 
der größte Teil davon an Großunternehmen. Es wäre besser, 
den Kommunalverwaltungen mehr Mittel zur Verfügung zu 
stellen, damit sie die Gemeinschaftsanstrengungen unter- 
stützen können. 


Längerfristig: 

2) Verbesserung der Bedingungen für Landwirte und 
Beschäftigte: 

Wir müssen die Lage der Arbeitenden im Lebensmittelsys- 
tem verbessern, von der Produktion oder Beschaffung bis 
hin zum Einzelhandel, der Lieferung und dem Lebensmit- 
telservice. 

Dies bedeutet: 

- höhere Löhne oder ein allgemeines Grundeinkommen, das 
einkommensschwache Arbeitnehmende viel besser stellt 
oder Menschen außerhalb der Lohnwirtschaft erreicht; 

- einen Sitz am Verhandlungstisch, um Arbeit neu zu defi- 
nieren und Arbeitsprozesse neu zu verhandeln, wie viele 
Gewerkschaften lautstark fordern; 

- volle Rechte auf Gesundheitsversorgung, Gefahrenentgelt, 
sichere Arbeitsbedingungen und Kinderbetreuung; 

- und, vielleicht am wichtigsten, einen besseren Status in 
der Gesellschaft. 

Die Bauern müssen auch mit Systemen unterstützt werden, 
um Produkte sicher auf die Märkte zu bringen, und mit fai- 
ren Preisen, die ihren Lebensunterhalt sichern. Gleichzeitig 
müssen die auf dem Land Arbeitenden angemessene Löhne 
und gesunde Arbeitsbedingungen erhalten. Die Covid-19- 
Krise hat deutlich gemacht, wie wichtig landwirtschaftliche 
Arbeit, Transport, Lebensmittelverteilung und Lieferung für 
unser Wohlergehen sind. Die Menschen, die in diesem Sys- 
tem arbeiten, sind ebenso an vorderster Front wie die Be- 
schäftigten im Gesundheitswesen. Sie verdienen eine besse- 
re gesellschaftliche Position, bessere Bezahlung und eine 
gerechtere Verteilung der Leistungen - und jetzt ist die Zeit, 
diesen Strukturwandel zu vollziehen. 


3) Wiederaufbau öffentlicher Lebensmittelsysteme: 

Wir müssen Öffentliche, von der Gemeinschaft kontrollierte 
Märkte im Lebensmittelbereich von der lokalen Ebene an 
neu erfinden und stärken. Und wir müssen diese Märkte mit 
den Erzeugnissen von Kleinbauern und Fischern verbinden. 
Der Coronavirus-Lockdown hat uns ganz deutlich gezeigt, 
dass wir uns nicht auf den globalen Handel als Strategie 
verlassen können und dass die Kontrolle von Schlüsselseg- 
menten unserer Lebensmittelversorgung durch Großunter- 
nehmen das Überleben prekär macht. 

Wir müssen der öffentlichen Finanzierung von großen Nah- 
rungsmittel- oder Agrarunternehmen ein Ende setzen, mit 
Ausnahme der Unterstützung für deren Beschäftigte. 

Wir müssen auch die Konzentration in der Lebensmittelin- 
dustrie durch Maßnahmen wie Kartell- oder Fabrikabwehr- 
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gesetze und direkte Unterstützung für kleine Fischereibe- 
triebe, Schlachthöfe, Molkereien und Großmärkte angehen. 
Wir wissen, dass es noch mehr Pandemien geben wird. Jetzt 
ist die Chance, vorwärts zu kommen und eine öffentliche 
Ausrichtung auf unserer Lebensmittelsysteme zu festigen. 
Ähnlich wie im Gesundheitssektor, wo wir öffentliche me- 
dizinische Forschung, öffentliche Krankenhäuser und Gene- 
rika haben, die sich außerhalb des Griffs von Patentgesetzen 
befinden, die der Gier der Unternehmen dienen. 

Nahrung ist nicht nur ein öffentliches Gut, sie ist ein sozia- 
les Gut und muss entsprechend garantiert, geschützt und al- 
len Menschen wie die Gesundheitsfürsorge zur Verfügung 
gestellt werden. 


Wenn aus dieser Krise etwas Positives kommen könnte, 
dann wäre es, dass wir nach Jahrzehnten der Privatisierung 
und der Kontrolle durch Unternehmen die öffentlichen Sys- 
teme in unseren Ländern zurückgewinnen und wieder eta- 
blieren können. Diese Systeme sollten Lösungen unterstüt- 
zen und auf dem aufbauen, was lokale Gemeinschaften be- 
reits anbieten. Nahrung, wie die Gesundheit, ist ein ent- 
scheidender Bereich, um damit zu beginnen. 


Fußnoten: 
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[8] Tom Odula and Idi Ali Juma, “Stampede in Kenya as slum 
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* GRAIN ist eine kleine internatio- 
nale Non-Profit Organisation, die 
tätig ist, um Kleinbauern und sozi- 
ale Bewegungen in ihren Kämpfen 
AN: ein biodiverses und durch das 
Gemeinwesen kontrolliertes Er- 


nährungssystem zu unterstützen. 
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Ana de Ita 


Tönnies‘ Verwandtschaft: Schweinefabriken in Mexiko 


(Mexiko-Stadt, 5. Juni 2020, La Jor- 
nada).- Während die Covid-19-Pandemie 
Millionen Menschen auf der Welt iso- 
liert, die globale Wirtschaft und die ge- 
sellschaftliche Normalität zerstört hat, 
haben innerhalb kurzer Zeit verschiede- 
ne Wissenschaftler*innen dazu aufgeru- 
fen, die Produktion in den industriellen 
Tiermastbetrieben einer Überprüfung zu 
unterziehen, bevor die neue Normalität 
alles beim Alten belässt. 


Die Schweinegrippe von 2009 (H1N1) 
hatte ihren Ursprung in Mexiko. 

In einem Schweinemastbetrieb von 
Smithfield — unter dem Namen Granja 
Carroll - im von den Bundesstaaten Ver- 
acruz und Puebla geteilten Perote-Tal 
zeigte sich, dass die industrielle Tierpro- 
duktion eine Gefahr für die Gesundheit 
von Mensch und Tier darstellt. Journa- 
list*innen wie Luis Hernändez Navarro 
und Forscher*innen dokumentierten da- 
mals die Auswirkungen. Doch Smithfield 
wurde nicht belangt. Nicht einmal das 
Regelwerk im Land wurde geändert. 


Schweinemastanlagen sind ideales 


Umfeld für Krankheitserreger 
Den eingesperrten, zusammengepferch- 


ten, genetisch homogenen Tieren mit 
ihren unterdrückten Immunsystemen 
werden vorbeugend Antibiotika verab- 
reicht, damit sie eine exakte Zahl von Ta- 
gen überleben, um die angestrebte Ge- 
winnrate zu erzielen. 

Das schafft ein ideales Umfeld für die 
Krankheitserreger. Auf diese Weise sam- 
melten wir in den vergangenen Jahrzehn- 
ten grassierende Epidemien: verschiede- 
ne Typen der Vogelgrippe, des Schweine- 
fiebers und des schweren akuten Atem- 
wegsyndroms (SARS). 


Die sogenannte Viehzucht-Revolution 
kam mit dem NAFTA-Freihandelsver- 
trag (1994) nach Mexiko 
Befördert wurde dies durch die Erleich- 
terungen, die das Land aufgrund fehlen- 

der Umweltregulierungen, niedriger 
Lohnkosten und Naturressourcen wie 
Wasser, sowie der Möglichkeiten des 
Land Grabbings für Investitionen bietet. 
Die wachsende Nachfrage nach tieri- 
schen Proteinen wurde von den multina- 
tionalen Konzernen, die die weltweite 
Viehproduktion kontrollieren, ausge- 
nutzt. 
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Die Daten über die Schweinefleischpro- 
duktion zeigen uns, wie die Zahl der Be- 
triebe in dem Maße zurückging, in dem 
sich die Zahl der Schweine auf immer 
größere Unternehmen konzentrierte. 
1991 gab es etwa zwei Millionen bäuerli- 
che Betriebe mit Schweinehaltung, die 
10,6 Millionen Schweine produzierten. 
Davon entfielen 1,5 Millionen Tiere auf 
600.000 kleinbäuerliche Haushalte. 

Die überwiegende Mehrheit der Schwei- 
nebetriebe waren mit weniger als 20 
Stück Vieh klein, doch sorgten sie für 
mehr als die Hälfte der Produktion. 

Am anderen Extrem befanden sich nur 
700 Großbetriebe mit mehr als 1000 
Stück Schweinevieh, die ein Drittel der 
Gesamtproduktion ausmachten. 

2007 waren 99 Prozent all dieser im Jahr 
1991 existierenden Schweinefarmen ver- 
schwunden. Das restliche eine Prozent 
produzierte 75 Prozent mehr als die da- 
malige Gesamtmenge. Diese Konzentra- 
tion geschah zugunsten der industriellen 
Schweinemastbetriebe in den Händen na- 
tionaler und ausländischer Konzerne. 

Sie haben sich in neuen Landesregionen 
angesiedelt, die zu ihren „Hochburgen“ 
geworden sind. 


Geplanter Schlachthof ohne strikte 


Hygieneregeln 
Die Konzerne Granjas Carroll und 


Keken machen sich den ersten Platz auf 
dem mexikanischen Markt streitig. 
Granjas Carroll ist Eigentum von 
Smithfield, dem globalen Schweinemast- 
giganten, sowie von Vereinigte Agrarin- 
dustrien Mexikos (AMSA). Der Konzern 
wurde 1993 gegründet und ist derzeit be- 
reits für fast 13 Prozent der Produktions- 
kapazität verantwortlich. Seine 20 Mega- 
betriebe in Puebla und Veracruz mästen 
fast 1,6 Millionen Schweine. Es bestehen 
Pläne, diese Produktion um eine Million 
auszuweiten und in den angrenzenden 
Bundesstaat Tlaxcala zu expandieren. 
Die Bevölkerung der Region klagt, die- 
se Pläne würden ihre Gesundheit und die 
Umwelt bedrohen. Sie wehrt sich zudem 
gegen die Einrichtung eines Schlachtho- 
fes im Landkreis Oriental, Bundesstaat 
Puebla. Die Werbekampagne des Kon- 
zerns zu seiner sozialen und ökologi- 
schen Verantwortung - so soll jedem ein 
Dollar bezahlt werden, der eine einzige 
Fliege in der Fabrik findet - ist wenig 
glaubwürdig. Vor allem angesichts feh- 
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lender Inspektionen und fehlender strik- 
ter Hygieneregulierungen. 


Konkurrent Keken beschloss, sich im 
Bundesstaat Yucatän anzusiedeln; an re- 
lativ isolierten, von Urwald umgebenen 
Standorten, um sich vor der grassieren- 
den Ansteckung durch andere Schweine- 
betriebe zu schützen. Aber den Urwald 
schützt das Unternehmen nicht, wie die 
Maya-Gemeinden in der Nachbarschaft 
berichten. Keken, der Namen bedeutet 
auf Maya „Schwein“, hat sogar ihre 
Sprache usurpiert. 

Der Maya-Rat des Westens von Yu- 
catan „Chik’in Ja“ hat vor der Umwelt- 
behörde Profepa eine Klage der Bevölke- 
rung eingereicht, denn diese fand eine 
schwarze Lagune, die sich aus der Ent- 
sorgung unbehandelter Festabfälle der 
Mastfabriken gebildet hatte. Die Abfälle 
sind schädlich für die Umwelt, die Bie- 
nenzucht und die kleinbäuerliche Vieh- 
wirtschaft in Kinchil, Hunucmä, Max- 
canü und Celestün. 


Gefahr für Umwelt und Ökosystem 
Die Gemeinde Homün in Yucatan ist eine 


Ortschaft von weniger als 8.000 Einwoh- 
ner*innen. Sie betreibt Ökotourismus, 
dessen Attraktion die Cenotes sind. Diese 
mit Süßwasser gefüllten Kalksteinlöcher 
stehen in Verbindung mit den unterirdi- 
schen Flüssen in der yucatekischen Kar- 
stregion. Homün kämpft gegen das 
Schweinemastunternehmen Papo, das 
wiederum einen Vertrag mit Kek£n hat. 
Das Unternehmen begann die Schweine- 
zucht, ohne die zugesagte Kläranlage ge- 
baut zu haben. 

Unterstützt von der Organisation Indi- 
gnaciön klagt die Gemeinde seit Septem- 
ber 2018 vor Gericht. Sie macht fehlen- 
den Respekt vor dem Selbstbestim- 
mungsrecht der Maya-Gemeinden sowie 
bevorstehende Umweltschäden geltend. 
Im Bundesstaat Yucatän droht die dort 
neue und florierende Schweineindustrie 
das fragile Ökosystem zu zerstören. 
Homün ist ein Beispiel für Entwick- 
lungsprojekte, die von den Regierungen 
gefördert werden und für ein paar hun- 
dert prekäre Arbeitsplätze das Leben der 
Gemeinden und das “gute Leben” aufs 
Spiel setzen. 


‚Ana de Ita ist Direktorin des Studienzentrums 
für den Wandel im Mexikanischen Landbau 
Ceccam (Centro de Estudios para el Cambio 
en el Campo Mexicano) 
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17. Juli 2020 - Sub-Sub-Unternehmer 
schließen Werkverträge mit Menschen ab 
zu Konditionen, die man auch getrost als 
ausbeuterisch bezeichnen kann. Denn diese 
Menschen kommen in der Mehrzahl als 
Wanderarbeiter aus südosteuropäischen 
Ländern, in denen ihre mageren Löhne, die 
noch unter dem Mindestlohn liegen kön- 
nen, willkommen sind, um die bittere Ar- 
mut der Familie zu lindern. Die Bedingun- 
gen, unter denen sie arbeiten, machen 
krank. In normalen Zeiten interessierte das 
die Öffentlichkeit kaum. Es wurde jeden- 
falls nur sehr wenig darüber berichtet. 
Doch wenn inmitten der Corona-Pandemie 
Fleischfabriken zu Hotspots für die Ver- 
breitung des Virus’ werden und dieses auch 
die lokal ansässige Bevölkerung krank 
macht, dann wird das Ganze ein Fall, um 
tagelang Schlagzeilen zu machen. 


Die Corona-Krise legt schonungslos die 
Schwachstellen in unserer Gesellschaft 
bloß. In dem Fall die eines Wirtschaftsge- 
barens, das von der deutschen Politik ge- 
deckt wird. Lokal oder bundespolitisch 
agierende Politiker*innen sind seit Jahren 
Mitwissende und die moralische Empö- 
rung, die jetzt zu hören war über das Sys- 
tem Tönnies’ und Co. wirkt daher nicht 
glaubwürdig. Warum gibt es nicht längst 
Arbeitsgesetze, die die Unternehmen zu ta- 
riflich ausgehandelten Arbeitsverträgen 
und damit anständigen Löhnen verpflich- 
ten? So wäre der Sub-Sub-Sumpf längst 
ausgetrocknet - die Profite allerdings auch. 
Jens Berger schreibt in seinem Beitrag für 
die Nachdenkseiten, dass die Politik über 
die Jahre hinweg die Gesetze und Vor- 
schriften genau so ausgeweitet habe, dass 
das „System Tönnies“ im legalen Bereich 
Profite erwirtschaften könne. 


Sarah Wiener, seit 2019 Europaabgeordne- 
te der österreichischen Grünen, spricht von 
„Sklavenähnlichen Zuständen in den 
Schlachthöfen“ und fordert eine Neuaus- 
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richtung der europäischen Agrarpolitik, 
denn das Problem liegt auch für sie,in dem 
System“. Die Fleischindustrie, in der Tau- 
sende Menschen bei Kühlschranktempera- 
turen dicht an dicht arbeiten und als Wan- 
derarbeiter auf engstem Raum gedrängt 
sich Schlafunterkünfte teilen, bietet für die 
Ausbreitung von Viren natürlich Idealbe- 
dingungen. Das haben die massenhaften 
Corona-Ausbrüche nicht nur in Deutsch- 
land, sondern auch in den USA, Kanada, 
England, Österreich und zuletzt in Brasili- 
en gezeigt. 


Doch auch beim Ernteeinsatz auf Gemüse- 
und Obstplantagen ist es in Deutschland, 
Spanien und England zu bekannten Coro- 
na-Ausbrüchen gekommen. Auch hier wer- 
den die Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Menschen massiv angeprangert. Insbe- 
sondere der fehlende Arbeitsschutz wird 
bei den Ausbrüchen in Herefordshire mas- 
siv kritisiert. Eine Sprecherin der engli- 
schen Gewerkschaft Unite spricht gegen- 
über dem Guardian ebenfalls von einem 
System, das schon lange währt: „Erst die 
Fleischindustrie und nun diese Farm. All 
diese strukturellen Probleme bestehen 
doch seit Jahren, aber es braucht eine Kri- 
se wie diese, um uns die Verletzlichkeit der 
Menschen zu zeigen.“ 


Wie in der Fleischindustrie handelt es sich 
auch hier um Wanderarbeiter. Die Arbeits- 
bedingungen werden nicht einfach ver- 
schwinden, wie der Labour Schatten- 
Agrarminister Daniel Zeichner gegenüber 
dem Guardian erklärte, da die großen Su- 
permarktketten mit einigen wenigen Erzeu- 
gern zusammenarbeiten und die Super- 
marktketten als lebensnotwendige Einrich- 
tungen bisher finanziell hervorragend 
durch die Krise kamen. Es wäre jetzt hoch 
willkommen, dass die Bedingungen für 
ihre Arbeiterschaft verbessert werden“, 
meint Zeichner. Das ist genauso auf die 
Verhältnisse bei uns übertragbar. 





Damit die oben sind, oben bleiben. 


Doch nichts, denn ohnegleichen ist 
Das System, das sie gemacht haben: 





B. Brecht: Die heilige Johanna der Schlachthöfe- 
Die aber unten sind, werden unten gehalten 


Und der Oberen Niedrigkeit ist ohne Maß 


Und auch wenn sie besser werden, so hülfe es 


Ausbeutung und Unordnung, tierisch und also 
Unverständlich. (aus der letzten Szene) 


verhindert hat. 








Das Stück spielt auf den Schlachthöfen von Chicago, es ist 
1929/30 zur Zeit der Weltwirtschaftskrise entstanden. 

Erst kurz vor ihrem Tod gewinnt die Titelfigur des Dramas, die 
25-jährige Johanna Dark, die Erkenntnis, dass gegen das 
ausbeuterische System der an der Börse zockenden 
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Reine Appelle an die Profiteure des Sys- 
tems fruchten aber wenig. Das zeigt ein 
Blick auf die Fleischindustrie, wo es auch 
in Deutschland immer wieder zu neuen 
Ausbrüchen kommt, jüngst zum wiederhol- 
ten Mal in einer niedersächsischen Geflü- 
gelfabrik (Wiesenhof-Konzern). Kontrol- 
len, neue Lüftungsanlagen, Testungen, ver- 
setzte Pausenzeiten, das soll Abhilfe schaf- 
fen. Auch die Werkverträge, die solche Ar- 
beitsverhältnisse erst ermöglichen, ver- 
spricht der deutsche Bundesarbeitsminister 
nun zügig anzupacken. Der entsprechende 
Gesetzentwurf zum Verbot dieser Art Ver- 
träge in der Fleischindustrie soll noch im 
Juli beschlossen werden. 


Werkverträge, die für sklavenähnliche 
Bedingungen sorgen, gibt es seit langem 
ebenfalls in der Baubranche. Auch hier er- 
öffnet die Corona-Krise der breiten Öffent- 
lichkeit Einblicke ins System. Doch Sys- 
tem Billig-Fleisch, Gemüse und Bau sind 
Teile ein und desselben Systems: Das eines 
entfesselten Kapitalismus’, in dem Men- 
schen nur über ihren Nutzwert definiert 
werden, der einzig dem Erhalt des Systems 
dient, von dem wenige profitieren und dass 
Menschen gegeneinander ausspielt. Das 
macht krank und ist krank! Solidarität 
bleibt dann ein Fremdwort. 


Zitierte Quellen: 

- Jens Berger: „Nicht der Verbraucher trägt 
die Schuld“, 14. Juli 2020, NDS 

- Sahrah Wiener im Interview mit Redakti- 
onsnetzwerk Deutschland, 6. Juli 2020, 

- Der englische Guardian Online über die 
Farm in Herefordshire, 13. Juli 2020 

- Zum Weiterlesen über Brasilien: 

The Guardian, 15.7.2020 

- SIG-SN 3 , Seite 13 

Das “System Tönnies” — organisierte 
Kriminalität und moderne Sklaverei 
Jour Fixe Gewerkschaftslinke Hamburg 
[Hg.] ISBN 978-3-9822036-0-7 











Fleischfabrikanten gekämpft werden muss und bedauert, dass 
sie den Generalstreik der Arbeiter durch ihr Handeln 


Die hygienischen Bedingungen auf den Schlachthöfen und in 
den Unterkünften der Arbeiter und ihrer Familien, 
ausländischer und einheimischer, wurden von Sinclair in 
seinem 1906 erschienenen Roman „The Jungle“ realistisch 
geschildert. Seine Protagonisten waren Einwanderer aus 
Litauen. Sinclair schildert aber auch die Profitgier und die 
Korruption, die in der US-Fleischindustrie Ende des 19. 
Jahrhunderts herrschte. Sinclairs Roman wühlte auf und 
erreichte auch die Politik. Präsident Roosevelt brachte 
Hygienegesetze auf den Weg, die die Lage verbesserten. 
Dass sie auch heute noch nicht optimal ist oder wieder sich 
verschlechtert hat, zeigen die Berichte über Corona-Hotspots 
in den US-Fleischfabriken. 


Attac Österreich 
Wie Konzerne von der Corona-Pandemie 
profitieren 


In einer Wirtschaftskrise, die zu Hunger oder Unruhen füh- 
ren könnte, sah sich ein Finanzminister gezwungen, die 
Schulden seines Landes nicht zu begleichen, die Währung 
massiv abzuwerten und die Wasser- und Stromtarife einzu- 
frieren. Das führte dazu, dass 42 transnationale Unterneh- 
men Klagen wegen entgangener Gewinne einleiteten. 

Das klingt tagesaktuell, ist in Wirklichkeit aber ein Bericht 
über Argentinien inmitten der Finanzkrise von 2002. 

Diese Geschichte könnte sich durch COVID-19 in vielen 
Ländern wiederholen, wenn diese außergewöhnliche Maß- 
nahmen ergreifen müssen, um die beispiellose wirtschaftli- 
che Schockwelle nach COVID-19 zu bewältigen. 


Das Ausmaß der wirtschaftlichen Auswirkungen von 
COVID-19 wird erst langsam sichtbar. Die UNCTAD 
(Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Ent- 
wicklung) hat vor einem "drohenden finanziellen Tsunami" 
gewarnt, der zu weltweiten Investitionseinbrüchen um 

40 Prozent führen könnte, und hat auf ein 2,5 Billionen Dol- 
lar schweres Krisenpaket für Entwicklungsländer gedrängt. 
Weltweit waren Regierungen gezwungen finanzielle und 
wirtschaftliche Maßnahmen zu ergreifen, die vor einigen 
Monaten noch undenkbar gewesen wären. Sie mussten nicht 
nur öffentliche Mittel zur Stärkung der Gesundheits- und 
Sozialsysteme, zum Schutz der Armen und Schwachen, zur 
Unterstützung von Arbeitnehmer*innen und Kleinunterneh- 
men aufstellen, sondern sie mussten auch Sofortmaßnah- 
men ergreifen, wie zum Beispiel die Aussetzung von Zah- 
lungen an private Unternehmen oder die Übernahme priva- 
ter Unternehmen zur Herstellung wichtiger Gesundheitsaus- 
rüstung. 





Die Maßnahmen der Regierungen werden massiven Druck 
auf die ohnehin schon angespannten öffentlichen Haushalte 
ausüben, ganz besonders in den Ländern des globalen Sü- 
dens. Weniger bekannt ist jedoch, dass sie auch eine Welle 
von Klagen multinationaler Konzerne und Investitionsan- 
wälten auslösen könnten. Diese Klagen könnten im Rahmen 
der sogenannten ISDS (Investor-State Dispute Settle- 
ment), einer Paralleljustiz für Unternehmen und Investoren, 
erhoben werden. Diese Paralleljustiz ISDS ist im Kleinge- 
druckten fast aller Investitionsabkommen weltweit ver- 
ankert. Innerhalb der Paralleljustiz haben Unternehmen die 
Möglichkeit Staaten wegen Gesetzen, Vorschriften und 
Maßnahmen von Regierungen zu verklagen, die sich mögli- 
cherweise auf ihr Geschäft auswirken - selbst wenn diese 
Maßnahmen angesichts der größten gesundheitlichen Krise, 
die die Welt je erlebt hat, ergriffen wurden. Durch solche 
Klagen wird die ohnehin schon immense finanzielle Belas- 
tung für viele Staaten noch weiter wachsen. 


Das globale Netz von Investitionsabkommen 
könnte Maßnahmen zur Bekämpfung von 
COVID-19 untergraben 


Die Paralleljustiz ISDS wird durch ein komplexes Netzwerk 
von internationalen Handels- und Investitionsabkommen er- 
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möglicht, die allesamt Investitionsschutzklauseln mit ISDS 
enthalten. Schon bisher haben Konzerne Staaten bereits er- 
folgreich verklagt - etwa für deren Maßnahmen zum Schutz 
der Umwelt und der öffentlichen Gesundheit sowie für die 
Ausweitung des erschwinglichen Zugangs zu Energie, zu 
sauberem Wasser oder besseren Arbeitsbedingungen. 

Dieser Zugang zu einer privaten Paralleljustiz ist aus- 
schließlich ausländischen Investoren und Unternehmen vor- 
behalten und funktioniert nur in eine Richtung: Staaten kön- 
nen Investoren im Rahmen der ISDS-Paralleljustiz nämlich 
nicht wegen Verletzung der Menschenrechte oder Missach- 
tung von Umweltstandards verklagen. 


Die UNCTAD bestätigte kürzlich, dass weltweit bereits 
mehr als 1000 ISDS Klagen gegen Staaten bekannt sind. 
Die Zahl der Klagen ist in den letzten zehn Jahren in die 
Höhe geschnellt, und mit ihnen auch die Höhe der Klage- 
summen. 





Diese exponentielle Kurve der Klagen könnte in Folge von 
COVID-19 noch weiter ansteigen. Law360, ein spezialisier- 
tes Anwaltsmagazin, schrieb am 8. April 2020: "Für die 
Geldgeber von Schiedsgerichtsverfahren könnten die letzten 


Wochen den Beginn eines Booms markieren". 

Selbst wenn Klagen von Unternehmen gegen Staaten in der 
Krise außergewöhnlich und politisch riskant erscheinen mö- 
gen, gibt es auch dafür bereits Beispiele. Schon früher ha- 
ben transnationale Unternehmen, unterstützt von Investiti- 
onsanwält*innen und Drittfinanziers, auf Basis internationa- 
ler Investitionsabkommen Krisenländer verklagt um Gewin- 
ne zu erzielen. 








Die Erfahrungen Argentiniens sind hier von besonderer Be- 
deutung. Trotz einer Krise, in der die Wirtschaft um_ 

28 Prozent schrumpfte und die Hälfte der Bevölkerung un- 
ter die Armutsgrenze fiel, ließen sich ausländische 
Investor*innen nicht davon abhalten, Klagen gegen die 
Regierung einzuleiten. 42 Unternehmen reichten Klagen ein 
und forderten insgesamt 16 Milliarden Dollar. 





Und tatsächlich bereiten Investitionsanwält*innen die Kon- 
zerne, die ihre Kunden sind, bereits auf diese „Gelegenheit“ 
vor. Am 26. März 2020 teilte die internationale Investitions- 
Kanzlei Aceris Law ihren Kunden mit: "Während die Zu- 
kunft ungewiss bleibt, wird als Reaktion auf die COVID-19- 
Pandemie wahrscheinlich gegen verschiedene Schutzbe- 
stimmungen in bilateralen Investitionsabkommen ("BIS") 
verstoßen, was in Zukunft Ansprüche ausländischer Inves- 
toren nach sich ziehen wird". Mehrere andere Elite-An- 
waltskanzleien veröffentlichten ebenfalls Hinweise[1]. 


Die peruanische Regierung wurde bereits gewarnt, dass die 
Aussetzung von Mautgebühren für das Straßennetz des 
Landes - eine Maßnahme, die die Regierung im Zusammen- 
hang mit der COVID-Krise ergriffen hat - zu mehreren 
Paralleljustiz-Klagen führen könnte. 





Die Klagen könnten darauf abzielen, eine Entschädigung 
für Krisenmaßnahmen zu erhalten — wie etwa in Spanien: 
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Dort hatte die Regierung am 14. März 2020 einen Erlass 
verabschiedet, der es der Regierung erlaubt "einzugreifen 
und vorübergehend Industrien, Fabriken, Werkstätten, Bau- 
ernhöfe oder Räumlichkeiten jeglicher Art, einschließlich 
privater Gesundheitszentren sowie solcher deren Aktivitä- 
ten im pharmazeutischen Sektor liegen, zu besetzen". 
Andere Länder haben ähnliche Bestimmungen erlassen. Die 
italienische Regierung hat nun das Recht private medizini- 
sche Ausrüstung zu requirieren, um die öffentliche medizi- 
nische Versorgung zu gewährleisten. 


Ausländische Investoren könnten den Vorwurf erheben, 
dass Italien und Spanien gegen das Verbot der direkten Ent- 
eignung in Investitionsverträgen verstoßen, indem sie die 
Beschlagnahme von privatem Unternehmenseigentum und 
Ausrüstung erlauben. Die vorgeschriebene Schließung aller 
Geschäfte und die Beschlagnahme privater Produktionsstät- 
ten könnten von Investoren als indirekte Enteignung inter- 
pretiert werden. Die Regierungen werden sicherlich argu- 
mentieren, dass Maßnahmen zum Schutz der öffentlichen 
Gesundheit inmitten der gegenwärtigen Krise Teil ihrer le- 
gitimen Staatsaufgaben sind. 


Das Völkerrecht erlaubt es den Staaten, ihre Maßnahmen 
mit dem Argument der Notwendigkeit oder extremer 
Umstände (höhere Gewalt) zu verteidigen. Wissenschaft- 
ler*innen haben jedoch davor gewarnt, dass "das Plädieren 
auf höhere Gewalt sehr schwierig ist und dass Staaten 
selten Erfolg hatten, wenn sie sich in Angelegenheiten des 
Völkerrechts auf höhere Gewalt beriefen". Diese Verteidi- 


gungslinie hat sich in der Vergangenheit nicht als zielfüh- 
rend erwiesen, um Prozesse oder erfolgreiche und teure 
Klagen von Investoren zu stoppen. In 11 von 14 Fällen, in 
denen Argentinien den Notstand zur Verteidigung benutzte, 
wurde das Argument von der Paralleljustiz zurückgewie- 


senl2|. 





Ausländische Investoren könnten Millionen 
Dollar von den öffentlichen Haushalten abziehen 


Gegenwärtig sind weltweit 343 ISDS-Klagen anhängig; 
die meisten (213 Fälle) richten sich gegen lateinamerika- 
nische, asiatische und afrikanische Länder. In einigen 
Ländern des globalen Südens sind ISDS-Klagen in Höhe 
mehrerer Milliarden anhängig. Mexiko hat 12 anhängige 
Fälle, die insgesamt 5,4 Milliarden Dollar an Forderungen 
ausmachen. Indien hat 13 anhängige Fälle mit Ansprüchen 
in Höhe von 8 Milliarden Dollar. 

Aber die Klagen sind nicht nur ein Problem für Entwick- 
lungsländer. Spanien, eines der am stärksten von COVID- 
19 betroffenen Länder, ist das am zweithäufigsten verklagte 
Land weltweit. Gegenwärtig führt die spanische Regierung 
rechtliche Auseinandersetzungen mit acht Investoren; die 
Konzerne versuchen die Verfahren zu beschleunigen, um 
insgesamt 739 Millionen Euro einzutreiben[31. 


Bis Ende 2018 mussten Staaten in jenen ISDS-Fällen, die 
bisher öffentlich bekannt worden sind, den Investoren 
schwindelerregende 88 Milliarden Dollar zahlen.[4] 
Millionen Dollar an Steuergeldern wanderten - statt in die 
Finanzierung der öffentlichen Gesundheit, den Zugang zu 
Nahrungsmitteln und die Schaffung von Arbeitsplätzen zu 
fließen - in die Taschen von Konzernen. 
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Die Kosten der ISDS-Forderungen haben zur ohnehin 
schon hohen Auslandsverschuldung des globalen Südens 
beigetragen. Jene 88 Milliarden Dollar, die ausländischen 
Investoren und Investmentanwälten als Folge von ISDS- 
Klagen bis 2018 zugesprochen wurden, sind fast genauso 
viel, wie der Internationale Währungsfonds armen Ländern 
und Schwellenländern zur Bekämpfung der schlimmsten 
Auswirkungen der Coronavirus-Krise zur Verfügung ge- 
stellt hat. Und es ist das 18-fache des Budgets der 
Weltgesundheitsorganisation für 2020. 


Coronavirus-Weckruf: fünf Maßnahmen, 
die Regierungen sofort ergreifen sollten 


Die Tatsache, dass uns die tausendste ISDS-Klage mitten in 
einer tiefen sozialen und wirtschaftlichen Krise ins Haus 
steht, sollte ein Weckruf sein. So wie die Pandemie tiefgrei- 
fende gesundheitliche Ungerechtigkeiten und die Gefahren 
agroindustrieller Ernährungssysteme offenlegt, so zeigt sie 
auch die Gefahren von Handels- und Investitionssystemen 
auf, die Unternehmensgewinne über Gesundheit und Leben 
stellen. 


Wir brauchen keine Handels- und Investitionsabkommen, 
die von Investoren dazu benutzt werden können Länder in 
der Krise zu verklagen. Wir können es uns nicht leisten, 
dass Investoren die knappen öffentlichen Mittel kassieren, 
die benötigt werden, um sich von der Rezession nach CO- 
VID-19 zu erholen. Verträge, die in Krisenzeiten die Souve- 
ränität von Regierungen einschränken und knappe öffentli- 
che Haushalte belasten, sind höchst problematisch. 





Die Regierungen sollten dringend Maßnahmen ergrei- 
fen um sicherzustellen, dass transnationale Unterneh- 
men und Investitionsanwält*innen nicht zu Nutznie- 
Bern dieser Pandemie werden - auf Kosten des Wohler- 
gehens und der Gesundheit der Menschen. 
Regierungen sollten daher: 

1.) alle Verhandlungen über Handels- und Investitionsab- 
kommen aussetzen. 

2.) alle notwendigen Schritte unternehmen, um (unilateral 
oder multilateral) bestehende Verträge aufzulösen. 

3.) eine umfassende Überprüfung (Kosten-Nutzen-Analy- 
se) ihrer gegenwärtigen und geplanten Investitionsabkom- 
men vornehmen. 

4.) die Zustimmung zur ISDS-Paralleljustiz zurückziehen, 
um die unmittelbare Gefährdung durch Klagen zu begren- 
zen. 

5.) "Entschädigungszahlungen" an Investoren, die sich aus 
den ISDS-Klagen ergeben haben, aussetzen - oder wenigs- 
tens einen Schuldenerlass bzw. eine Restrukturierung der 
Schulden, die sich aus ISDS-Klagen ergeben haben verhan- 
deln. 











[1] Einige der Erklärungen, die von auf ISDS-Paralleljustiz spezi- 
alisierten Anwaltskanzleien abgegeben wurden, umfassen: 


° "Investitionsschiedsverfahren folgen oft auf Wirtschafts-, Fi- 
nanz- oder andere Krisen", Debevoise & Plimpton, 8. April 2020, 
® "Empfehlungen an die Staaten: Die Staaten sollten versu- 


chen sicherzustellen, dass ihre geplanten Maßnahmen im Voraus 
mit dem Völkerrecht vereinbar sind, um zu vermeiden, dass sie 
sich mit einer Flut von Schiedsgerichtsverfahren auseinanderset- 
zen müssen", Shearman & Stearling, 14. März, 
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® "Viele ausländische Investoren sehen sich mit weitreichen- 
den staatlichen Eingriffen in zahlreiche Aspekte ihrer Geschäfts- 
tätigkeit konfrontiert (in vielen Gerichtsbarkeiten auch Ein- 
schränkungen hinsichtlich des Einsatzes und der Freizügigkeit ih- 
rer Mitarbeiter, der Nutzung ihres Eigentums und der Durchset- 
zung ihrer vertraglichen Rechte). Einige Investoren haben in Fra- 
ge gestellt, ob das Ausmaß der verhängten Maßnahmen gerecht- 
fertigt ist oder ob die Maßnahmen in einem angemessenen Ver- 


(AWG) (UNCITRAL); Continental (ICSID ARB/03/09); CMS 
Gas (ICSID ARB/01/08); Impregilo (ICSID ARB/07/17); TOTAL 
S.A. (ICSID ARB/04/01); Sempra Energy (ICSID ARB/02/16) 


[31 Nach günstigen Zuschlägen für die Investoren in den Fällen 
Eiser, Novenergia, Masdar, Infrastructure Services Luxembourg 
(ehemals Antin), Rreef, NextEraEnergy, 9REN Holding und In- 
frared Capital Partners haben die Unternehmen Vollstreckungsver- 
fahren in den USA und Australien eingeleitet, damit sie nach Ab- 


hältnis zu dem ernsthaften wirtschaftlichen Schaden stehen, den 
sie anrichten können. “ Herbert Smith Freehills, 9. April 2020, 





5 "Die durch COVID-19 verursachte Gesundheitskrise könnte 


zu einer Chance werden, die Schiedsgerichtsbarkeit zu revolutio- 
nieren und ihre Tugenden im Gegensatz zu innerstaatlichen Ge- 
richtsverfahren zu fördern und zu stärken.“ Anwaltskanzlei 


Garrigues, 24. März 2020 


[2]EI Paso Energy Int. Co. (ICSID ARB/03/15); LG&E Energy 
Corp. (ICSID ARB/02/1); Enron (ICSID ARB/01/3); Suez/Aguas 
de Barcelona/Vivendi (ICSID ARB/03/19); Suez/Aguas de 
Barcelona/Interagua (ICSID ARB/03/17); Anglian Water Group 


schluss des Annullierungsverfahrens die spanischen Vermö- 
genswerte eintreiben können. 


[41 Berechnung auf der Grundlage der UNCTAD-Datenbank für 
Fälle bis Dezember 2018. Von den 310 offengelegten Fällen, die 
zugunsten des Investors entschieden oder beigelegt wurden, wur- 
den in 213 Fällen (69%) Informationen über den Schadenersatz 
zur Verfügung gestellt. 

Quelle: https://wwu.attac.at/kampagnen/die-corona-krise- 





solidarisch-bewaeltigen/wie-konzerne-von-der-corongq- 





pandemie-profitieren 





Martin Konecny 


Wie ein internationaler Knebelvertrag die Energiewende verhindert 


Der „Vertrag über die Energiecharta“ räumt Energiekonzernen das Recht ein, Staaten auf „Entschädigung“ zu 
klagen. Der Beitrag erschien zuerst am mosaik blog und wurde von Attac Österreich übernommen. 


(...) Der „Vertrag über die Energiechar- 
ta“, ECT wurde 1994 unterschrieben und 


sollte ursprünglich vor allem dazu die- 
nen, Investitionen europäischer Energie- 
konzerne während der neoliberalen 
Transformation Osteuropas abzusichern. 
Sie sollten nicht durch staatliche Inter- 
ventionen gefährdet sein. Mitglieder sind 
neben den EU-Mitgliedsstaaten noch 
eine Reihe weiterer Staaten vor allem in 
Osteuropa und Zentralasien. Der Vertrag 
deckt Handel, Transit und Investitionen 
in Energie ab und schützt in seinem Kern 
alle Energieinvestitionen (...). Die Kon- 
sequenz: Alle gedeckten Investitionen 
werden, wenn sie wie geplant und durch 
das Abkommen geschützt weiterlaufen, 
noch unvorstellbare 57 Gigatonnen CO2 
ausstoßen. Das ist mehr als doppelt so 
viel, als die EU ausstoßen darf, um das 
1,5-Grad-Limit einzuhalten. (...) 

Als zentrales Mittel um ihre Investitio- 
nen und Profite zu schützen, dient den 
Energiekonzernen die im ECT enthalte- 
nen Konzernklagerechte. Sie ermögli- 
chen es ihnen, Staaten zu klagen (!), 
wenn politische Entscheidungen die Pro- 
fite der Konzerne schmälern. (...) 

Das dafür geschaffene Instrument ist das 
das sogenannte „Investor-Staat-Streit- 
schlichtungsverfahren“, das als ISDS ab- 
gekürzt wird. Das Instrument der ISDS 
ist ausschließlich für transnationale Kon- 
zerne geschaffen worden. ISDS-Tribuna- 
le entscheiden, ob und wie viel Entschä- 
digung einem Konzern zusteht. Dabei 
spielt es keine Rolle, ob Maßnahmen, die 
zur Entwertung von Investitionen führen, 
demokratisch zustande gekommen sind, 











Sand im Getriebe Nr. 137 


oder wichtigen gesellschaftlichen Inter- 
essen dienen. Relevant ist nur, ob die 
Konzerne durch die Maßnahmen ihre In- 
vestition oder die darauf erwarteten Pro- 
fite verlieren. 

Anders als vor nationalen Gerichten, gibt 
es auch keine Richter*innen. Drei private 
und hochbezahlte Investitionsanwält*in- 
nen sitzen in einem Tribunal, das unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit tagt. Je- 
weils ein*e Vertreter*in von Staat und 
Konzern und ein*e Anwält*in auf den 
sich die beiden Parteien geeinigt haben. 
Sie entscheiden, ob der Staat Entschädi- 
gungen zahlen muss oder verhandeln ei- 
nen Vergleich. 

Bereits zaghafte Schritte zum Ausstieg 
aus fossilen Brennstoffen nehmen Kon- 
zerne zum Anlass, ISDS einzusetzen. 
2009 wehrte sich der Energiekonzern 
Vattenfall gegen strengere Umweltaufla- 
gen für ein Kohlekraftwerk nahe Ham- 
burg. Erst als die Stadt die Umweltaufla- 
gen wieder senkte, zog Vattenfall die 
Klage zurück. Das Verfahren endete mit 
einem Vergleich 

(...) Mit insgesamt 128 bekannten Fällen 
ist der ECT der am meisten genutzte Ver- 
trag, um Konzernklagerechte durchzuset- 
zen. (...) Es reicht das Wissen über po- 
tentiell kostspielige Klagen, um eine pro- 
gressive Klimapolitik zu verhindern. 

So plante zum Beispiel der französische 
Umweltminister 2017 ein Gesetz, um die 
Öl-Förderung bis 2040 in allen französi- 
schen Gebieten zu beenden. Daraufhin 
schrieb die kanadische Firma Vermilion 
einen Brief, in dem sie der Regierung mit 
einer ISDS-Klage drohte. Unter dem 
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Druck dieser Drohungen und massivem 
Lobbying der Öl-Konzerne gab die Re- 
gierung schließlich nach und weichte das 
Gesetz maßlos auf. 

Deutschland: Trotz des viel zu späten 
Datums von 2038 für den Kohleausstsieg 
wird die Öffentlichkeit die Kohlekonzer- 
ne RWE und Leag mit über vier Milliar- 
den Euro entschädigen. Dafür verzichten 
die Konzerne auf die Möglichkeit vor ein 
ISDS-Tribunal zu ziehen — zumindest bis 
auf weiteres. (...) Denn die Gefahr bleibt 
bestehen, zum Beispiel wenn die Politik 
doch noch einen früheren Kohleausstieg 
beschließen sollte. 

(...) Am 6. Juli begann ein Modernisie- 
rungsprozess des ECT. (...) Dabei stehen 
weder die Konzernklagerechte noch der 
Schutz von fossilen Energieträgern zur 
Diskussion. Außerdem können sich die 
Verhandlungen Jahre ziehen - Zeit, die 
wir in der Klimakrise nicht haben. 
Angesichts dessen bleibt ein Ausstieg 
aus dem Vertrag für die einzelnen Mit- 
gliedsstaaten der beste Ausweg. Es gibt 
allerdings einen Haken. Die unterzeich- 
nenden Staaten haben sich dazu ver- 
pflichtet, dass alle Investitionen, die bis 
zum Austritt getätigt wurden, noch 20 
Jahre unter den Schutz des ECT fallen. 
(...) Ob diese Regeln Bestand haben, ge- 
rade dann, wenn mehrere Staaten begin- 
nen aus dem Vertrag auszusteigen, ist 
aber nicht nur eine juristische, sondern 
auch eine politische Frage. Wenn wir es 
mit der Energiewende ernst meinen, 
müssen wir diese Frage jetzt stellen. 
Martin Konecny arbeitet für das Netzwerk 
Seattle to Brussels . 





Seite 15 


PLAN 
DE SORTIE 
DE CRISE 


x> 


Bündnis in Frankreich: 


Aktionaid, Action Non-Violente COP 21, 
Alternatiba, Amis de la Terre France, 
Attac France, Confederation paysanne, CGT, 
Convergence nationale des Services Publics, 
Droit au logement, Fondation Copernic, 
Federation syndicale unitaire (FSU), 
Greenpeace France, Notre affaire a tous, 
Oxfam France, Reclaim Finance, Unef, UNL, 


Union syndicale Solidaires, 
Youth for Climate, 350.org 


Plan zum Ausweg 


aus der Krise 
26.Mai 2020 


https://france.attac.org/IMG/pdf/le_ plan de sortie de crise.pdf (1) 
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Die Umstände für die „schrittweise Lockerung“ bleiben 
sehr unsicher. Vieles hängt von Parametern ab, die zur- 
zeit niemand beherrscht, zum Beispiel von der Herstel- 
lung eines Impfstoffs oder von der Entwicklung einer ef- 
fizienten Behandlung der an COVID-19 Erkrankten. 
Aber genau jetzt, während der auf die Krise folgenden 
Schockperiode, beschleunigt sich die Geschichte, werden 
neue Wege eingeschlagen oder auch nicht und die getrof- 
fenen Entscheidungen bestimmen langfristig die Gestal- 
tung der Zukunft. 

Die jüngsten Erfahrungen veranlassen zum Nachdenken 
und zu längerfristigen Überlegungen, auf denen wir auf- 
bauen wollen. 


Seit ein paar Monaten nähern sich Gewerkschaften 
und Verbände an, von der Notwendigkeit überzeugt, 
Antworten auf die sozialen und ökologischen Notstände 
gemeinsam zu erarbeiten. Diese Krise, die Anfang 2020 
ausbrach, führt uns erneut die Notwendigkeit einer syste- 
mischen Veränderung vor Augen. Deshalb haben unsere 
Organisationen ein beispielloses und breites Bündnis auf- 
gebaut, das eine Erklärung (2) veröffentlicht, eine Petiti- 
on (3) gestartet und die Menschen für den Ersten Mai (4) 
mobilisiert hat. 

Wir glauben, dass die Zeit jetzt reif ist, dieses „Nie wie- 
der“ in unserer Erklärung vom 18. März 2020 zu ver- 
deutlichen und umzusetzen. Es ist jetzt höchst wichtig, 
die durch diese traumatische Krise hervorgerufene 
Schockstarre zu überwinden. Wir müssen die Menschen 
ermutigen, diesen Moment zu nutzen, indem sie richtige 
Schlüsse aus dieser Krise einfordern. 
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Nie wieder - eine neue Welt 
muss geschaffen werden 


Das ist der Sinn der hier zur Debatte gestellten Maßnah- 
men. Sie sind absichtlich präzise und wo möglich mit 
Zahlen versehen. Es geht uns jedoch nicht um das Vorle- 
gen eines starren, festgezurrten und endgültigen Plans. 
Im Gegenteil, diese Vorschläge sollen öffentlich debat- 
tiert und ergänzt werden. Mit der relativen Genauigkeit 
der vorgestellten Maßnahmen werden zwei Ziele ver- 
folgt. 

Erstens möchten wir klarmachen, dass wir uns nicht län- 
ger mit großen Worten, Absichtserklärungen und hohlen 
Phrasen begnügen. Wir wollen durch die Verzahnung 
kurz- und langfristiger Maßnahmen die Angemessenheit 
unseres Ansatzes und seine Verankerung in der Realität 
beweisen. 

Zweitens wollen wir zeigen, dass es Alternativen zum 
neoliberalen, produktivistischen und autoritären Kapita- 
lismus gibt und dass diese Alternativen glaubwürdig, 
wünschenswert und machbar sind. Die Bedingung dafür 
ist der Einsatz politischer und finanzieller Ressourcen für 
den gesellschaftlichen Umbau und den Klimaschutz, statt 
ihrer Unterordnung unter den Druck und die Begehrlich- 
keiten der Lobbys. Viele dieser Alternativen sind schon 
vorhanden, sie müssen gestärkt, erneuert und verallge- 
meinert werden, wie zum Beispiel die großen kollektiven 
Einrichtungen, die im Rahmen des Sozialstaates geschaf- 
fen wurden (Sozialversicherung, öffentliche Dienste 
usw.) oder konkrete neue Konzepte, die viele Möglich- 
keiten bieten, wenn ihre Verallgemeinerung ins Auge ge- 
fasst wird. 


Jetzt muss auf die gesundheitlichen und sozialen Notfälle 
reagiert werden und die Befriedigung der Grundbedürf- 
nisse der Bevölkerung unter Wahrung der demokrati- 
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schen Rechte ist an der Tagesordnung. Die kommenden 
Wochen werden entscheidend sein, und die Regierung 
muss dringend ihr Vorgehen ändern, um die notwendigen 
Ziele zu erreichen, die wir uns in den ersten beiden Tei- 
len dieses Krisenausstiegsplans gesetzt haben. Insbeson- 
dere muss ein umfassender Plan zur Stärkung und Ent- 
wicklung der öffentlichen Dienste auf den Weg gebracht 
werden. Im Juni 2020 wird ein Haushaltsänderungsge- 
setz vorgelegt: Wenn diese Krise kein Anlass für Kür- 
zungspläne und weitere soziale Rückschritte sein soll, 
wenn wir den Reichtum umverteilen und den ökologi- 
schen Umbau finanzieren wollen, dann müssen das Ban- 
ken- und Finanzsystem sowie die Besteuerung von 
Grund auf verändert werden. Das ist das Thema des drit- 
ten Teils. Angesichts des Konjunkturpakets der Regie- 
rung, das ein unhaltbares System wiederbeleben soll, ru- 
fen wir im letzten Teil zu mutigen Maßnahmen auf, die 
einen sozialen und ökologischen Umbau der Landwirt- 
schaft, der Industrie und des Dienstleistungssektors er- 
möglichen, um sowohl Hunderttausende von hochwerti- 
gen Arbeitsplätzen zu schaffen als auch die für die Men- 


schen und den Planeten schädlichsten Aktivitäten zu 
stoppen. Zu diesem Umbau gehört auch die Relokalisie- 
rung der Wirtschaftstätigkeiten, begleitet von Maßnah- 
men, die die europäische und die internationale Solidari- 
tät bestärken und die wir eingehend beschreiben. 


Dieses Dokument ist daher als ein Beitrag und sogar 
als ein Aufruf zur öffentlichen Debatte gedacht. 

Lasst uns überall diskutieren und aktiv werden, um das 
System zu verändern und von der Regierung radikale 
Veränderungen zu fordern! Eine grundlegende Verän- 
derung dieser Welt, in der eine solche gewaltige Krise 
möglich war, ist die Angelegenheit von allen, und die 
Welt danach wird so sein, wie wir sie aufzubauen vermö- 
gen. 

 — — — —— Anmerkungen der SiG-Redaktion ----------------- 
(1) Übersetzung: Gabrielle Fois-Kaschel, Kristina Hnatiuk, 
Marie-Dominique Vernhes; Lektorat: Werner Horch 

(2) SiIG-Sondernummer Nr.1, S. 17-19 

(3) SiIG-Sondernummer Nr.1, S. 20 

(4) SiIG-Sondernummer Nr.2, S. 17 








1. Bedingungen für die Aufhebung der Ausgangs- 
beschränkungen, die die Gesundheitssicherheit, 
die Demokratie und die Grundrechte garantieren 





„Manche Dienstleistungen müssen außerhalb der Geset- 
ze des Marktes bleiben“, hat Emmanuel Macron am 12. 
März 2020 erklärt. Und trotzdem genießt seit Beginn der 
Krise die Stützung des bisherigen Wirtschaftssystems bei 
der Regierung Priorität, zum Schaden der Gesundheit. 
Erst das wachsende Ausmaß der Pandemie zwang sie, 
Masken zu bestellen, zu testen und Maßnahmen zu er- 
greifen, um die Ausbreitung von Covid-19 einzudäm- 
men. Jedoch hat die Regierung es erlaubt, die Arbeit in 
nicht lebenswichtigen Bereichen fortzusetzen und damit 
Hunderttausende von Menschen und ihre Familien zu ge- 
fährden. 

Die Gesundheit ist mehr denn je von oberster Priorität. 
Die neoliberale Politik ist komplett gescheitert. Die Pan- 
demie hat gezeigt, dass das Gesundheitssystem nicht der 
Privatwirtschaft überlassen werden kann. Es besteht die 


dringende Notwendigkeit, das öffentliche Gesundheits-, 
Wohlfahrts- und Sozialversicherungssystem zu erneuern, 
um den Bedürfnissen der Bevölkerung gerecht zu wer- 
den. In diesem Sinn schlagen wir Sofortmaßnahmen vor, 
die die Sicherheit aller gewährleisten. Wir schlagen aber 
auch vor, den öffentlichen Gesundheitsdienst zu stärken, 
der ernsthaft geschwächt ist, die Gewalt gegen Frauen zu 
bekämpfen und die Sicherheit der Beschäftigten zu ge- 
währleisten, indem ihnen die notwendigen Mittel zur 
Verfügung gestellt und ihre Rechte gestärkt werden. 
Ebenfalls wollen wir aus dem Ausnahmezustand heraus- 
kommen, in dem sich Frankreich befindet. Die Rechte 
von Frauen, Ausländer*innen, Jugendlichen und Arbeit- 
nehmer*innen müssen nachhaltig garantiert werden. Die 
Bekämpfung der Diskriminierung bis ins Innere der In- 
stitutionen ist unerlässlich. 


Ziel 1: Schutz- und Präventionsmaßnahmen gewährleisten 


Maßnahme 1: 

kostenlose Masken und für alle Zugang zu Tests 
Wir fordern die kostenlose Verteilung von Masken an 
alle. Bei den Beschäftigten ist das die Aufgabe der Be- 
triebe und beim Rest der Bevölkerung die des Staats, un- 
ter Kontrolle der Gebietskörperschaften (5). Die Gewin- 
ne der großen Supermarktketten durch den Handel mit 
lebenswichtigen Güter sind nicht akzeptabel. Die Kos- 
tenfreiheit und die Zugänglichkeit der Test müssen ga- 
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rantiert sein. Wasser und Desinfektionsmittel müssen zu- 
gänglich sein. Die Schutzmittel für das Gesundheitsper- 
sonal müssen endlich verfügbar sein. 

Schließlich muss ein Produktionsplan für die notwendige 
Ausrüstung erstellt werden, wobei Fabriken und Unter- 
nehmen mit der Kapazität zur Herstellung von Masken 
und medizinischer Ausrüstung dazu verpflichtet werden 
müssen. Das beginnt mit einem Stopp aller Sozialpläne 
und aller Betriebsschließungen (zum Beispiel bei Paintel, 
Luxfer oder Famar). 
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Maßnahme 2: Notfallplan für das öffentliche 
Krankenhauswesen 

Es wurde gerade der Beweis erbracht, dass das Gesund- 
heitssystem eines Landes Ungleichheiten erzeugen oder 
auch ausgleichen kann. In diesem globalen System ist 
das öffentliche Krankenhaus ein unverzichtbares Instru- 
ment des Staats, den kostenlosen Zugang zu einer Versor- 
gung von guter Qualität auf dem gesamten Territorium 
zu gewährleisten. Es ist dringend notwendig, Personal 
auszubilden und einzustellen (ein erster Plan sieht 
100.000 Einstellungen vor), die Gehälter zu erhöhen und 
dabei die Gleichstellung ausländischer Beschäftigter si- 
cherzustellen, die Auswahlverfahren abzuschaffen und 
Ausbildungsplätze für Gesundheitsberufe zu schaffen, 
die Schulden der Krankenhäuser zu annullieren und ihre 
Budgets um mindestens 5 % zu erhöhen. Diese ersten 
Maßnahmen sollen es ermöglichen, das Funktionieren al- 
ler Dienste zu verbessern und sowohl in normalen Zeiten 
als auch in Zeiten von Gesundheitskrisen genügend Bet- 
ten bereitzustellen. Alle Pläne zur Umstrukturierung und 
Schließung von Krankenhäusern oder von Abteilungen 
müssen gestoppt und das Prinzip der Zusammenarbeit 
muss eingeführt werden. 


Maßnahme 3: 
ein Plan, um die Gewalt gegen Frauen zu stoppen 
Unmittelbar nach Bekanntgabe der Ausgangsbeschrän- 
kungen machten feministische Organisationen die Behör- 
den auf das erhöhte Risiko häuslicher Gewalt aufmerk- 
sam. Man hörte nicht zu und die Probleme, die vor den 
Ausgangssperren schon existierten, wurden noch ver- 
schärft. Es liegt in der Verantwortung der Regierung, die 
Anwendung der Schutzanordnung zur Entfernung ge- 
walttätiger Partner massiv zu unterstützen, eine dauerhaf- 
te Aufnahme von Frauen und Kindern in jeder Gemeinde 


zu gewährleisten und die Mittel für örtliche Hilfsorgani- 
sationen zu garantieren. In Absprache mit diesen Organi- 
sationen muss ein Präventionsprogramm durchgeführt 
werden: Schulungen für Polizeiangehörige, Richter*in- 
nen und Gesundheitspersonal, damit sie geschlechtsspe- 
zifische Gewalt thematisieren und erkennen können. 


Maßnahme 4: 

Sicherheit am Arbeitsplatz garantieren 
Während der Ausgangsbeschränkungen und der anschlie- 
ßenden Lockerung waren die Arbeitnehmer*innen am 
Arbeitsplatz gefährdet. Die Vorsorgeprinzipien müssen 
ebenso umgesetzt werden wie die Sicherheitsverpflich- 
tungen der Arbeitgeber*innen, was die vollständige Wie- 
derherstellung ihrer strafrechtlichen Verantwortlichkeit, 
ob im privaten oder Öffentlichen Sektor, erfordert. Die 
Arbeitstätigkeit muss ausgesetzt werden, bis die Schutz- 
maßnahmen in Zusammenarbeit mit der Belegschaftsver- 
tretung getroffen sind, und es muss das effektive Recht 
der Arbeitnehmer*innen garantiert sein, bei ernster und 
unmittelbarer Gefahr von ihrem Widerrufsrecht Ge- 
brauch zu machen. Eine Infektion mit dem Virus muss 
bei jedem und jeder betroffenen Arbeitnehmer*in auto- 
matisch als Arbeitsunfall oder Berufskrankheit anerkannt 
werden. Arbeitsinspektion und -medizin müssen gestärkt 
werden, wobei ihre Unabhängigkeit von den Arbeitge- 
ber*innen zu garantieren ist. Die Befugnisse der Perso- 
nalvertreter*innen müssen ebenfalls gestärkt werden, in- 
dem die Vorrechte der Komitees für Arbeitsbedingungen, 
Gesundheit und Hygiene (CHSCT), die ein wichtiges 
Warn- und Überwachungsinstrument darstellen, wieder- 
hergestellt und erweitert werden. 
 — — — — Anmerkungen der SiG-Redaktion ----------------- 
(5) Siehe https://de.wikipedia.org/wiki/Collectivit 
%C3%AI territoriale 





Ziel 2: Garantie der Gesundheitssicherheit 
durch Stärkung der demokratischen und individuellen Rechte 


Maßnahme 5: 

Aufhebung des Gesundheitsnotstands 
Die Schutzmaßnahmen, die in Krisenzeiten notwendig 
sind, werden allzu oft durch ein System aus Kontrolle 
und Bestrafung ersetzt. Die Verhängung des Gesund- 
heitsnotstand ist ein juristisches Monstrum, das der Exe- 
kutive erhebliche Macht gibt, die Befugnisse des Parla- 
ments schmälert und den Zugang zur Justiz einschränkt. 
Die darin enthaltenen freiheitszerstörenden und regressi- 
ven Maßnahmen müssen dringend beendet werden! Die 
Vervielfachung der Kontrollen betrifft vor allem die Ar- 
beiterviertel, in denen zahlreiche Menschen wohnen, die 
Schwerstarbeit verrichten, und hat zu mehr Polizeigewalt 
geführt. Dringend müssen die individuellen und kollekti- 
ven Bewegungs-, Versammlungs- und Demonstrations- 
freiheiten wieder in Kraft treten. Die wissenschaftlichen 
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Verlautbarungen über das Virus müssen Informationen 
bereitstellen, die es ermöglichen, sich selbst zu schützen, 
ohne Auferlegung von individuellen Ausgangsbeschrän- 
kungen und ohne Datenerfassungen, die das Recht auf 
ärztliche Schweigepflicht nicht einhalten. 


Maßnahme 6: 

Stärkung der Arbeitnehmerrechte 
Am Arbeitsplatz, wie auch anderswo, führten die Not- 
standsmaßnahmen zu einem Verlust von Rechten (Ur- 
laub, Einspruchsrechte, die Rechte der Gewerkschafts- 
vertreter auf freien Zugang usw.). Diese Ausnahmerege- 
lungen müssen sofort aufgehoben werden. 
Die Krise soll im Gegenteil zu einer Stärkung der Rechte 
und des Schutzes der Arbeitnehmer*innen führen, unab- 
hängig von ihrem Status oder ihrer Nationalität. 
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Entsandte Arbeitnehmer*innen müssen die gleichen 
Rechte genießen wie die des Gastlandes. 

Die Hilfe bei der Suche nach einer ersten Arbeitsstelle 
muss für junge Menschen wiedereingeführt werden. 

Am schlimmsten ist es für diejenigen, die gezwungen 
waren, ihre Arbeitstätigkeit fortzusetzen, auch wenn sie 
dadurch gefährdet waren. 

Die Freiberuflichen sind von dem plötzlichen Stillstand 
der Wirtschaft schwer getroffen. Wir fordern eine Anglei- 
chung ihrer sozialen Rechte an die allgemeinen Regelun- 
gen. 

Im Übrigen soll die Arbeitslosenversicherung einen an- 
ständigen Lebensstandard ermöglichen. 


Maßnahme 7: 

Frauenrechte und der Kampf gegen Sexismus 
Die Ausgangsbeschränkungen haben gezeigt, welch we- 
sentliche Rolle Frauen in unserer Gesellschaft spielen. 
Sie sind in vielen lebenswichtigen Berufen überrepräsen- 
tiert, von Krankenschwestern bis hin zu Haushaltshilfen, 
Lehrerinnen und Kassiererinnen. Ihre Gleichberechti- 
gung ist jedoch noch nicht wirksam, weder am Arbeits- 
platz noch in der Gesellschaft. Es muss ein echter Schutz 
vor sexistischer und sexueller Belästigung am Arbeits- 
platz geschaffen werden: interne Verfahren und strikte 
Einhaltung der Gesetze, spezifisches Training für das 
Personal. Wegen der durch die Gesundheitskrise verur- 
sachten Ausnahmesituation sind längere Fristen für den 
Zugang zum Schwangerschaftsabbruch erforderlich. Die 


Erziehung zur Gleichberechtigung der Geschlechter von 
klein auf muss Priorität haben. Frauen sind in Entschei- 
dungsgremien unterrepräsentiert und werden, wie die 
Coronakrise gezeigt hat, unsichtbar gemacht, obgleich 
sie an vorderster Front stehen. Die Regierung muss ehr- 
geizige Schritte in Richtung Gleichberechtigung und Pa- 
rität unternehmen, um eine gerechte Vertretung von Frau- 
en zu gewährleisten. 


Maßnahme 8: 

Rechte von Ausländern und Inhaftierten 
Die Legalisierung von Menschen ohne Papiere und die 
Schließung der Abschiebehaftanstalten werden den Zu- 
gang zu Rechten ermöglichen und Ansteckungen vermei- 
den. Man muss unverzüglich die Aufnahme von Geflüch- 
teten und Menschen ohne Papiere verbessern (Unterbrin- 
gung, Unterstützung bei der Wiederaufnahme der Ausbil- 
dung usw.). Es ist auch dringend notwendig, die Zahl der 
Inhaftierten drastisch zu reduzieren, um das Risiko von 
Gesundheitskrisen in den Haftanstalten zu begrenzen. 
Die Zahl der Haftstrafen muss begrenzt werden: Man 
muss statt Inhaftierungen alternative Strafen bevorzugen 
und die Praxis der sofortigen Vorführung, die besonders 
oft zur Inhaftierung führt, stark einschränken. Gleichzei- 
tig müssen alle Personen, die aus der Haft entlassen wer- 
den können, freigelassen werden: Freilassung der Ange- 
klagten unter richterlicher Aufsicht, Abänderung der 
Strafen und vorzeitige Entlassung von Personen, die das 
Ende ihrer Haftzeit bald erreichen. 


Fazit 


In den letzten drei Monaten wurde unsere Gesellschaft 
mit einer beispiellosen Situation konfrontiert, einer aus- 
gewachsenen Gesundheitskrise. Dank des Einsatzes des 
Personals haben die Krankenhäuser trotz aller Kürzungen 
der letzten Jahre gehalten. Bei der Rettung unserer Ge- 
sellschaft hat die Elite, die von der neoliberalen Politik 
profitiert, keine Rolle gespielt; diese Leistung haben die 
Beschäftigten in der privaten Wirtschaft und im öffentli- 
chen Dienst erbracht, die in der Regel wenig Anerken- 
nung und Wertschätzung erfahren und deren Status 
manchmal prekär ist. Die überragende Bedeutung der Tä- 
tigkeiten, die in den letzten Wochen für das reibungslose 
Funktionieren der Gesellschaft ausschlaggebend waren, 
muss anerkannt werden. Die Krise sollte den Staat, die 
Wirtschaftsbranchen und Unternehmen dazu bringen, all 
diese überwiegend weiblichen Arbeitsplätze aufzuwer- 
ten. Der Staat muss als Arbeitgeber mit gutem Beispiel 
vorangehen: Er muss unmittelbar die Arbeitsplätze und 
Berufslaufbahnen im öffentlichen Dienst, bei denen 
Frauen dominieren, aufwerten. Als Finanzierungsinstanz 
muss er sich auch in den Bereichen Gesundheit, Sozial- 
wesen, Bildung und Pflege engagieren. 

Schaffen wir ein qualitätvolles, universelles, gemein- 
schaftlich verwaltetes Gesundheits- und Sozialversiche- 
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rungssystem, dessen einziger Profit das kollektive Wohl- 
ergehen sein wird. Lasst uns die öffentlichen Dienste 
ausbauen durch die Einstellung weiterer Beamtinnen und 
Beamter für das öffentliche Bildungswesen, die Universi- 
täten, die öffentliche Forschung und lokale Gebietskör- 
perschaften. 

Zur Befriedigung der sozialen, gesundheitlichen und 
ökologischen Bedürfnisse brauchen wir eine Politik, die 
sich auf die Bürgerinnen und Bürger stützt, eine Politik 
der Emanzipation, nicht der Repression. Wir brauchen 
kein paternalistisches und repressives Krisenmanage- 
ment. Im Gegenteil, wir fordern einen Staat, der sich 
konsequent, offen und mit klaren und präzisen Richtlini- 
en an seine Bürgerinnen und Bürger wendet, deren 
Durchführung durch ein Vertrauensverhältnis statt Sank- 
tionen und Repressionen ermöglicht wird. 

In diesem Kontext ist die Frage der Information entschei- 
dend. Sie soll zur Klärung bei den Diskussionen und Ent- 
scheidungen beitragen. Dafür müssen die politische 
Macht über öffentliche Medien und die Beherrschung des 
privaten Informationssektors durch eine Handvoll Milli- 
ardäre zurückgedrängt werden. 
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2. Bewältigung der sozialen Krise, 
hier und überall auf der Welt 








Die mit dem Coronavirus verbundene soziale Krise hat 
weltweite Ausmaße angenommen und betrifft Millionen 
von Menschen in Frankreich. Schon jetzt wollen der Ar- 
beitgeberverband MEDEF und ein Teil der politischen 
Klasse Maßnahmen ergreifen, die ein einziges Ziel ha- 
ben: die Aufrechterhaltung der Profitrate der großen 
Konzerne, um die an die Aktionäre ausgeschütteten Divi- 
denden zu garantieren. Ihre Lösungsvorschläge sind hin- 
länglich bekannt: Wir sollen mehr und länger arbeiten 
und es hinnehmen, dass Arbeitslosigkeit und Elend an- 
wachsen. Die Risiken von Massenentlassungen und zu- 
nehmender Prekarisierung sind äußerst hoch. „Schulden- 
tilgung“ kann dazu eingesetzt werden, Menschen hierzu- 
lande und andernorts unter massiven Druck zu setzen. 
Aber das ist kein Naturgesetz! Uns steht eine andere Zu- 
kunft offen als die, die man uns aufzwingen will. Ja, es 
gibt Alternativen! 


Wir wollen mit ganz konkreten Vorschlägen auf die sozi- 
ale Krise reagieren und auf eine Gesellschaft des Ge- 
meinwohls hinarbeiten, die niemanden auf der Strecke 
lässt. 

Es ist an der Zeit, allen Menschen den Zugang zu Arbeit 
und ein Einkommen zu verschaffen, das ihnen ein Leben 
in Würde gewährleistet. 

Ebenfalls steht ihnen eine dauerhafte, annehmbare Woh- 
nung und ein umfassender Sozialversicherungsschutz zu. 


Wir verfügen über ausreichende Mittel, um die Grundbe- 
dürfnisse der Gesamtbevölkerung zu befriedigen, und 
müssen dementsprechend schnell handeln. 

Unsere Zukunftsvision kennt keine Grenzen: Die Umset- 
zung der internationalen Solidarität erfordert konkrete 
Maßnahmen. 


Ziel 3: Arbeit für alle 


Maßnahme 9: Lohnerhöhungen 
Soziale Gerechtigkeit erfordert eine substanzielle Erhö- 
hung der Löhne, damit alle in Würde von ihrer Arbeit le- 
ben können. Generell verlangen wir Lohnerhöhungen 
statt Sonderzulagen: Die ersten vorrangigen Maßnahmen 
sind eine generelle und unterschiedslose Lohnerhöhung 
von mindestens 200 Euro, ein Mindestlohnniveau von 
1700 Euro netto, außerdem die Revision und Erhöhung 
des Einkommensindexes im öffentlichen Dienst. Darüber 
hinaus ist es wichtig, der Erfahrung und dem Know-how 
jeder und jedes Einzelnen Rechnung zu tragen und die 
Anerkennung von Diplomen und Ausbildungen zu ge- 
währleisten. Um für alle den Anspruch auf einen ange- 
messenen Mindestlohn zu sichern, ist es unabdingbar, der 
Einkommensungleichheit Grenzen zu setzen, das heißt 
eine Obergrenze für die Einkommenshöhe zu definieren 
und unter Berücksichtigung des Medianlohns eine maxi- 
male Differenz zwischen den Höchst- und Mindestlöh- 
nen festzusetzen; diese Differenz muss öffentlich be- 
kannt sein und demokratisch ausgehandelt werden. 


Maßnahme 10: Aufrechterhaltung der Rechte 
der Arbeitnehmer*innen mit Zeitverträgen, 
Entschädigung für Arbeitslose 
Die Reform der Arbeitslosenversicherung und der Erlass 
vom 28. Dezember 2018 über die Kontrolle von Arbeits- 

losen sind rückgängig zu machen. Die Ermittlung und 
Anrechnung von Leistungszeiten, auch für zeitweilig be- 
schäftigte Arbeitnehmer*innen, sollten während der aktu- 
ellen Krise unter Wahrung der gesetzlichen Leistungsan- 
sprüche vorübergehend ausgesetzt werden. Für finanziel- 


Sand im Getriebe Nr. 137 


le Einbußen infolge von Kurzarbeit ist ein 100%iger 
Ausgleich zu leisten. Diese Regelung schließt auch Zeit- 
arbeitsfirmen ein, damit alle Zeitarbeitnehmer*innen den 
gleichen Schutz genießen. Alle Arbeitnehmer*innen, be- 
fristet Beschäftigten, Zeitarbeitnehmer*innen, Aushilfen 
und Freiberufler*innen müssen rechtlich abgesichert 
sein. 

Für die nur zeitweilig beschäftigten Arbeitnehmer*innen 
sollten die Leistungsansprüche für den gesamten Zeit- 
raum, in dem sie nicht normal arbeiten konnten, um ein 
Jahr verlängert werden. Auch diejenigen, die aufgrund 
der Krise nicht in der Lage waren, die Voraussetzungen 
für solche Rechte zu erfüllen, müssen Unterstützung er- 
halten. 


Maßnahme 11: Verringerung und Umverteilung 
der Arbeitszeit 

Eine Umverteilung der Arbeitszeit ist unerlässlich, damit 
alle Arbeit finden können und sich für alle die Lebens- 
qualität verbessert. Wir setzen uns für eine Referenzar- 
beitszeit von 32 Stunden pro Woche ein, ohne Lohnein- 
bußen oder Flexibilisierungen. Die Arbeitnehmer*innen 
genießen einen Schutzstatus (in Form eines unbefristeten 
Vertrags), einschließlich einer verstärkten Überwachung 
des Missbrauchs von befristeten Verträgen. Wir sind für 
die Zahlung von deutlich höheren Beiträgen von Seiten 
aller Arbeitgeber*innen, die Teilzeitarbeit vorschreiben, 
damit das Ausmaß der Teilzeitarbeit begrenzt wird und 
die Rentenansprüche der betroffenen Arbeitnehmer*in- 
nen ausgeweitet werden. Telearbeit ist durch Tarifverträ- 
ge, die Bezahlung von Arbeitsmitteln, die Übernahme 
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zusätzlich anfallender Kosten und Kontrolle der Arbeits- 
zeit streng zu regeln. 


Maßnahme 12: Verbot von Entlassungen in allen 
Unternehmen, die Gewinne machen 
Wir fordern die Schaffung eines Vetorechts des betriebli- 
chen Wirtschafts- und Sozialausschusses bei Entlassun- 
gen, die nicht durch ernsthafte und unmittelbare wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten begründet sind. Die Aus- 
schüttung von Dividenden ist als Grund für das Verbot 
von Entlassungen zu werten (Verbot von börsenabhängi- 
gen Entlassungen). Der oberste Auftraggeber hat eine 
Verantwortung gegenüber den von ihm abhängigen Sub- 
unternehmen, auch auf internationaler Ebene. Wir sind 
besonders wachsam in Bezug auf rechtliche Vorkehrun- 
gen, die buchhalterische Verluste und/oder Insolvenz vor- 
sehen. 


Maßnahme 13: sofortige Lohnerhöhungen und 
Verbesserung der Karrieremöglichkeiten für 
Frauen 

Frauen sind besonders stark von Lohnungleichheit be- 
troffen. Wir fordern vermehrte Gehaltsüberprüfungen, 
aufgeschlüsselt nach Geschlecht, Niveau und Berufskate- 


gorie. Wir befürworten sofortige Lohnerhöhungen und 
die Verbesserung der Karrieremöglichkeiten für Frauen. 
Diese Angleichung und Aufwertung der Einkommenssi- 
tuation muss in den überwiegend von Frauen ausgeübten 
Berufen zur Regel werden, wobei im Rahmen von kurz- 
fristig einzuberufenden Branchenverhandlungen Be- 
schlüsse über Aufholmaßnahmen und höhere Lohntarife 
während der gesamten beruflichen Laufbahn von Frauen 
gefasst werden müssen. Frauen leiden in ihrer Karriere 
unter massiver Diskriminierung: Wir fordern die Ent- 
wicklung von attraktiven und uneingeschränkten Berufs- 
karrieren. Es gilt, konkrete Jahresziele für die Verringe- 
rung der Disparitäten und für einheitliche Lohnerhöhun- 
gen festzulegen. Darüber hinaus müssen Maßnahmen bei 
niedrigen Einkommen und gegen erzwungene Teilzeitar- 
beit ergriffen werden. Die Löhne sind auch während der 
Dauer der Mutterschaft oder eines Adoptionsverfahrens 
kontinuierlich zu steigern. Eine deutliche Verlängerung 
des Vaterschaftsurlaubs ist nötig, um die negativen Aus- 
wirkungen der Mutterschaft auf die Karriere von Frauen 
zu begrenzen und die häuslichen Aufgaben gleichmäßi- 
ger zu verteilen. Die Regierung hat für eine strikte Parität 
in den Aufsichtsräten und Vorständen großer Unterneh- 
men Sorge zu tragen. 


Ziel 4: Sicherstellung der Befriedigung der Grundbedürfnisse 


Maßnahme 14: Schaffung von Arbeitsplätzen 
in der Landwirtschaft 

Die Umstellung auf die Erzeugung ausgewogener und 
qualitativ hochwertiger Nahrungsmittel wird durch eine 
beträchtliche Steigerung der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit um eine Million Bauern und Bäuerinnen 
erreicht! 
Um dieses Ziel zu verwirklichen, muss der Beruf des 
Landwirts und der Landwirtin an Attraktivität gewinnen 
und ein angemessenes Einkommen garantieren. Dazu ge- 
hören sowohl die Regulierung und Verteilung von Pro- 
duktionsvolumen als auch ein Gesetz, das den Verkauf 
unter Einstandspreis verbietet. 
Eine tiefgreifende Neuordnung der Gemeinsamen Agrar- 
politik der EU ist unumgänglich: Statt die Fördermittel 
pro Hektar zu berechnen, sollten sie nach den vorhande- 
nen Arbeitskräften bemessen werden. Weitere Auflagen 
bestünden darin, dass die Subventionen eine bestimmte 
Obergrenze nicht überschreiten dürfen, dass sie an sozia- 
le Bedingungen geknüpft sind und der Förderung einer 
ökologischen Landwirtschaft dienen. 
Die Aufrechterhaltung der öffentlichen Dienste auf dem 
Land wird eine Verbesserung der Lebensbedingungen 
mit sich bringen. 
Solche Maßnahmen müssen mit einer offensiven Politik 
zur Niederlassung von weiteren Landwirten und Land- 
wirtinnen einhergehen. Dafür soll ein Gesetz die land- 
wirtschaftlichen Nutzflächen schützen (das heißt keine 
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neue Flächeninanspruchnahme), für ihre gerechte Vertei- 
lung sorgen und sie den Neulingen zugänglich machen. 
Eine Reform der Bildung und Ausbildung ist notwendig, 
um ökologischen Fragen besser gerecht zu werden. 
Erforderlich ist eine Politik zur Förderung und Unterstüt- 
zung bei der Übertragung landwirtschaftlicher Betriebe. 


Maßnahme 15: für das Recht auf ein garantiertes 
Einkommen und sozialen Schutz für alle 
Zur Armutsbekämpfung müssen alle Mindestsozialleis- 
tungen und die Sozialhilfe massiv erhöht werden. Zur 
Sozialhilfe (RSA (6)) sollten auch die unter 25-Jährigen 
Zugang haben. Grundsätzlich und unabhängig davon, ob 
sie sich in der Ausbildung befinden oder nicht, stehen 
jungen Arbeitnehmern*innen die gleichen Rechte zu wie 
der übrigen Bevölkerung. 
Es muss eine Entwicklung in Richtung eines universellen 
Sozialschutzes geben, der mehr Rechte und soziale Für- 
sorge für alle einschließt und durch Sozialabgaben finan- 
ziert wird. Jeder und jede Einzelne hat das Recht auf so- 
zialen Schutz. 


Maßnahme 16: 

Zugang zu Qualitätsnahrungsmitteln für alle 
In einer Notsituation wie der gegenwärtigen müssen die 
Einrichtungen der Gemeinschaftsverpflegung, die nicht 
voll ausgelastet sind, dazu verpflichtet werden, Mahlzei- 
ten für alle Menschen zuzubereiten, deren Ernährung 


19. Juli 2020 Seite 21 


nicht gesichert ist. Angesichts der zunehmenden Diskre- 
panz zwischen qualitativ hochwertigen, lokalen und bio- 
logischen Produkten, die für einen wohlhabenden Teil 
der Bevölkerung erschwinglich sind, und standardisier- 
ten, industriellen Nahrungsmitteln von geringem Nähr- 
wert für Bevölkerungsgruppen mit geringer Kaufkraft, 
größtenteils Frauen, muss die Schaffung einer Ernäh- 
rungssicherheit (7) im allgemeinen Sozialversicherungs- 
system, wie ursprünglich im Jahre 1945 vorgesehen, in 
Erwägung gezogen werden. 


Maßnahme 17: Recht auf und Zugang zu 
Qualitätswohnungen für alle 

Um für alle das Recht auf menschenwürdigen, nachhalti- 
gen, erschwinglichen, abgeschlossenen und dauerhaften 
Wohnraum zu gewährleisten und die durch die Gesund- 
heitskrise verursachten Schäden zu beheben, müssen als 
Erstes die Zwangsräumungen eingestellt werden. 
Es ist unumgänglich, ein Moratorium für Mieten und 
Schulden zu beschließen, den Hunderttausenden von 
Mietern und Neueigentümern, die sich in einer wirt- 
schaftlichen Notlage befinden, die Schulden zu erlassen 
(schätzungsweise ein Betrag von 1 bis 2 Milliarden 
Euro), und die Wohngeldbeträge (APL (8)) entsprechend 
der früheren Regelung aufzustocken. 
Die Regierung hat für die Beschlagnahme von aus speku- 
lativen Gründen leer stehenden Wohnungen und die Ein- 
haltung des DALO-Gesetzes (9) zu sorgen. Wir wollen 


das Recht auf Wohnraum durch die Zuweisung von Woh- 
nungen an Obdachlose und notdürftig Untergebrachte in 
die Praxis umsetzen. 

Die Schaffung von 250.000 Sozialwohnungen und die 
vollständige und effiziente Isolierung von 500.000 wär- 
medurchlässigen Baueinheiten pro Jahr ist von höchster 
Dringlichkeit. 

Mit Regelungen zur Begrenzung und Herabsetzung der 
Mieten und mit der Besteuerung von Immobilien- und 
Grundstücksprofiten dürfte es gelingen, die Verteuerung 
von Wohnraum und die Gentrifizierung einzudämmen. 
a een Anmerkungen der SiG-Redaktion ----------------- 
(6) RSA: Aktives Solidaritätseinkommen in Frankreich. 

(7) „Wenn die Ernährung, unsere grundlegende Medizin, für 
die Gesundheitsfrage wesentlich ist und ein Gemeingut und so- 
gar ein Recht darstellt, ist dennoch ein noch immer zu großer 
Teil der Bevölkerung nicht in der Lage, dieses Recht auszu- 
üben. Sollte der würdige Zugang zu einer gewählten Nahrung 
nicht ein Recht sein, genau wie der Zugang zur Gesundheits- 
versorgung, und deshalb Gegenstand einer spezifischen Politik 
sein?“ Aus: https://www.isf-france.org/articles/pour-une- 
securite-sociale-de-lalimentation 

S. auch: https://securite-sociale-alimentation.org/ 

(Dies wird in SIG 138 ausführlich dargestellt) 

Das Programm des Nationalrats des Widerstands in Frankreich 
im 2. Weltkrieg wird bei sozialen Kämpfen öfter zitiert. 

(8) APL: Wohngeld. 

(9) DALO: einklagbares Recht auf Wohnraum 








Ziel 5: für eine wahre internationale Solidarität 


Maßnahme 18: 
die Schuldenstreichung für die ärmsten Länder 
der Welt einleiten 

Ländern mit niedrigem und mittlerem Nationaleinkom- 
men können durch die Annullierung der Rückzahlungen 
für das Jahr 2020 etwa 400 Milliarden Dollar bereitge- 
stellt werden. 
Mit der im April von der G20 beschlossenen Schulden- 
aussetzung allein ist es nicht getan. Sie beschränkt sich 
auf die bilateralen Schulden von insgesamt 76 Ländern 
und bewirkt lediglich einen Zahlungsaufschub, keines- 
falls eine Streichung der Verbindlichkeiten. 
Die Risiken einer Schuldenkrise sind daher nach wie vor 
beträchtlich, da die wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Coronakrise auf diese Länder voraussichtlich weit über 
das Jahr 2020 hinaus anhalten werden. Die Entscheidung 
der G20 für dieses Moratorium beweist jedoch, dass eine 
gemeinsame Vereinbarung über eine Schuldenstreichung 
auf internationaler Ebene möglich ist. 
Dafür muss Frankreich dieses Vorhaben mit Nachdruck 
unterstützen und die privaten Gläubiger, die einen erheb- 
lichen Anteil an den Schulden der armen Länder tragen, 
müssen durch die G20 gesetzlich zur Respektierung die- 
ser Maßnahme verpflichtet werden, zum einen um die 
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Transparenz zu erhöhen, zum anderen um für zivilgesell- 
schaftliche Organisationen in den Ländern des Südens 
die Möglichkeit zu schaffen, die Verwendung dieser 
Summen zu kontrollieren. 


Maßnahme 19: 

für einen internationalen Hilfsfonds 
Übereinstimmend mit den Unterstützungsvorhaben der 
unterschiedlichen Organisationen der Vereinten Nationen 
muss Frankreich zusätzliche Mittel in Form von Zu- 
schüssen entsprechend seinem globalen wirtschaftlichen 
Gewicht zur Verfügung stellen. Dies bedeutet eine zu- 
sätzliche Hilfe von mindestens 14,5 Milliarden Euro pro 
Jahr. 
Dazu kommt, dass Frankreich angesichts der bevorste- 
henden Überschuldungskrise in den Ländern des Südens 
die Zuschüsse im Rahmen der öffentlichen Entwick- 
lungshilfe ausschließlich solchen Ländern gewähren soll- 
te, deren Überschuldung laut IWF besonders gravierend 
ist oder bei denen ein hohes Überschuldungsrisiko be- 
steht. 
Zudem bietet diese Krise die Gelegenheit, die öffentliche 
Entwicklungshilfe Frankreichs dauerhaft auf 0,7 % sei- 
nes BNE anzuheben. Die Verwirklichung dieses 50 Jahre 
alten Ziels erlaubt keinerlei Aufschub, wenn es darum 
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geht, die Gesundheitssysteme in den Ländern des Globa- 
len Südens zu stärken, die Ungleichheiten zwischen 
Frauen und Männern zu verringern und dazu beizutragen, 
sich auf künftige Klimakrisen vorzubereiten, die die Be- 
völkerung noch verwundbarer machen werden. 


Maßnahme 20: 
gemeinschaftliche Nutzung von Wissen und 
Patenten mit dem Ziel, den weltweiten Zugang zu 
Innovationen und die Kooperation in der 
medizinischen Versorgung zu gewährleisten 

Es ist unerlässlich, dass Frankreich, aber auch die Ge- 
sundheitsministerien aller anderen Länder der Welt, die 
bei der Gründung der Weltgesundheitsorganisation ge- 
troffenen Vereinbarungen, in denen sich alle Staaten dar- 
auf geeinigt haben, „den höchsten erreichbaren Gesund- 
heitsstandard als ein Grundrecht jedes Menschen“ zu ge- 
währleisten, ohne Aufschub umsetzen. 

Die Voraussetzungen für eine internationale Zusammen- 
arbeit, die allen den Zugang zu Covid-19-Behandlungen 
ermöglicht, bestehen darin, die gemeinsame Nutzung des 
Wissens und der Patente, die aus der Forschung gegen 
das Coronavirus resultieren, als verbindlich zu erklären, 
indem insbesondere öffentliche Subventionen von der 
Einhaltung dieses Prinzips abhängig gemacht werden, 
somit dem Vorrang des Gemeinwohls vor den Interessen 
der großen Pharmakonzerne Geltung verschafft wird. 


Ein ehrgeiziger Plan für die Produktion und Verbreitung 
zukünftiger Medikamente und Impfstoffe ist notwendig, 
um einen universellen, kostenlosen und gleichen Zugang 
zu diesen Mitteln in der ganzen Welt zu schaffen. Außer- 
dem ist es unabdingbar, die öffentliche Entwicklungshil- 
fe zur Stärkung der Gesundheitssysteme und Erhöhung 
des medizinischen Personals deutlich anzuheben. 


Maßnahme 21: Ernährungssouveränität für alle 
Bevölkerungen der Welt 

Ernährungssouveränität bezeichnet das Vermögen und 
das Recht der Menschen, ihre Ernährung selbst zu be- 
stimmen. Das heißt, dass sie über die Art und Weise, wie 
sie sich ernähren, also über die Stufen des Ernährungs- 
systems vom Feld bis auf den Tisch selbst entscheiden 
können, ohne dabei die Landwirtschaft anderer zu beein- 
trächtigen. 
Diese grundlegende Einsicht schließt eine aggressive 
Handelspolitik gegenüber Drittstaaten aus. 

Die Handelsrichtlinien werden auf demokratische Weise 
mit allen Akteuren der Agrar- und Ernährungsbereiche 
und unter aktiver Beteiligung der Bevölkerung festge- 
legt. Das bedeutet das Ende der Billigexporte aus der EU 
und den Abschied von jeglichen politischen Formen des 
Lebensmitteldumpings, einen Stopp der Enteignungen 
landwirtschaftlicher Nutzflächen, die freie Verfügbarkeit 
von Saatgut, den garantierten und fairen Zugang zu land- 
wirtschaftlichen Böden, die Versorgung mit Wasser als 
öffentlichem und nachhaltig zu verteilendem Gemeingut. 


Fazit 


Erweiterung der Rechte, Umverteilung des Reichtums, 
Abbau von Ungleichheiten und Übergang zu einem ande- 
ren Gesellschaftsmodell: All unsere Vorschläge sind pra- 
xisbezogen und in kürzester Zeit zu verwirklichen. 

Sie sind eine echte Alternative zur Welt von gestern und 
zu den „Lösungen“, die Ungleichheit und Armut Vor- 
schub leisten, in Frankreich und in der ganzen Welt. 

Die europäische Solidarität erfordert einen deutlich höhe- 
ren EU-Haushalt, dessen Mittel eigens für soziale und 
ökologische Notsituationen bereitgestellt werden sollten. 
Wir haben die Mittel, Millionen von Arbeitsplätzen 
zu schaffen. Wir haben die Mittel, die Grundbedürf- 
nisse der gesamten Bevölkerung zu befriedigen. Wir 
haben die Mittel, die Lasten für die Bevölkerung der 
ärmsten Länder zu mildern und konkrete Hilfe zu 
leisten. 

All diese Maßnahmen setzen einen umfassenden Ent- 
wicklungsplan und den Ausbau der öffentlichen Dienst- 
leistungen für die Bevölkerung voraus: Nur so lässt sich 
vermeiden, dass ausschließlich im eigenen Interesse ge- 
handelt wird. 
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Diese Maßnahmen sind ein wichtiges Werkzeug zur För- 
derung des Gemeinwohls; sie sind Mittel zur Schaffung 
von Gleichheit. Sie ermöglichen einen effektiven Zugang 
zu grundlegenden Rechten: kein Arbeitsrecht ohne Ge- 
werbeaufsichtsbeamtinnen und -beamte, keine Steuerge- 
rechtigkeit ohne Finanzbeamtinnen und -beamte, keine 
kostenlose und obligatorische Schulbildung ohne Beam- 
tinnen und Beamte eines öffentlichen Bildungswesens 
USW. 

Unsere Vorschläge können eine fruchtbare Dynamik ent- 
falten, aus der neue Initiativen entstehen. Um beispiels- 
weise sicherzustellen, dass eine Mehrheit von Frauen 
trotz der Betreuung von Kleinkindern oder pflegebedürf- 
tiger Familienmitglieder in Vollzeitbeschäftigung bleiben 
kann, ist die Entwicklung öffentlicher Einrichtungen für 
Kleinkinder und pflegebedürftige Angehörige erforder- 
lich. 

Die Schaffung neuer öffentlicher Dienste ist generell in 
Betracht zu ziehen und zu diskutieren. 
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3. Es gibt „magisches Geld“ 10: 
Man muss nur an der richtigen Stelle suchen 





Auf den schwindelerregenden Fall der Börsenkurse wur- 
de zur Stabilisierung der Finanzmärkte mit raschen und 
außerordentlichen Unterstützungsmaßnahmen für private 
Finanzakteure reagiert. Diese Maßnahmen kommen vor 
allem großen Unternehmen zugute, ohne dass ein sozia- 
les oder ökologisches Pendant gefordert würde. In Er- 
mangelung einer ausreichenden Regulierung werden die 
Gelder auch in die Boni und Dividenden der Banken ein- 
fließen. 

Im Gegensatz dazu haben die ärmsten Bevölkerungs- 
schichten nur wenig Unterstützung erhalten, und die 
Pflegekräfte sollen mit Prämien abgefunden werden. Es 
besteht die Gefahr, dass der Ausweg aus der Krise gleich- 
bedeutend mit Entbehrung und aufgezwungener Spar- 
samkeit sein wird, legitimiert durch den unveränderten 
Diskurs über die zurückzuzahlenden Schulden der Staa- 
ten. Die drohende Verpflichtung zum Ausgleich des öf- 
fentlichen Defizits wiegt schwer. Ohne Änderung der ge- 
genwärtigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen wird 


die unnachgiebig eingeforderte Schuldentilgung zu sozi- 
alem Elend und einer ökologischen Katastrophe führen. 
Um den Reichtum besser zu verteilen und die soziale und 
ökologische Transformation der Wirtschaft zu finanzie- 
ren, brauchen wir im Gegenteil ein anderes Programm: 
Wir müssen die Geldpolitik neu ausrichten, die Finanz- 
unternehmen kontrollieren, die Staatsverschuldung nutz- 
bringend einsetzen und die Steuerpolitik grundlegend än- 
dern. All diese Vorschläge ermöglichen die Freisetzung 
neuer finanzieller Mittel für die öffentliche Hand, wobei 
soziale Gerechtigkeit und ökologische Dringlichkeit in 
den Mittelpunkt dieses Projekts gestellt werden. 

Es gibt einen anderen Weg, das „magische Geld“ ist da: 
Man muss nur an der richtigen Stelle suchen. 

 — — —— Anmerkungen der SiG-Redaktion ----------------- 
(10) Dies ist eine Anspielung auf eine Bemerkung Macrons aus 
dem Jahr 2018, wonach die Forderungen des Pflegepersonals 
nach Neueinstellungen nicht erfüllt werden könnten, weil es 
kein magisches Geld gäbe. 


Ziel 6: die Finanzwelt und die öffentliche Verschuldung wieder kontrollieren 


Maßnahme 22: 
für eine Geld- und Aufsichtspolitik im Dienste 
der sozialen und ökologischen Bedürfnisse 

Durch den massiven Aufkauf von Vermögenswerten gro- 
ßer Unternehmen und die bedingungslose Finanzierung 
aller Banken trägt die Europäische Zentralbank (EZB) 
zur Schaffung von Spekulationsblasen bei, sie verschlim- 
mert die Klimakrise und widersetzt sich der Unterstüt- 
zung der Schwächsten. Sie muss die umweltschädlichs- 
ten Unternehmen (wie Total, Shell oder ENI) von ihren 
Ankäufen ausschließen, diese Ankäufe in sozial und öko- 
logisch nützliche Bereiche umleiten, die Refinanzierung 
der Banken mit Hilfe von Vermögenswerten umweltver- 
schmutzender Unternehmen verweigern und die nahezu 
zinslose Refinanzierung an Bedingungen für die Kredit- 
nehmer knüpfen. 
Das wird jedoch nicht ausreichen. Um den Ausweg aus 
der Krise zu finanzieren, den Bürger*innen beizustehen, 
den ökologischen Umbau zu fördern und erzwungene 
Kürzungsmaßnahmen zu vermeiden, muss die EZB den 
Staaten und Gebietskörperschaften eine Befreiung von 
den aus Verschuldung resultierenden Zwängen ermögli- 
chen. Der Aufkauf von Staatsschulden und ihre Anerken- 
nung als ewige Schulden zum Nullzinssatz (was faktisch 
einem Erlass der Staatsschulden gleichkäme) und die di- 
rekte Finanzierung der Notfall- und Umbaupläne von 
Staaten und Gebietskörperschaften durch Geldschöpfung 
sind allesamt notwendige Hebel dafür, sich von den 
Märkten zu befreien, Solidarität und den ökologischen 
Umbau zu finanzieren. Die Frage der Verschuldung muss 
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Gegenstand von Bürger*innenaudits sein, damit über den 
besten Weg zur Befreiung vom Diktat der Finanzmärkte 
entschieden werden kann, ohne dass dies zur Verarmung 
der schwächsten Bevölkerungsgruppen und zu einer öko- 
logischen Katastrophe führt. 


Maßnahme 23: 

Regulierung von Bankgeschäften 
Um die Widerstandsfähigkeit des Finanzsystems aufzu- 
bauen, muss die Regierung bei ihrem Konjunkturpaket 
sicherstellen, dass die Finanzakteure daran gehindert 
werden, künftige klimatische, wirtschaftliche und finan- 
zielle Schocks zu verschärfen. 
Wie in einer europäischen Richtlinie vorgeschlagen, 
muss das Wertpapiergeschäft von den klassischen Ge- 
schäftsfeldern der Banken getrennt werden, und große 
Banken müssen einer verstärkten Aufsicht unterstellt 
werden. Insbesondere müssen spekulative Operationen 
von Investmentbanken verboten werden. Die Ausschüt- 
tung von Dividenden und Boni durch Akteure, die öffent- 
liche Gelder erhalten, muss ebenfalls verboten werden. 
Darüber hinaus muss der Staat die Aktivitäten der priva- 
ten und öffentlichen Finanzakteure im Bereich der fossi- 
len Energien beaufsichtigen. Die Regierung muss von 
den Finanzakteuren verlangen, dass ihre Investitionsvor- 
haben die Grenze von 1,5 °C bei der Erwärmung der Erd- 
atmosphäre respektieren. Dazu gehören die sofortige 
Einstellung ihrer Unterstützung bei der Erschließung 
neuer Lagerstätten oder bei Projekten fossiler Brennstof- 
fe und ein vollständiger Ausstieg aus der Kohle bis 2030 
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und aus allen fossilen Brennstoffen bis 2040 in der 
OECD und bis 2050 in der übrigen Welt. Ein öffentliches 
Finanzzentrum im Dienste des Gemeinwohls und unter 
demokratischer Kontrolle könnte geschaffen werden, in- 


dem die aus der Caisse des Depöts , der Post und der 
CNP bestehende neue Einrichtung so umgestaltet wird, 
dass die Ersparnisse der Bevölkerung langfristig nach so- 
zialen und ökologischen Prioritäten investiert werden. 


Ziel 7: mehr Steuergerechtigkeit 


Maßnahme 24: 

für eine gerechtere und progressive Besteuerung 

von Einkommen und Vermögen 
Die Umwandlung der solidarischen Vermögenssteuer 
(ISF) in eine Vermögenssteuer auf Immobilien (IFT) ist 
die symbolische Maßnahme eines Präsidenten der Rei- 
chen und der steuerlichen Ungerechtigkeit. Wir schlagen 
nicht einfach vor, die Vermögenssteuer, die viele Steuer- 
schlupflöcher hatte, wiederherzustellen, sondern sie so 
umzugestalten, dass sie gerechter wird und deutlich mehr 
Ertrag erzielt, einigen Schätzungen zufolge in der Grö- 
ßenordnung von 10 Milliarden Euro. Darüber hinaus 
würden die Abschaffung der einheitlichen Pauschalabga- 
be bei Wiederherstellung der Progressivität der Steuer 
auf Finanzeinkünfte und eine progressivere Einkom- 
menssteuer zusätzliche Ressourcen freisetzen und die 
Reichsten zur nationalen Solidarität beitragen lassen. 


Maßnahme 25: 
wirksame Bekämpfung von Steuerhinterziehung 

und Steuerflucht 
Steuerhinterziehung und Steuerflucht führen in Frank- 
reich jedes Jahr zu einem Verlust von mindestens 80 Mil- 
liarden Euro. Um dem abzuhelfen, muss zuerst der Stel- 
lenabbau gestoppt werden und die rechtlichen und perso- 
nellen Ressourcen der Steuer-, Zoll- und Justizverwaltun- 
gen sind zu stärken. Die Mindereinnahmen infolge der 
Steuerflucht multinationaler Unternehmen, die aus dem 
künstlichen Transfer von Gewinnen in Steuerparadiese 
resultiert, werden auf mindestens 36 Milliarden Euro ge- 
schätzt. Die Einführung einer einheitlichen Besteuerung 
multinationaler Unternehmen würde es ermöglichen, de- 
ren Gewinne auf Konzernebene zu besteuern und dann 
die Steuerlast dorthin zu transferieren, wo sie ihre Aktivi- 
täten ausüben, wobei die „digitale“ Dimension einbezo- 
gen würde. Ein fairer und anspruchsvoller effektiver 
Mindeststeuersatz würde dem unlauteren Steuerwettbe- 
werb ein Ende setzen. Dieser Steuersatz sollte Gegen- 
stand einer demokratischen Debatte sein. 


Maßnahme 26: 
verstärkte Besteuerung von Finanztransaktionen 
Die Einführung einer Finanztransaktionssteuer wird der- 
zeit von 10 Ländern der Europäischen Union verhandelt. 
Durch die Besteuerung von Aktiengeschäften, struktu- 
rierten Produkten und bestimmten Derivaten könnten 
diese 10 Länder 36 Milliarden Euro pro Jahr einnehmen, 
davon gingen 10,8 Milliarden an Frankreich. Zum Ver- 
gleich: Die „französische Finanztransaktionssteuer“, die 
nur für Aktien gilt, bringt rund 1,6 Milliarden Euro pro 
Jahr. Die Einführung einer auf Derivate und Intraday- 
Handel ausgeweiteten europäischen Finanztransaktions- 
steuer könnte Frankreich in die Lage versetzen, mehr als 
9 Milliarden Euro pro Jahr einzunehmen. Die Besteue- 
rung von Finanztransaktionen würde auch die Spekulati- 
on eindämmen, zur Verringerung der Größe und der In- 
stabilität der Finanzmärkte beitragen und damit die 
Macht der Finanzindustrie beschneiden. Diese Steuer 
sollte für die internationale und ökologische Solidarität 
eingesetzt werden. 


Maßnahme 27: 

Abschaffung der unnützen Steuerschlupflöcher 
und der Steuerbefreiungen, die dem Klima, 
der Biodiversität und dem Kampf gegen 
Ungleichheit schaden 

Steuerschlupflöcher und Ausnahmeregelungen stellen 
den Grundsatz der Gleichheit vor der Steuer in Frage: 
Ganz abgesehen davon , dass man sie kennen muss, um 
davon profitieren zu können, begünstigen sie insbesonde- 
re die wohlhabendsten Schichten und die größten Unter- 
nehmen. Die Nutzung von Steuerschlupflöchern führt 
derzeit zu Mindereinnahmen in Höhe von 140 Milliarden 
Euro. Es gibt hunderte Beispiele, bei denen der Nutzen in 
Bezug auf die Verringerung der Ungleichheiten, die 
Schaffung von Arbeitsplätzen, die Bekämpfung des Kli- 
mawandels und der Erosion der biologischen Vielfalt 
nicht nachgewiesen ist. Es ist notwendig, diese Auswir- 
kungen zu bewerten, um die nutzlosen oder sogar schäd- 
lichen Steuernischen schrittweise abzuschaffen. 


Fazit 


In wirtschaftlicher und finanzieller Hinsicht wird die ak- 
tuelle Gesundheitskrise langfristige Auswirkungen ha- 
ben. Wenn es nicht zu einem tiefgreifenden Umbruch bei 
der Finanzierung der Wirtschaft und der öffentlichen 
Aufgaben kommt, wird diese Krise eine Zunahme der 
Ungleichheiten und eine Verschärfung der ökologischen 
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Krise bewirken. Die Hebel zum Handeln sind jedoch 
vorhanden und schon seit Jahren bekannt. All diese kon- 
kreten Vorschläge zielen darauf ab, den Finanzierungsbe- 
darf für die unverzichtbare ökologische und soziale Re- 
volution bei einer gleichzeitig besseren Reichtumsvertei- 
lung zu decken. Die Umsetzung solcher Vorschläge wür- 
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de auch zur Reduzierung der Macht der Finanzindustrie 
durch deren Unterordnung unter langfristige soziale und 
ökologische Ziele und durch die Verringerung der Insta- 
bilität der Finanzmärkte beitragen. Im Bereich der Be- 
steuerung zielen solche Vorschläge darauf ab, die Fähig- 
keit des Systems zur Verringerung der Ungleichheiten zu 
verbessern, den Steuerwettbewerb zu beenden und die 
Bereitschaft zur Zahlung von Steuern zu stärken, die 
durch steuerliche Ungerechtigkeit stark untergraben wur- 


de. Sie sind Teil eines umfassenderen Konzepts einer ge- 
rechteren und umweltfreundlichen Besteuerung, die das 
Kapital stärker belasten würde als die Arbeit, die Groß- 
unternehmen mehr als die Privathaushalte (zum Beispiel 
durch eine Senkung der Mehrwertsteuer auf Grundbe- 
darfsgüter), die umweltverschmutzende Aktivitäten be- 
strafen sowie die für den ökologischen Umbau maßgebli- 
chen Sektoren und die Relokalisierung der Wirtschaftstä- 
tigkeiten fördern würde. 








4. Für eine Ökologische und soziale 
Transformation der Wirtschaft 





Der eklatante Mangel an Betrieben zur Herstellung le- 
benswichtiger Produkte (Medikamente, Masken) in unse- 
rem Land wirft die Frage der Relokalisierung unserer 
Produktionstätigkeiten verstärkt auf. Eine bevölkerungs- 
nahe Produktion zur Befriedigung gesundheitlicher, öko- 
logischer und sozialer Bedürfnisse und das Hinarbeiten 
auf ein neues Gleichgewicht zwischen den Regionen er- 
fordern eine Planung der Wirtschaftstätigkeiten. In die- 
sem Sinne ist der Logik der Just-in-time-Produktion, der 
internationalen Segmentierung der Wirtschaftstätigkei- 
ten, des Freihandels und der Importabhängigkeit ein 
Ende zu setzen. 

Während der Krise wurden lokale Geschäfte gegenüber 
den großen Handelsketten oder dem Online-Handel be- 
nachteiligt. Die Neugewichtung zugunsten der lokalen 
Geschäfte im Zusammenhang mit der Relokalisierung 
der Wirtschaftsbetriebe liefert eine bessere Antwort auf 


den Klimawandel. Freier Handel ist unvereinbar mit der 
Relokalisierung, der Diversifizierung und dem sozialen 
und ökologischen Umbau unserer Wirtschaft. 

Die kollektive grundlegende Umgestaltung unserer Pro- 
duktions-, Mobilitäts- und Konsumweisen erfordert eine 
auf das Gemeinwohl ausgerichtete Politik. Umfassende 
Reformen der Berufsausbildung sind unerlässlich dafür, 
diese Umstellung zu gewährleisten, bei der jeder/jede ei- 
nen sicheren Arbeitsplatz und ein sicheres Einkommen 
erhält. Die Arbeitnehmer*innen müssen vollständig in 
den Entscheidungsprozess integriert werden, da sie am 
besten in der Lage sind, weitreichende Veränderungen in 
Richtung auf die Produktion von Qualitätsgütern und - 
dienstleistungen vorzuschlagen, die auf die sozialen und 
ökologischen Notstände eine Antwort geben. Die Frage 
der Vergesellschaftung und der Struktur der Unterneh- 
men muss aufgeworfen werden. 


Ziel 8: nachhaltige Unterstützung der Produktionsumstellung 


Maßnahme 28: 
ein Gesetz zur Durchsetzung des Pariser 
Abkommens gegenüber Unternehmen und zum 
Verbot von klimazerstörenden Dividenden 

Dem Parlament muss ein Gesetz vorgelegt werden, in 
dem der Weg zu einer Reduktion der Treibhausgasemis- 
sionen festgelegt und die Wirtschaft auf den ökologi- 
schen Umbau ausgerichtet wird. Es muss für Unterneh- 
men der Förderindustrie und des Produktions- und 
Dienstleistungssektors gelten (in erster Linie Unterneh- 
men, die dem Gesetz über die Sorgfaltspflicht unterlie- 
gen (11) und alle Aktivitäten, Investitionen, Auswirkun- 
gen und Emissionen in Frankreich und im Ausland ein- 
schließen. Es muss die Verpflichtung enthalten, zur Ein- 
haltung des 1,5 °C-Ziels jährliche Reduktionsziele für 
Treibhausgasemissionen festzulegen, und bei Nichtein- 
haltung dieser Verpflichtungen ein Verbot der Dividen- 
denausschüttung vorsehen. 


Maßnahme 29: Beendigung der öffentlichen 
Unterstützung umweltverschmutzender Akteure 
Unternehmen und Finanzakteure, die in der Kohlenstoff- 
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industrie und die Biodiversität zerstörenden Bereichen 
tätig sind, dürfen nicht länger Steuerbefreiungen, öffent- 
liche Beihilfen und Subventionen (Beihilfen für die in- 
dustrielle Landwirtschaft und Fischerei, Export und Wer- 
bung, importierte Abholzung usw.) erhalten. Keine öf- 
fentliche oder staatlich garantierte Investition darf den 
Sektor der fossilen Brennstoffe, die Entwicklung neuer 
Nuklearprojekte, stark umweltverschmutzende Industrien 
oder industrielle Fischerei und Landwirtschaft unterstüt- 
zen. Beihilfen, die im Rahmen des Notfallplans für um- 
weltverschmutzenden Verkehr gewährt werden, wie zum 
Beispiel die Air France von der Regierung ohne Gegen- 
leistung gewährte Zahlung, müssen an soziale und ökolo- 
gische Verpflichtungen geknüpft sein. 


Maßnahme 30: 

Unterstützung der Produktionsumstellung durch 
verbesserte Ausbildungs-, Lehr- und 
Forschungsprogramme 
Die berufliche Aus- und Weiterbildung und die öffentli- 

che Forschung müssen sowohl dem Bedarf in den Zu- 
kunftsbereichen des ökologischen Umbaus (erneuerbare 
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Energien, Baw/Sanierung, Landwirtschaft usw.) als auch 
dem Umschulungsbedarf der Arbeitnehmer*innen unter 
Berücksichtigung ihrer Erfahrungen und ihres Know- 
hows Rechnung tragen. 

Die durch den ökologischen Umbau notwendig geworde- 
nen Betriebsumstellungen müssen antizipiert, unterstützt 
und finanziert werden, und die Beschäftigten müssen in 
den Entscheidungsprozess einbezogen werden. 

Die Berufsausbildung, die erneut als öffentliche Dienst- 
leistung organisiert wird, muss durch ein kollektives 
Schutzsystem unterstützt werden, das durch einen Ge- 
meinschaftsfonds finanziert wird, der aus den Beiträgen 
der Arbeitgeber gespeist wird, um den Arbeitnehmern die 
Möglichkeit zu geben, sich ohne Lohn- oder Rechtsver- 
lust die Zeit für die Ausbildung zu nehmen. 

Die Lehr- und Ausbildungsmethoden müssen neu defi- 
niert werden mit dem Ziel, den gesellschaftlichen und 
ökologischen Nutzen der wirtschaftlichen Aktivitäten zu 
steigern und gleichzeitig eine solide Allgemeinbildung 


aufrechtzuerhalten, die auf die persönliche Entfaltung 
von Schüler*innen, Studierenden und Arbeiter*innen ab- 
zielt. Die Löhne der Beschäftigten in diesem Bereich 
müssen angehoben werden. 

Eine massive Investition in junge Menschen bedeutet in 
erster Linie, ihnen Rechte, Status und finanzielle Unter- 
stützung zu garantieren, die sie schützen und ihnen er- 
möglichen, insbesondere während ihres Studiums unab- 
hängig zu sein. 

Auch die Ausbildung von Jugendlichen aus Arbeitervier- 
teln muss tatkräftig unterstützt werden. 

 — Anmerkungen der SiG-Redaktion ----------------- 
(11) Siehe Gesetz von 2017. Ziel: gegen die Menschenrechts- 
verletzungen und Umweltzerstörungen vorzugehen, die von 
den großen Unternehmen mit Sitz in Frankreich in der gesam- 
ten Wertschöpfungskette begangen werden. Über die unzuläng- 
liche Umsetzung dieses Gesetzes haben französische Organisa- 
tionen einen offenen Brief an den Wirtschaftsminister Le 
Maire geschrieben (19. Dezember 2019) 





Ziel 9: Umgestaltung unserer Produktions-, Mobilitäts- und Konsumweisen 


Maßnahme 31: 

alle Verhandlungen und Abschlüsse von Handels- 

und Investitionsabkommen stoppen 
Frankreich darf noch ausstehende Abkommen, wie die 
mit Kanada und Mexiko, nicht ratifizieren. Diese Ab- 
kommen stellen die Interessen der multinationalen Unter- 
nehmen über alle Rechtsgrundsätze und den Kampf ge- 
gen den Klimawandel, bis hin zur Einrichtung von für 
private Investoren vorteilhaften Schiedsgerichten. Sie 
fördern die Spezialisierung der Länder und verhindern 
eine ehrgeizige öffentliche Politik. Das Verhandlungs- 
mandat der Europäischen Kommission muss überarbeitet 
werden, indem Sozial- und Umweltklauseln eingeführt 
werden, die Vorrang vor Handelsinteressen haben. Die 
Wirtschaftsbereiche müssen vor dem unlauteren Wettbe- 
werb geschützt werden, der durch das Bestreben entsteht, 
durch das Unterschreiten sozialer und ökologischer Stan- 
dards Vorteile zu erringen. Wir müssen dringend unseren 
internationalen Handel nach den Prinzipien der Solidari- 
tät, der Gleichheit und des Wissensaustauschs neu aus- 
richten. 


Maßnahme 32: Mobilität neu gestalten 
Die Wiederaufnahme des Reiseverkehrs ist eine einzigar- 
tige Gelegenheit, unsere Mobilität neu zu gestalten. Die 
Einstellung von Kurstreckenflügen (zunächst solcher, die 
durch eine Zugfahrt bei Tag von weniger als 6 Stunden 
oder einen Nachtzug ersetzt werden könnten), die Annul- 
lierung aller Pläne zur Erweiterung oder Privatisierung 
von Flughäfen, die Entwicklung eines dichten Tag- und 
Nachtzugfahrplans für Passagiere und Fracht sowie die 
Erneuerung oder Wiedereröffnung von Regionalstrecken 
sind gesetzlich zu verankern. Die Bedeutung und die 
Umweltschutzvorteile des Radverkehrs, insbesondere in 
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der städtischen Mobilität, sollte dazu führen, dass tempo- 
räre Radwege erhalten bleiben und neue geplant werden. 
Wir müssen uns von der Abhängigkeit vom Straßenver- 
kehr lösen, neue unnütze große Straßeninfrastrukturpro- 
jekte aufgeben, qualitativ hochwertige öffentliche Ver- 
kehrsmittel für alle zugänglich machen und die Regionen 
mit einer ökologischen, solidarischen und multimodalen 
öffentlichen Verkehrsstruktur ausstatten. 


Maßnahme 33: ein Gesetz zum Aufbau einer 
Wirtschaft der Genügsamkeit 

Wir fordern ein Gesetz, das die Mechanismen der Über- 
produktion und des Überkonsums bekämpft: Einfrieren 
der Überkapazitäten im Handel und Stoppen der Auswei- 
tung des elektronischen Handels (keine Errichtung von 
Lagerhäusern und Einkaufszentren in den Randgebieten), 
Reduzierung der Menge neuer Produkte in den emittie- 
renden Industrien wie der Textil- oder Elektronikbranche, 
drastische Regulierung der Werbung sowie Kontrolle der 
Produktion mit der Möglichkeit von Sanktionen bei ge- 
planter Produktverschleiß. Die Autonomie des Benutzers 
muss gewahrt, die Qualität der Materialien garantiert und 
die Lebensdauer der Produkte erhöht werden. Diese ge- 
nügsamere Wirtschaft wird viele Arbeitsplätze in der lo- 
kalen Produktion und den Bereichen Reparatur und Re- 
cycling schaffen. 


Maßnahme 34: ein Konzept für den sozialen und 
ökologischen Umbau der Landwirtschaft und 
Nahrungsmittelindustrie 
Die Relokalisierung und Diversifizierung der Nahrungs- 
mittelversorgung soll dem lokalen Bedarf entsprechend 
durchgeführt werden. Dies erfordert eine umfangreiche 

staatliche Unterstützung bei der Entwicklung kurzer 
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Kreisläufe und relokalisierter ehemals langer Produkti- 
onsketten: Schlachthöfe und Geschäfte in nächster Um- 
gebung, lokale und biologische Produkte für die Gemein- 
schaftsverpflegung. 

Die Unterstützung des Umbaus muss die Bauern und 
Bäuerinnen in die Lage versetzen, Pflanzenproteine zu 
erzeugen und Grünland zu entwickeln, den Viehbestand 
der Bodenfläche anzupassen, Wasser nachhaltig zu be- 
wirtschaften, gegen importierte Abholzung zu kämpfen, 
sich schließlich dank gezielter Erhöhung der Steuern für 


synthetischen Pestizide und Düngemittel von den sie pro- 
duzierenden multinationalen Konzernen zu befreien und 
die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen und Antibio- 
tika durch die Entwicklung vom Heilverfahren durch 
Pflanzen so weit wie möglich zu reduzieren. 

Politik und Investitionspläne müssen die Beschäftigung, 
den Zugang zu qualitativ hochwertigen Nahrungsmitteln 
für alle und den Respekt vor der Umwelt fördern und 
keine Landwirtschaft 4.0... 


Fazit 


Die gezielte öffentliche Unterstützung und die Einbezie- 
hung verbindlicher ökologischer und sozialer Ziele in die 
Gesetzgebung und in Handelsabkommen werden dazu 
beitragen, einen strukturellen Wandel in Gang zu setzen. 
Die gesamte Produktion von Gütern und Dienstleistun- 
gen neu zu denken, erfordert auf allen Ebenen die Um- 
stellung der Wirtschaft als eines Systems für den Um- 
gang mit Ressourcen und Bedürfnissen. Die Wiederan- 
eignung der Wirtschaft erfordert eine höhere Bewertung 
der Arbeit zulasten der kapitalistischen und Aktionärslo- 
gik. 

Die Energiepolitik ist von zentraler Bedeutung für die 
Nachhaltigkeit von Ressourcen, was die Entwicklung ei- 
nes Konzepts für die Nutzung erneuerbarer und lokaler 
Energien nahelegt. Die aktive Beteiligung der Arbeitneh- 
mer*innen an der Umstellung der Wirtschaft ist von ent- 
scheidender Bedeutung dafür, von einer kurzfristig den- 
kenden, finanzorientierten Wirtschaft, die zyklischen 
Krisen unterworfen ist, zu einer langfristigen, lokal ver- 
ankerten Wirtschaft überzugehen, die nach ökologischen 
und sozialen Zielen geplant wird. Die Logik der Soziali- 
sierung von Verlusten und der Privatisierung von Gewin- 
nen muss durch das Streben nach dem gesellschaftlichen 


und ökologischen Nutzen aller unserer Tätigkeiten er- 
setzt werden, wobei mit einer sofortigen Aufwertung der 
öffentlichen Versorgungsbereiche begonnen werden 
muss. 

Im Industriesektor darf nicht die kurzfristige Rentabilität 
auf den Finanzmärkten gestärkt werden. Vielmehr ist die 
Kontrolle der Arbeitnehmer*innen über die Produktions- 
mittel herzustellen und der Übergang zu einer Wirtschaft 
der Genügsamkeit voranzutreiben. Die Qualität der Ar- 
beit, die Gestaltung der Arbeitsplätze, die Neuorganisati- 
on der hierarchischen Struktur, die Auswirkungen der 
Wirtschaft auf Gesundheit und Umwelt müssen im Mit- 
telpunkt dieses neuen sozial und ökologisch tragfähigen 
Ansatzes stehen. 

Um den Teufelskreis von Produktivismus und Konsumis- 
mus zu durchbrechen, müssen diese politischen Maßnah- 
men auf gemeinsamen Kämpfen und der Entwicklung al- 
ternativer Praktiken beruhen. Konzentriert auf starke öf- 
fentliche Bereiche (Wohnen, Gesundheit, Verkehr, Indus- 
trie ...) können die gemeinsamen Überlegungen unter 
Mitwirkung der Beschäftigten auf harmonische Weise 
zur Schaffung von Wohlstand, insbesondere in den länd- 
lichen Gebieten, führen. 





Und 





jetzt? 





Die in diesem Plan für den Ausweg aus der Krise vorge- 
schlagenen 34 Maßnahmen sind ein erster Beitrag zu der 
Debatte, die zur Einleitung eines ökologischen und sozia- 
len Umbaus unserer Gesellschaft zu führen ist. 


Wir wollen jetzt gemeinsam an ihrer Verbreitung und 
Vervollständigung arbeiten, ihnen durch konkrete Kämp- 
fe Nachdruck verleihen und zusammen die Bedingungen 
für ihre Durchsetzung schaffen. Nach der Gesundheits- 
krise und den zweimonatigen Ausgangsbeschränkungen 
wollen wir uns, über den Regierungskalender hinaus, ge- 
meinsam für unsere Vorschläge zum Bruch mit einem 
System einsetzen, das die Umwelt verschmutzt und unse- 
re Ressourcen erschöpft, Ungleichheiten vertieft und 
Diskriminierungen verstärkt. Diese gemeinsame Arbeit 
ist ein Beweis dafür, dass angesichts der sozialen und 
ökologischen Notlage eine Zusammenarbeit möglich ist 
und Hoffnung bringen kann. 
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Da die heutige Krise weder mit den Lösungen von ges- 
tern noch mit Abschottung überwunden werden kann, 
werden wir unsere gemeinsame Arbeit fortsetzen. Sie 
muss sich mit Hilfe von lokalen Initiativen entfalten, an 
denen nicht nur die Angehörigen unserer Organisationen, 
sondern viel breiter auch Jugendliche, Beschäftigte und 
Rentner*innen beteiligt werden. Der Aufbau einer ökolo- 
gischen, demokratischen, feministischen und sozialen 
Zukunft wird nur möglich sein, wenn er die Menschen 
für lokale und nationale Initiativen und Mobilisierungen 
zusammenbringt. Weil wir unsere öffentlichen Dienst- 
leistungen verteidigen und entwickeln müssen, lebens- 
notwendige Produktionen relokalisieren müssen, besser 
und nachhaltig produzieren müssen, weil wir weniger ar- 
beiten müssen, damit alle arbeiten können, lasst uns mit 
unseren Forderungen und Projekten an die Öffentlichkeit 
gehen. 
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Anne Paq 
Basisorganisierung in Frankreich: 
Nicht nur aus humanitären Gründen 


Frankreich in der Pandemie: Solidaritätsbrigaden verbinden gegenseitige Hilfe mit politischer Arbeit. Ein Besuch im 
Departement Seine-Saint-Denis, von Anne Paq -— JW 


In Frankreich entstanden im Großraum Paris in wenigen 
Wochen 17 Brigaden (»Brigades de solidarite populaire«, 
BSP) mit gegenwärtig rund 700 Mitgliedern. Darunter die 
Solidaritätsbrigade des 93. Departements, Seine-Saint-De- 
nis, die sich kurz BSP 93 nennt. (...) Die Idee war, unmit- 
telbar zu reagieren, um die Situation der Menschen in Not 
in besonders armen Gegenden zu verbessern. Seine-Saint- 
Denis wurde mit am härtesten von der Pandemie getroffen 
und ist ohnehin gekennzeichnet von Ungleichheit, Armut 
und Polizeigewalt, was durch die Gesundheitskrise ver- 
schärft wurde. Ein Viertel der Häuser erfüllt die Hygiene- 
standards nicht, und ein Drittel der Haushalte lebt unter der 
Armutsgrenze. Es gehört zu den Departements, in denen die 
Sterblichkeit in den Monaten März und April am stärksten 
gegenüber den Vorjahren angestiegen war. Auch viele Ge- 
flüchtete ohne Papiere leben hier, meist in besetzten Häu- 
sern oder ohne Dach über dem Kopf. Viele fanden sich in 
dieser beispiellosen Krise noch weniger beachtet und in 
größter Not wieder — ganze Familien verloren plötzlich ihr 
Einkommen. Ernährungsunsicherheit wurde ein ernstes 
Thema. Vor diesem Hintergrund hätten viele das Bedürfnis 
gehabt, endlich zu handeln. Gegründet hatte sich diese Bri- 
gade Anfang April, kurz nach Inkrafttreten der Ausgangsbe- 
schränkungen. Zentraler Ansatz war die Organisierung von 
solidarischer Hilfe für die Schwächsten, ohne die Politik, 
also vor allem Kritik am kapitalistischen System, außen vor 
zu lassen. Dieser Aspekt unterscheidet die BSP deutlich von 
jenen Gruppen, die darauf bestehen, einfach nur »humani- 
tär« zu sein. (...) 


Es ist der 13. Juni. In Aubervilliers haben BSP-93-Mitglie- 
der einen Campingtisch, große Bögen weißes und rotes Pa- 
pier und Farben zum Kanal Saint-Denis gebracht und fan- 
gen an zu schreiben: »Keine Gerechtigkeit. Kein Frieden.« 
Die Poster werden für die am Nachmittag stattfindende De- 
monstration gegen Polizeigewalt und Rassismus vorbereitet, 
zu der das Komitee Adama Traore aufgerufen hat. Der Sohn 
malischer Einwanderer war 2016 in »Polizeigewahrsam« 
unter ähnlichen Umständen gestorben wie George Floyd, 
dessen Tod weltweit Wut auslöste. (...) Die am 2. Juni vom 
Komitee organisierte Kundgebung hatte ganz Frankreich in 
Staunen versetzt: Zehntausende, darunter viele junge Men- 
schen aus den bevölkerungsreichen Stadtvierteln, widersetz- 
ten sich dem Demonstrationsverbot. 


Für den 13. Juni hat sich BSP 93 dazu entschieden, die Pla- 
kate im öffentlichen Raum zu gestalten und damit Passanten 
zur Mitarbeit anzuregen. Dies gelingt auch nach kurzer Zeit, 
und so entstehen 35 Plakate in neun Sprachen, die im An- 
schluss geklebt werden. Für Gaby*, 38-jährige BSP-Akti- 
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vistin aus Pantin, bedeutet die gemeinsame Arbeit am Kai, 
dass »der Prozess nicht nur darin besteht, Botschaften wei- 
terzutragen, sondern den Menschen, die politische Forde- 
rungen haben, sich aber nicht trauen, diese öffentlich aus- 
zudrücken, die Möglichkeit dazu zu geben«. Mit diesem 
kleinen Tisch, Papier und Farben »haben wir einen kleinen 
Raum eröffnet, der es Menschen ermöglichte, ihre politi- 
sche Meinung zu äußern und politische Forderungen zu 
stellen, ohne sich selbst zu exponieren«. In diesen scheinbar 
harmlosen kleinen Momenten sieht Gaby die Möglichkeit, 
gemeinsam ein Instrument zu schaffen, mit dem eine politi- 
sche Debatte angestoßen werden kann, in der sich auch jene 
ausdrücken, die sich nicht als Aktivisten verstehen. Am 
Ende stehe dann »ein gemeinsamer Diskurs«. »Wir erken- 
nen zusammen, dass wir alle vom selben System unter- 
drückt werden und dass es nur kleiner Momente des Aus- 
tauschs bedarf, um festzustellen, dass wir gemeinsame In- 
teressen haben.« 


Auch die 38-jährige Paula*aus Aubervilliers glaubt, dass 
die BSP relevanter denn je seien: »Die Krise ist keineswegs 
überwunden. In der Gesundheitskrise mag es ein wenig 
besser geworden sein, aber die Wirtschaftskrise, das Woh- 
nungs- und Erwerbsproblem und prekäre Verhältnisse sind 
nach wie vor da. Das gilt auch für die Klimakrise.« Die 
Mission der BSP sei einerseits, weiterhin Menschen in Not 
materiell zu unterstützen, und andererseits auf der Basis 
von gegenseitiger Hilfe und Solidarität neue gesellschaftli- 
che Beziehungen aufzubauen. »Ich glaube, dass diese Be- 
ziehungen der einzige Weg sind, die Krisen zu überleben. 
Ich misstraue dem Staat nicht nur, ich weiß, dass er gegen 
uns — die Prekarisierten, Bewohner der bevölkerungsrei- 
chen Viertel, rassifizierte Menschen - arbeitet. Daher sind 
Solidarität, Selbstorganisierung und gegenseitige Hilfe un- 
ser einziger Schutz gegen die Gewalt des Staates und des 
kapitalistischen Systems. 


e} 


Anne Paq: Praktische Solidarität: BSP-93-Mitglieder verteilen 
Schutzmasken vor dem Bahnhof Saint-Denis an Beschäftigte 
auf dem Weg zur Arbeit (25. Mai 2020) 
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Offener Brief von 92 Organisationen, 
u.a. Attac Deutschland, Attac Osterreich, Attac Spanien, Attac Frankreich, 
Attac Irland, Attac Wallonie Bruxelles 


an Präsidentin von der Leyen, Vize-Präsidenten Dombrovskis und Timmermans 
Europäische Kommission: 


Kündigen Sie den Vertrag mit BlackRock! 


Brüssel, 29. April 2020 


Wir, die 92 Unterzeichnenden, schreiben Ihnen, um Sie auf- 
zufordern, den kürzlich geschlossenen Vertrag mit Black- 
Rock Investment-Management (UK) zu kündigen. Dieses 
Unternehmen wurde ausgewählt, um die Kommission bei 
der Aufnahme von Environmental-, Social- und Gover- 
nance-Risiken in die EU-Bankenvorschriften und -Aufsicht 
zu beraten und diese so genannten ESG-Ziele in die Strate- 
gien von Bank- und Anlagegeschäften einzufügen. Wir 
glauben, dass die Auswahl von BlackRock eine äußerst 
schädliche Botschaft aussendet, eine, welche die Glaubwür- 
digkeit und Reputation des Europäischen Green Deal der 
Kommission und eine nachhaltige Finanzpolitik untergra- 
ben, bevor sie überhaupt richtig begonnen haben. 


BlackRock hat in diesem Bereich zahlreiche persönliche In- 
teressen und ist deshalb nicht in der Lage, irgendeinen 
glaubwürdigen, neutralen Rat zu geben. Wir glauben, dass 
der Zugang zu Informationen, die das Investment-Manage- 
ment-Unternehmen durch diese Ausschreibung erhalten 
würde und die „Beratung“, die es geben würde, ein extrem 
hohes Risiko birgt, wichtige und dringend benötigte nach- 
haltige Bankmaßnahmen in der EU frühzeitig entgleisen zu 
lassen. 


Wie Sie wissen, ist die Frage der Finanzen entscheidend um 
den Klimawandel zu bekämpfen. Ihre Kommission schätzt, 
dass 260 Milliarden Euro pro Jahr benötigt werden, um 
die ehrgeizigen Ziele des Europäischen Green Deal umzu- 
setzen. Um dabei erfolgreich zu sein, ist es entscheidend, 
dass die EU sowohl schmutzige Kredite als auch Investitio- 
nen verhindert, die den Klimawandel verschärfen; stattdes- 
sen soll sie Aktivitäten unterstützen, die der Finanzierung 
einer nachhaltigen Wirtschaft dienen. Beide Punkte werden 
im Europäischen Green Deal thematisiert. 


Um hier entscheidend voranzukommen, ist das Einholen 
von Ratschlägen ein logischer nächster Schritt. BlackRock 
als Berater auszuwählen ist jedoch ein schwerer Fehler — 
die Position des Unternehmens ist stark voreingenommen, 
es hat null Glaubwürdigkeit und, wie die Erfahrung zeigt, 
ein Interesse, genau die ESG-Regeln zu schwächen, zu de- 
nen es beraten soll. 


Zum Beispiel 


° Anti-Taxonomie-Lobby: Die Kommissions-Ausschrei- 
bung verlangt ausdrücklich, dass der Berater "Die laufen- 
den Arbeiten der Kommission im Bereich der nachhalti- 
gen Finanzierung, insbesondere das [...] Klassifikations- 
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System - oder Taxonomie berücksichtigt.“ BlackRock 
hat eine lange Geschichte der Lobby-Arbeit gegen eben 
diese EU-Taxonomie, so enthüllt in seiner eigenen Posi- 
tion vom Januar 2020 und in den Lobby-Positionen von 
Verbänden, wo es ein Mitglied ist, wie die globale Ban- 
kenlobby Institute of International Finance (IIF), die 
Vereinigung für die Finanzmärkte in Europa (AFME) 
und die Vereinigung Europäischer Fonds und Vermö- 
gensverwalter (EFAMA). In der Tat unterstützte Black- 
Rock öffentlich die Position des IIF, das sich dem Taxo- 
nomie-Ansatz der EU widersetzte, und plädierte für ei- 
nen sehr abweichenden Ansatz,der, zufälligerweise 
BlackRocks eigener Taxonomie ähnelte. 


° Richter und Sachverständiger: Laut Ausschreibung 
der Kommission sollte BlackRock auch die Arbeit von 
12 verschiedenen Organisationen berücksichtigen, die 
sich mit nachhaltiger Finanzierung befassen. Allerdings 
kann das Investitions-Management-Unternehmen in die- 
ser Aufgabe wieder einmal nicht neutral sein. Es ist Mit- 
glied von zwei dieser Organisationen - der Task Force 
des Rates für Finanzstabilität für klimabezogene Finan- 
zinformationen (TCFD) und der Arbeitsgruppe Nachhal- 
tige Finanzwirtschaft (SFWG) der IIF. Darüber hinaus ist 
das Unternehmen auch beteiligt an der Lobby-Arbeit mit 
anderen Organisationen wie dem Netz der Zentralbanken 
und Aufsichtsbehörden für die Ökologisierung des Fi- 
nanzsystems. 


° Die Stimme der Banken: IIF (Institute of International 
Finance) und der Europäische Bankenverband (engl. 
Abk. EBF) haben bereits eine eigene Überprüfung der 
Ansätze von 70 globalen Banken für das Klima-Risiko- 
Management durchgeführt und offengelegt (im Januar 
2020), eine Aufgabe, die einer Anforderung der Aus- 
schreibung der Kommission ähnelt. Das IIF hat sich auch 
dafür eingesetzt, den Ansatz der Kommission zu beein- 
flussen und hat im September 2019 versucht, die Kom- 
mission davon zu überzeugen, die Verwendung ihrer ei- 
genen Taxonomie für die Regulierungs- und Aufsichtsar- 
beit in der EU hinauszuzögern. Diese Initiative, die 
BlackRock mitunterschrieben hat, hatte das Ziel, zeitna- 
he und ehrgeizige ESG-Vorschriften zu untergraben. 


Uns ist bewusst, daß die Kommission Rat im Bankwesen 
einholt, und dass BlackRock selbst nicht eine Bank ist. Da- 
her könnte argumentiert werden, dass das Unternehmen an 
diesen Fragen gar nicht beteiligt ist. Allerdings kann dieses 
Argument angesichts der zahlreichen gravierenden Interes- 
senkonflikte für BlackRock einfach nicht aufrechterhalten 
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werden, wie wir in den folgenden Beispielen veranschauli- 
chen: 


° BlackRock ist Hauptaktionär der meisten europäi- 
schen Großbanken, darunter Santander, Deutsche Bank, 
BNP Paribas, ING und CreditAgricole, die alle stark in 
Projekte für fossile Brennstoffe und entsprechende Un- 
ternehmen investieren. 


° BlackRock hält auch eine große Beteiligung an vielen 
globalen Banken, darunter einen 6,77 Prozent-Anteil an 
JP Morgan Chase, einer Bank, die für die Finanzierung 
fossiler Brennstoffe bekannt ist. 


° BlackRock ist ein Vermögensverwalter und hält einen 
Hauptanteil an Kohle- (87,3 Mrd. US-Dollar) Öl- und 
Gasunternehmen, wie Total (6,3%), RWE (7%) und 
Shell (6,5%). Als Vermögensverwalter ist es offensicht- 
lich sein Hauptzweck, eine beträchtliche Rendite für sei- 
ne Investitionen zu sichern. 

Alle diese Beispiele zeigen, dass BlackRock einen ernsthaf- 

ten und greifbaren Interessenkonflikt in den Bereichen der 

ESG-Verordnung hat. Dies untergräbt eindeutig die Glaub- 

würdigkeit des Unternehmens als neutraler Berater und dis- 

qualifiziert es, die Europäische Kommission in den fragli- 
chen Bereichen zu beraten. 


Abschließend möchten wir eine allgemeinere Besorgnis 
zum Ausdruck bringen. Wir hoffen, dass dieser Fall kein 
Hinweis auf den von der Kommission beabsichtigten An- 
satz für ihre künftigen Initiativen zum Klimawandel und zur 
Finanzierung ist. 

Die Kommission hat "alle Interessenträger" aufgefordert, 
sich an der Ausarbeitung des Plans zur Umsetzung eines 
Europäischen Green Deal zu beteiligen. Und doch scheint 
eine solche Aufforderung auffallend im Widerspruch zu der 
Art von einseitiger Herangehensweise an externe Beratung 
zu stehen, die die Bestellung von BlackRock als Berater 
zeigt. Die Ausschreibung der Kommission fordert Black- 
Rock auch nicht auf, die Zivilgesellschaft zu konsultieren, 
sondern nur die Vertreter des Finanzsektors und deren Ex- 
perten, obwohl der Bankensektor entscheidende Auswir- 
kungen auf die Gesellschaften und Volkswirtschaften der 
EU hat, und in der Tat die Zukunft des Planeten. 


Die Kommission verfügt über eine Geschichte umfangrei- 

cher Konsultationen mit dem Finanzsektor, wenn es um die 
Vorbereitung neuer Gesetzesvorschläge geht, die ihn regeln 
würden. Wir sehen mehrere Anzeichen dafür, dass sich die- 
se Tradition bei der entscheidenden Arbeit der EU zur Vor- 


bereitung der nächsten Schritte im Bereich der nachhaltigen 
Finanzierung nicht ändert. Wenn das so wäre, würde die 
Kommission das Risiko eingehen, dass Finanzunternehmen, 
die ein begründetes Interesse an Öl, Gas und Kohle, haben, 
wieder übermäßigen Einfluss ausüben können. Dies würde 
jede Strategie zur Abwendung des katastrophalen Klima- 
wandels in Gefahr bringen; Strategien, wie sie von den 
Menschen in der EU gefordert werden. 


Wir fordern, dass 

1. der Vertrag mit BlackRock Investment Management 
(UK) gekündigt wird - basierend auf den EG-Aus- 
schreibungsregeln für Interessenkonflikte, 

2. dass alle (Entwürfe) Berichte eines künftigen erfolgrei- 
chen Bieters öffentlich zugänglich gemacht werden, da- 
mit die Zivilgesellschaft und andere nicht finanzielle 
soziale und ökologische Interessierte sie betrachten und 
kommentieren können, bevor sie zu Ende gebracht wer- 
den, 

3. dass die Kommission prüft, wie sie eine unangemesse- 
ne Beeinflussung ihrer Entscheidungen, durch die fossi- 
le Energiewirtschaft und ihre Finanziers verhindern 
kann und wie die Stimme der Zivilgesellschaft hörbar 
gemacht werden kann, einschließlich durch Überarbei- 
tung der Verfahren und des Konzepts für externe Bera- 
tung und Konsultation. 


Wir hoffen auf ein klares Zeichen der Kommission, dass der 
Finanzsektor nicht unzulässigen Einfluss nehmen kann auf 
die Integration von ESG-Kriterien in Risikobewertungen 
und Anlagestrategien von Finanzunternehmen in der EU. 
Die Kündigung des Vertrages mit BlackRock wäre dazu ein 
geeigneter erster Schritt. Wir hoffen aufrichtig, dass Sie die 
oben genannten Punkte betrachten und antworten werden. 


Unterzeichnende und Text auf Englisch: 
https://www.changefin 
ance.org/wp-content/uploads/2020/04/BlackRock-Open- 
Letter.pdf 


Übersetzung: Sabine Gondro 
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Peter Wahl und Klaus Dräger 
zum Recovery-Plan 


Notnagel oder neue Integrationsdynamik? 


Die EU-Kommission hat einen Plan zu wirtschaftlichen Er- 
holung über 750 Milliarden Euro für die am stärksten von 
der Corona-Pandemie betroffenen Mitgliedsländer vorge- 
legt. Nach dem Scheitern der Corona-Bonds wird der Reco- 
very-Plan von vielen als Wende hin zu einer neuen Integra- 
tionsdynamik interpretiert. 


Einen „Quantensprung“ nennt der DGB euphorisch den 
Plan, die New York Times spricht von „einem historischen 
Augenblick“ und die Spin-Doktoren von Olaf Scholz ließen 
sich sogar einen besonderen Gag einfallen, als sie ihrem 
Chef von einem „Hamilton Moment“ schwärmen ließen. 


Hamilton war der erste Finanzminister der USA und setzte 
1790 durch, dass die Zentralregierung die Schulden der vor- 
maligen Kolonien aus dem Unabhängigkeitskrieg überneh- 
men. Die Historiker werten das als einen entscheidenden 
Schritt zur Konstituierung des amerikanischen Bundes- 
staats. Olaf Scholz also als Wegbereiter der Vereinigten 
Staaten von Europa, so die PR-Botschaft. 


Nun sind 750 Milliarden Euro, die der Recovery-Plan der 
EU[L] umfassen soll, tatsächlich eine Menge Geld. Aber 
eine Bilanz besteht nicht nur aus Aktiva. Zudem ist der Plan 
noch nicht verabschiedet. Es gibt von verschiedenen Seiten 
Widerstand. Am Schluss wird eine modifizierte Kompro- 
missversion rauskommen. 


Von den 750 Milliarden sind 250 Milliarden Kredite, 500 
Milliarden nicht rückzahlbare Zuschüsse. Finanziert werden 
soll das Programm wie seinerzeit schon der Juncker Plan 


über „gehebelte“ Kreditaufnahme der Kommission auf den 
Finanzmärkten. Rechnet man die Hebelwirkung heraus, so_ 


beträgt der reale Anteil an EU-Mitteln 310 Milliarden Euro. 


Die Tilgung soll aus den laufenden Haushalten ab 2028 er- 
folgen und bis 2058, also in 38 Jahren abgeschlossen sein. 
Bei 30 Jahren Laufzeit wäre das im Jahresschnitt eine Til- 
gungssumme für die Zuschüsse von 16,7 Milliarden Euro, 
also 1,6% des gegenwärtigen EU-Budgets. Die Kommission 
wünscht sich die Deckung durch neue Eigenmittel. Aber die 
Chancen dafür stehen schlecht, denn das wäre ein Eingriff 
in die Machtbalance zwischen Mitgliedsstaaten und supra- 
nationaler Ebene und erforderte eine Vertragsveränderung. 
Allerdings ist um diese Frage zukünftiger Streit vorpro- 
grammiert. 





Im Unterschied zu Corona-Bonds haften die Mitgliedsstaa- 
ten nicht gesamtschuldnerisch, sondern nur in Höhe ihres 
Anteils am Beitrag zum Gesamtbudget. Das heißt, der po- 
tentielle Umverteilungseffekt ist deutlich geringer als bei 
den Bonds, abgesehen davon, dass die Chance, dass ein 
Mitgliedsland Bankrott geht, viel größer ist als dass die 
Kommission zahlungsunfähig wird. 
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Vertiefung der ökonomischen und politischen 
Asymmetrien 


Die Eurozone wird nach gegenwärtigem Stand von allen 
großen Wirtschaftsakteuren am schwersten von der Krise 
getroffen. Die OECD prognostiziert ein Schrumpfen des 
BIP um 9,1% (...) Das bedeutet, dass die EU im globalen 
Wettbewerb der kapitalistischen Zentren noch stärker abge- 
hängt wird, als das ohnehin schon der Fall ist. Darüber hin- 
aus ist die Betroffenheit innerhalb der EU ebenfalls höchst 
ungleich verteilt. (...) 


Deutschland kommt vergleichsweise gut weg, während 
Frankreich, Italien und Spanien hart getroffen werden. 

Das wird die wirtschaftlichen und sozialen Asymmetrien in- 
nerhalb der EU weiter vertiefen. Und es hat Konsequenzen 
für die informelle Machtarchitektur. Die deutsche Position 
wird deutlich gestärkt, gerade auch im deutsch-französi- 
schen Verhältnis. Die Versuche Macrons, in der Hierarchie 
wieder auf Augenhöhe mit Berlin zu kommen, werden 
durch die Krise zunichte gemacht. 


Rettungspaket mit Nebenwirkungen 


Verstärkt wird dieser Trend zusätzlich dadurch, dass auch 
die nationalen Rettungspakete die Unterschiede im Wirt- 
schaftspotential reproduzieren. Die deutschen Maßnahmen 
—- Kredite, Garantien, Zuschüsse inklusive „Wumms-Pro- 
gramm“ — summieren sich auf 1,15 Billionen Euro, also ein 
Drittel des deutschen BIP. Dagegen mobilisiert Frankreich 
bisher nur 324 Milliarden Euro = 13,4% seines BIP, Italien 
17% und Spanien gar nur 2,2%.[2] Gleichzeitig führen die 
Rettungsmaßnahmen zu einem Anstieg der öffentlichen 
Verschuldung Italiens um 24%, für Spanien um 23% und 
für Frankreich um 20%, während die Deutschen mit einem 
Zuwachs von 15% davonkommen. 


Da es zu den einmaligen Besonderheiten des Euro-Systems 
gehört, dass Schulden in der eigenen Währung wie eine 
Verschuldung in Fremdwährung wirken, wird dies nicht nur 
dauerhaft Austeritätsdruck bei den Südländern erzeugen, 
sondern auch den Rückstand auf Deutschland vergrößern. 


Von den Zuschüssen soll Italien 81,8 Milliarden Euro erhal- 
ten, Spanien 77,3 Milliarden[3] und Frankreich 39 Milliar- 
den.[4] Aber allein der prognostizierte Anstieg der Schulden 
beläuft sich für Italien schon auf 429 Milliarden Euro, für 
Spanien auf 286 Milliarden und für Frankreich 480 Milliar- 
den Euro. Hinzu kommt, dass durch den Brexit der Bei- 
tragsanteil der Nettozahler, zu denen sowoHl Italien als auch 
Frankreich gehören, steigen wird. 


Der Plan wird also das Auseinanderdriften nicht verhindern, 
sondern lediglich nicht noch schlimmer werden lassen. Der 
offiziöse Brüsseler Think Tank BRUEGL stellt daher 

zutreffend fest, dass „die angekündigten Maßnahmen unter 
dem bleiben, was die katastrophale Lage erfordern würde.“ 
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Keine wirklich strukturellen Veränderungen 


„Und nach dieser Krise — so viel ist klar — wird die Welt 
nicht mehr dieselbe sein wie vorher.“ Das meinte schon 
2008 der damalige Finanzminister Peer Steinbrück anläss- 
lich des Finanzcrashs. Auch jetzt hegen viele eine solche 
Hoffnung. Das Recovery Programm allerdings wird keinen 
Beitrag dazu leisten, wie ein Blick auf die vorgesehenen 
Zweckbindung zeigt. 


Der größte Posten entfällt mit 560 Milliarden Euro auf die 
neue Europäische Aufbau- und Resilienzfazilität, deren Zie- 
le nicht näher bestimmt sind. Für diese sollen die neolibera- 
len Konditionalitäten des Europäischen Semesters gelten. 


Die übrigen Initiativen des Plans sind nach drei Säulen 
gruppiert und stocken meist bereits bestehende EU-Pro- 
gramme auf. 


Bei der ersten geht es darum, mit Anreizen für mehr priva- 
te Investitionen einen Konjunkturaufschwung einzuleiten. 
Ziel ist, Unternehmen vor der Insolvenz zu bewahren und 
die Zulieferketten im EU-Binnenmarkt zu stabilisieren. 


Vor allem der Bundesverband der Deutschen Industrie 
(BDI) machte Druck in diese Richtung und warb für „Soli- 
darität mit Italien.“ Nach der Finanzkrise kauften deutsche 
Unternehmen massiv ihre italienischen Zulieferfirmen in 
Norditalien auf. Solidarität mit Italien a la BDI ist völlig ei- 
gennützig: die deutschen Zulieferbetriebe in Norditalien ret- 
ten und Italien (und auch Spanien) als wichtige Absatz- 
märkte für die deutsche Exportwirtschaft stabilisieren. 

Von den bisherigen staatlichen Rettungsschirmen der Mit- 
gliedsländer an die Unternehmen ging rund die Hälfte an 
deutsche Firmen, aber nur 18% an italienische und 4,3% an 
spanische. Das deutsche Kapital ist darauf bedacht, seine 
Dominanz in der EU zu stärken und das deutsche Export- 
model zul erhalten. 


Die zweite Säule soll die Widerstandsfähigkeit (Resilienz) 
der Gesundheitssysteme verbessern. Von den 110 Milliar- 
den Euro, die davon als Fördermittel vorgesehen sind, ist 
der größte Teil (94,4 Milliarden) für das bestehende For- 
schungsförderungsprogramm Horizon Europe vorgesehen. 
Das kritisch gegen den Einfluss der Wirtschaftslobby auf 
die EU eingestellte Corporate Europe Observatory (CEO) 
hat unlängst untersucht, wie die EU-Fördermittel dieses 
Programms durch öffentlich-private Partnerschaften im Be- 
reich der Pharmaforschung und der ‚Bioindustrien‘ genutzt 
werden. Ergebnis: die beteiligten Unternehmen bestimmen 
die Schwerpunkte der Forschungsprojekte und nutzen sie zu 


ihrem direkten eigenen Vorteil. Auch in dieser Säule sollen 
also überwiegend Kapitalinteressen bedient werden. 


Die dritte Säule ist Ursula von der Leyens Green Deal vor- 
behalten, von dem sie sagt, es sei „unser neues Wachstums- 
programm.“ Es geht dabei um den Ausbau erneuerbarer 
Energien, energetische Sanierung von Bestands-Gebäuden, 
aber auch um ökologisch nicht nachhaltige Projekte wie die 
Förderung der Elektromobilität oder CO,-Abscheidung und 
-speicherung. Zum Thema Kreislaufwirtschaft setzt die 
Kommission mehr auf Recycling statt auf Müllvermeidung. 








Zur Digitalisierung bietet sie das Übliche: schneller Ausbau 
von 5G-Netzen, künstliche Intelligenz, Supercomputer und 
Clouds. Jugendarbeitslosigkeit soll bekämpft, Entlassungen 
mit dem bereits beschlossenen Programm zur Finanzierung 
von Kurzarbeit (SURE, 100 Milliarden Euro) sollen vermie- 
den werden. Zur Beschäftigungspolitik spricht die Kommis- 
sion von „Resilienz“, also den Arbeitsmarkt gegen äußere 
Schocks und Krisen widerstandsfähiger zu machen. Klingt 
gut — wie Felix Syrovatka darlegt, geht es dabei aber nun 
verstärkt um arbeits- und lohnpolitische Flexibilisierung im 
Interesse der Unternehmen.[5] 








Schließlich soll auch noch der sog. Verteidigungsfonds 
bedacht werden, wie sich überhaupt als Leitmotiv durch das 
Paket die Sehnsucht nach Großmachtstatus zieht. 


Last not least behält die Kommission durch die Einbettung 
in den Haushalt die Kontrolle über die Verwendung der Zu- 
schüsse, wie das so auch für die gängige Mittelvergabe ist — 
inklusive Europäisches Semester, mit dem Brüssel Druck 
auf die Haushaltspolitik der Mitgliedsländer ausüben kann. 


Notnagel statt Integrationsdynamik 


Wer also gehofft hatte, dass es zu substantiellen Verände- 
rungen im ökonomischen Leitbild kommt, oder dass gar der 
Neoliberalismus verabschiedet würde, wird enttäuscht sein. 
Der Plan wird nicht einmal den status quo ante sichern. 
Dass die Bundesregierung überhaupt dazu bereit war, ist der 
Einsicht geschuldet, dass der Corona-Schock zu nicht hin- 
nehmbaren ökonomischen und politischen Verwerfungen 
für Deutschland führen würde. Alles in allem also ein Not- 
nagel, diktiert von den Sachzwängen einer so nie dagewese- 
nen Krise. Ob der Notnagel hält, wird die Zukunft zeigen. 


https://makroskop.ew/2020/06/recovery-plan-notnagel-oder- 
neue-integrationsdynamik/ 





Zu diesem Beitrag gibt es auch einen poonal-Artikel 





Profite vor Gesundheit? Die Pharmaindustrie weltweit - BUKO-Beitrag 





Armut ist der Krankmacher Nummer 1. Und wenn man einmal krank ist, gibt es oft keine adäquaten Medikamente 
oder sie sind zu teuer. Max Klein von der BUKO-Pharma-Kampagne erzählt uns, warum das so ist. Und wie schafft 
es die Pharmaindustrie, teure Medikamente am Markt zu positionieren? Darüber gibt uns der chilenische Arzt 
Rodrigo Salinas Auskunft. Er ist Teil des internationalen No-Free-Lunch-Netzwerks, das sich gegen die 
Einflussnahme der Pharmaunternehmen zur Wehr setzt. Und wir werfen natürlich auch noch einen Blick darauf, wie 
eine Forschung und Entwicklung für bezahlbare und wirklich notwendige Medikamente aussehen kann. 
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Thomas Sablowski 


Eine historische Wende in der Europapolitik? 
Die EU-Programme in der Corona-Krise 


Sind wir Zeugen einer historischen Wen- 
de sowohl der deutschen Europapolitik 
als auch der EU-Politik insgesamt? 

Die jüngsten Vorschläge von Merkel, 
Macron und der Europäischen Kommis- 
sion zur Bewältigung der Corona-Krise 
werden von manchen Beobachter*innen 
so interpretiert. 

Am 18. Mai 2020 schlugen die deutsche 
und die französische Regierung vor, ei- 
nen zusätzlichen Fonds zur wirtschaftli- 
chen Erholung in der Europäischen Uni- 
on in Höhe von 500 Milliarden Euro auf- 
zulegen, der über Anleihen der Europäi- 
schen Kommission an den Finanzmärk- 
ten finanziert werden soll. Die Europäi- 
sche Kommission setzte noch einen 
drauf und präsentierte am 27. Mai 2020 
einen Aufbauplan unter dem Titel „Next 
Generation EU“. Der Plan sieht zusätzli- 
che Ausgaben in Höhe von 750 Milliar- 
den Euro vor, die über gemeinschaftliche 
Anleihen finanziert werden sollen. Im 
Verhältnis zu dem regulär vorgesehenen 
„mehrjährigen Finanzrahmen“, also dem 
EU-Haushalt für die Jahre 2021 bis 2027 
in Höhe von 1,1 Billionen Euro, wäre 
dies immerhin eine Steigerung der EU- 
Mittel um mehr als 68 Prozent. 


Bis vor Kurzem hatte die Bundesregie- 
rung gemeinschaftliche Anleihen (,„Euro- 
Bonds“ oder „Corona-Bonds“) noch ve- 
hement abgelehnt. Die Kommission 
möchte das zusätzliche Geld zudem zu 
einem großen Teil in Form von nicht 
rückzahlbaren Zuschüssen an die von der 
Krise am stärksten betroffenen Länder 
weiterreichen. 560 Milliarden Euro sol- 
len auf eine völlig neue „Europäische 
Resilienz- und Aufbaufazilität“ entfallen, 
davon sollen wiederum 310 Milliarden 
Euro in Form von Zuschüssen und 250 
Milliarden Euro in Form von Krediten 
verteilt werden. Die restlichen 190 Milli- 
arden Euro sollen verwendet werden, um 
verschiedene, bereits existierende Posten 
des EU-Haushalts zu erhöhen. Sie sollen 
ebenfalls als Zuschüsse an die EU-Staa- 
ten verteilt werden. 


Ganz neu sind gemeinschaftliche Anlei- 
hen in der EU freilich nicht. Bereits in 
der letzten Finanz- und Wirtschaftskrise 
wurden ähnliche Instrumente genutzt. So 
wurde 2010 der temporäre Europäische 
Finanzstabilisierungsmechanismus 
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(EFSM) geschaffen, durch den die Euro- 
päische Kommission Anleihen am Kapi- 
talmarkt begeben oder Kredite bei Ban- 
ken aufnehmen konnte, um ihrerseits — 
nach mehrheitlicher Zustimmung des Ra- 
tes der EU - Kredite an Mitgliedstaaten 
in finanziellen Schwierigkeiten zu verge- 
ben. Der Haushalt der EU fungierte da- 
bei als Sicherheit, sodass bei einem Zah- 
lungsausfall alle Mitgliedstaaten entspre- 
chend ihrer Beiträge zum EU-Haushalt 
gehaftet hätten. Die jetzt vorgeschlagen- 
en Maßnahmen ähneln der Form nach 
dem EFSM, abgesehen davon, dass es 
damals nur um Kredite und nicht um Zu- 
schüsse an die notleidenden Staaten ging. 
Und das Volumen des EFSM lag damals 
auch nur bei 60 Milliarden Euro. 


Außerdem wurden 2010 die Europäi- 
sche Finanzstabilisierungsfazilität 
(EFSF) und 2012 der Europäische Sta- 
bilitätsmechanismus (ESM) geschaffen, 
die auf zwischenstaatlichen Verträgen 
der Staaten der Eurozone basierten und 
die eine gemeinschaftliche Kreditvergabe 
an einzelne Mitglieder in größerem Um- 
fang ermöglichten. 

Die EFSF wurde in Form einer Aktienge- 
sellschaft errichtet und konnte temporär 
Kreditausfallbürgschaften bis zu einer 
Gesamthöhe von 440 Milliarden Euro 
übernehmen, für die die Staaten der Eu- 
rozone hafteten. 

Der ESM löste die EFSF ab und fungiert 
nun als dauerhafte Institution zur Siche- 
rung der Gemeinschaftswährung, über 
die Kredite an Staaten der Eurozone in 
finanziellen Nöten gegen strenge Aufla- 
gen vergeben werden können. Der ESM 
ist also keine Einrichtung der gesamten 
EU, sondern nur der Staaten der Eurozo- 
ne, wenngleich die Rechtsgrundlage da- 
für von allen Mitgliedstaaten durch eine 
Änderung der europäischen Verträge ge- 
schaffen wurde. 

Der maßgebliche Grund dafür, dass die 
EFSF und der ESM gleichsam außerhalb 
des Europarechts entstanden, war, dass 
nicht alle Mitgliedstaaten der EU bereit 
waren, weitere finanzielle Verpflichtun- 
gen für andere Mitgliedstaaten zu über- 
nehmen. 


Auch das von der Europäischen Kom- 
mission vorgeschlagene, am 9. April von 
den Finanz- und Wirtschaftsministern der 
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Eurogruppe und am 23. April vom Rat 
der EU gebilligte Programm zur Finan- 
zierung von Kurzarbeit (SURE) in Höhe 
von 100 Milliarden Euro wird über ge- 
meinsame Anleihen finanziert werden. 


Ob die Europäische Kommission über- 
haupt Anleihen begeben oder Kredite 
aufnehmen und vergeben darf, ist recht- 
lich umstritten. 

Artikel 310 des Vertrags über die Ar- 
beitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) verpflichtet die EU zu einem 
jährlichen ausgeglichenen Haushaltsplan. 
Zudem legt Artikel 125 des AEUV fest, 
dass die EU für Verbindlichkeiten einzel- 
ner Mitgliedstaaten nicht haftet und dass 
auch Mitgliedstaaten nicht für die Ver- 
bindlichkeiten anderer Mitgliedstaaten 
haften (No-Bailout-Klausel). 

Allerdings ermöglicht Artikel 122 des 
AEUV finanziellen Beistand in der EU 
bei Naturkatastrophen und bei sonstigen 
außergewöhnlichen Ereignissen, die sich 
der Kontrolle der Mitgliedstaaten entzie- 
hen. In der jetzigen Krise zeigt sich er- 
neut, wie schon in der Finanz- und Wirt- 
schaftskrise ab 2007, die Unzulänglich- 
keit der EU-Verträge. 

Aufgrund der immanenten Interessenge- 
gensätze zwischen den Mitgliedstaaten 
ist es bisher nicht gelungen, die Verträge 
substanziell zu reformieren. Dafür wäre 
Einstimmigkeit erforderlich. 

Bedenkt man, dass es bisher stets erheb- 
lichen Widerstand der Nettozahler in der 
EU gegen höhere Transferzahlungen zu- 
gunsten der wirtschaftlich schwächeren 
Länder gab, so wäre es fast ein Wunder, 
wenn das neue Programm der Kommissi- 
on in dieser Form realisiert werden wür- 
de. 


Die Positionen innerhalb des 
deutschen Machtblocks 


Warum ist die Bundesregierung nun be- 
reit, Gemeinschaftsanleihen in großem 
Umfang und eine entsprechende Erhö- 
hung des EU-Haushalts zu akzeptieren, 
nachdem sie dies lange abgelehnt hat? 
Vermutlich haben die Zuspitzung der Wi- 
dersprüche innerhalb der EU einerseits 
und die Veränderungen in der Weltwirt- 
schaft und Weltpolitik andererseits den 
Ausschlag dafür gegeben, dass der deut- 
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sche Machtblock nun eher bereit ist, et- 
was in den Zusammenhalt der EU zu in- 
vestieren. 

Zum einen war das Klima in der Welt- 
wirtschaft und Weltpolitik auch schon 
vor der Corona-Krise erheblich rauer ge- 
worden. Der Handelsstreit mit den USA 
schwelt weiter und China wird immer 
mehr als bedrohlicher Konkurrent auf 
dem Weltmarkt gesehen. Dass bestimmte 
Lieferketten in der Corona-Krise geris- 
sen sind und sich die EU-Staaten bei 
wichtigen medizinischen Gütern als voll- 
kommen von außereuropäischen Produ- 
zenten abhängig gezeigt haben, führte 
nicht zu einer Abkehr von der Globalisie- 
rung, aber zu einer partiellen Rückbesin- 
nung auf die EU. 

Zum anderen sind die zentrifugalen 
Kräfte innerhalb der EU deutlicher ge- 
worden. Zwar ist es den neoliberalen 
Kräften gelungen, in der ersten Eurokrise 
den Widerstand der oppositionellen Mas- 
senbewegungen, der Gewerkschaften 
und linken Parteien zu brechen und die 
Austeritätspolitik im Rahmen der neuen 
„Economic Governance“ in der EU fest 
zu institutionalisieren. Dies hat jedoch 
die immanenten Widersprüche der euro- 
päischen Integration nicht beseitigt. 
Zwar konnten die Krisen in Griechen- 
land, Portugal, Irland, Zypern, Spanien 
gerade noch mit den in der letzten Fi- 
nanzkrise neu geschaffenen Mitteln des 
EFSM, der EFSF und des ESM sowie 
mit der ultralockeren Geldpolitik der 
EZB bewältigt werden, doch ist klar, 
dass diese Instrumente bei einer weiteren 
Zuspitzung der ökonomischen Krise in 
einem Land mit größerem Gewicht wie 
Italien nicht ausreichen werden, um das 
drohende Auseinanderbrechen der Euro- 
päischen Währungsunion zu verhindern 
(vgl. Syrovatka, Schneider, Sablowski 
2018). 


Der Brexit hat gezeigt, dass es durchaus 
eine Zukunft jenseits der EU gibt, zu- 
mindest für die größeren Staaten, die we- 
niger abhängig und weniger erpressbar 
sind als etwa Griechenland. Während die 
Bevölkerung in Italien früher eher posi- 
tiv gegenüber der EU eingestellt war, hat 
sich die Stimmung durch die Krisen der 
letzten Jahre und durch die aktuelle Krise 
zu Ungunsten der EU verschoben; die 
Kräfte, die für den Ausstieg aus der Eu- 
ropäischen Währungsunion sind, sind 
stärker geworden. Die Regierungen in 
Spanien und Italien haben in den letzten 
Wochen deutlich gemacht, dass sie mehr 
Solidarität von Deutschland und von der 
EU erwarten und nicht bereit sind, Kre- 
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dite zu den restriktiven austeritätspoliti- 
schen Auflagen zu akzeptieren, wie sie 
gegenüber Griechenland und anderen 
EU-Staaten verhängt wurden. Die Not- 
wendigkeit, auf die neue Krise nicht nur 
mit geldpolitischen, sondern auch mit 
fiskalpolitischen Mitteln auf EU-Ebene 
zu reagieren, ist der Bundesregierung 
wohl auch durch das Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts zur Politik der EZB 
vom 5. Mai 2020 verdeutlicht worden, 
das das „Public Sector Purchase Pro- 
gramme“ (PSPP), das Anleihekaufpro- 
gramm der EZB der Jahre 2015-2018 
wegen mangelnder Begründung für ver- 
fassungswidrig erklärt hat. Der Eindäm- 
mung der zunehmend ungleichen Ent- 
wicklung zwischen den Mitgliedstaaten 
durch die Geldpolitik der EZB sind da- 
mit engere Grenzen gesetzt worden. 


Am 12. Mai forderten die drei wich- 
tigsten Wirtschaftsverbände Deutsch- 
lands, Frankreichs und Italiens (der 
Bundesverband der deutschen Indus- 
trie [BDI], MEDEF und Confindus- 
tria) in einer gemeinsamen Stellungnah- 
me einen „umfassenden gesamteuropäi- 
schen Plan“, um die Krise zu überwin- 
den. Die gegenwärtige Situation erforde- 
re „ein in Friedenszeiten bisher unbe- 
kanntes Maß an öffentlicher Unterstüt- 
zung“. Nach einer „ersten Runde eher 
unkoordinierter nationaler Reaktionen“ 
solle nun „ein sorgfältig koordiniertes 
europäisches Vorgehen“ verstärkt wer- 
den. Die drei Wirtschaftsverbände for- 
derten die EU-Regierungen explizit auf, 
über die bereits zuvor beschlossenen 
Maßnahmen hinaus einen „mutigen Vor- 
schlag für den nächsten mehrjährigen 
Finanzrahmen zu verabschieden, einen 
europäischen Wiederaufbaufonds zu 
schaffen, der groß genug ist, um den 
Mitgliedstaaten ein ausgewogenes Ver- 
hältnis von Darlehen und Zuschüssen zu 
bieten, sowie weitere gesamteuropäische 
Maßnahmen festzulegen“. Es bedürfe ei- 
nes „starken Elements echter finanzpoli- 
tischer Solidarität in Form gemeinsamer 
Ressourcen für die am stärksten betroffe- 
nen Länder“. 


Es dauerte nur ein paar Tage, bis Merkel 
und Macron den Wirtschaftsverbänden 
mit dem Vorschlag eines durch gemein- 
same Anleihen finanzierten Fonds in 
Höhe von 500 Milliarden Euro entgegen- 
kamen. 


Am 26. Mai, einen Tag bevor die Euro- 
päische Kommission ihre jüngsten Vor- 
schläge präsentierte, meldete sich der 
BDI in der Sache nochmals zu Wort: 
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„Die deutsche Industrie fordert von der 
EU-Kommission einen ehrgeizigen Erho- 
lungsplan für die europäische Wirtschaft. 
Der von Deutschland und Frankreich 
vorgeschlagene Fonds im Umfang von 
500 Milliarden Euro ist ein wichtiges Si- 
gnal der Solidarität. Hinter diesen Vor- 
schlag sollten die europäischen Instituti- 
onen nicht mehr zurückfallen. [...] Lang- 
fristige Anleihen der EU und der Schul- 
dendienst aus dem EU-Haushalt nach 
dem üblichen Verteilungsschlüssel sind 
der richtige Ansatz.“ (BDI, 26.5.2020) 


Zwei Tage später kommentierte BDI- 
Hauptgeschäftsführer Joachim Lang die 
Vorschläge der Europäischen Kommissi- 
on. Sie habe die Notwendigkeit ent- 
schlossenen Handelns erkannt. Nun 
müssten auch die Mitgliedstaaten und 
das Europäische Parlament an einem 
Strang ziehen. Das Volumen von 750 
Milliarden Euro sei angemessen, die Mi- 
schung von Zuschüssen und Krediten 
richtig. Die Erhebung neuer Steuern, um 
die Anleihen zurückzuzahlen, lehnte 
Lang allerdings ab. (BDI, 28.5.2020) 


Auch andere deutsche Wirtschaftsver- 
bände wie der Deutsche Industrie- und 
Handelskammertag (DIHK), der Zen- 
tralverband des deutschen Handwerks 
(ZDH) und der Mittelstandsverbund 
(ZGV) äußerten sich grundsätzlich zu- 
stimmend zu den von der Kommission 
vorgeschlagenen Konjunkturmaßnah- 
men. Allerdings forderte der DIHK, die 
Mittel „in solche Aktivitäten zu kanali- 
sieren, die zur Steigerung der Wettbe- 
werbsfähigkeit beitragen und den be- 
günstigten Ländern ein klares Bekennt- 
nis zu solider Wirtschaftspolitik und ei- 
ner ambitionierten Reformagenda abver- 
langen.“ (DIHK, 28.5.2020) 

Der ZDH betonte, die außerordentlichen 
Maßnahmen müssten unbedingt befristet 
bleiben; eine dauerhafte Vergemeinschaf- 
tung von Schulden in der EU könne nicht 
das Ziel sein. 

Der ZGV sieht in den Vorschlägen der 
Kommission zur Finanzierung der Kon- 
junkturmaßnahmen, etwa in der vorge- 
schlagenen „Digitalsteuer“ für Unter- 
nehmen ab einem Umsatz von 750 Milli- 
onen Euro, auch die Chance, einheimi- 
sche kleine und mittlere Unternehmen 
gegenüber den großen Internetgiganten 
besserzustellen. Auch das Ziel, Europa 
von außereuropäischen Zulieferungen in 
bestimmten Bereichen unabhängiger zu 
machen, könne den einheimischen klei- 
nen und mittleren Unternehmen zugute- 
kommen. (ZGV, 27.5.2020) 


Andere Wirtschaftsverbände wie der 
Bundesverband Mittelständische Wirt- 
schaft (BVMW) und der Verband „Die 
Familienunternehmer“ kritisierten die 
Vorschläge der Europäischen Kommissi- 
on scharf. Aus der Sicht des BVMW ist 
„eine Vergemeinschaftung der Schulden 
durch die Hintertür absolut inakzeptabel, 
gerade in Zeiten der Krise“. (Deutsche 
Wirtschaftsnachrichten, 29.5.2020) 

Nach Ansicht der „Familienunterneh- 
mer“ wird das 750-Milliarden-Paket Eu- 
ropa zurückwerfen. Es stelle einen Bruch 
mit grundlegenden Prinzipien der EU 
dar. Eine Auszahlung in Form von Zu- 
schüssen werde die Wettbewerbsfähig- 
keit nicht erhöhen. Bestehende Fehl- 
strukturen würden dadurch nur zemen- 
tiert. Richtig sei zwar die Verknüpfung 
der Konjunkturmaßnahmen mit dem EU- 
Haushalt, doch sollten zusätzliche Mittel 
nur in Form von langfristigen Krediten 
vergeben werden. Neue europäische Ein- 
nahmequellen auf der Basis von Steuern 
seien abzulehnen (Familienunternehmer, 
28.5.2020). 


In das gleiche Horn wie der BVMW und 
die Familienunternehmer blies der Wirt- 
schaftsrat der CDU. Schon die Merkel- 
Macron-lInitiative habe Licht und Schat- 
ten enthalten, aber die EU-Kommission 
setze zusätzlich falsche Signale und be- 
gebe sich in einen Überbietungswettbe- 
werb, indem sie noch 250 Milliarden 
Euro zusätzlich drauf sattle. Das Geld 
den Ländern in Form von Zuschüssen zu 
gewähren werde ihnen nicht helfen. Zu- 
dem würden unnötige Parallelstrukturen 
zu bestehenden Förderprogrammen ge- 
schaffen. Die angekündigten Maßnah- 
men für Wachstum und Innovation müss- 
ten viel konkreter ausfallen. Beihilfen 
müssten zeitlich befristet und an Reform- 
bedingungen geknüpft sein. 


Die hier zitierten Stellungnahmen zei- 
gen, dass die von Merkel und Macron so- 
wie von der Europäischen Kommission 
vorgeschlagenen Maßnahmen im deut- 
schen Machtblock weiterhin umstritten 
sind. Jedoch ist die dominante Fraktion 
heute im Unterschied zur ersten Eurokri- 
se vor einigen Jahren offenbar zu weiter- 
gehenden Maßnahmen bereit. 


Kein wirklicher Bruch mit der 
bisherigen Austeritätspolitik 


Es darf allerdings auch nicht übersehen 
werden, dass es neben Neuerungen wie 
der Bereitschaft, gemeinschaftliche An- 
leihen zu akzeptieren oder die Gelder 
zum großen Teil in Form von nicht rück- 
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zahlbaren Zuschüssen auszuzahlen, be- 
deutende Kontinuitäten mit der bisheri- 
gen Austeritätspolitik der EU gibt. 


Eine entscheidende Frage ist zunächst, 
in welcher Form die gemeinschaftli- 
chen Anleihen zurückgezahlt werden 
sollen. Die vorherrschende Position in- 
nerhalb des deutschen Machtblocks ist 
offenbar, dass die Anleihen im mehrjäh- 
rigen Finanzrahmen verbucht werden 
sollen, also auch über den EU-Haushalt 
zurückgezahlt werden müssen. Mit den 
Gemeinschaftsanleihen soll keine neue 
dauerhafte Finanzierungsstruktur ge- 
schaffen werden, diese sollen eine Aus- 
nahme bleiben. 

Dies ist ein grundlegender Unterschied 
zu Staatsschulden auf nationaler Ebene. 
Diese schwanken zwar in ihrer Höhe, 
mal werden sie erhöht und mal vermin- 
dert, aber sie werden niemals vollständig 
zurückgezahlt. In der Regel werden viel- 
mehr alte Kredite durch neue Kredite ab- 
gelöst. Die staatlichen Steuereinnahmen 
werden vor allem genutzt, um die Zinsen 
für die Staatsanleihen an die Kreditgeber 
zu zahlen. 


Wenn es auf der EU-Ebene tatsächlich, 
wie von der Kommission vorgeschlagen, 
bei einer einmaligen Anleiheemission in 
den Jahren 2020 bis 2024 bleiben sollte, 
wenn also die auslaufenden Anleihen 
nicht durch neue Anleihen ersetzt werden 
können, müssen jene tatsächlich zurück- 
gezahlt werden. Dafür müsste die Euro- 
päische Kommission entweder andere 
Einnahmen erschließen oder die Ausga- 
ben in zukünftigen Haushalten kürzen. 


Nach den Plänen der Kommission sollen 
die Anleihen erst zwischen 2028 und 
2058 zurückgezahlt werden, für die Jahre 
2021 bis 2027 sind keine Rückzahlun- 
gen, sondern nur Zinszahlungen vorgese- 
hen. Die Kommission rechnet mit einem 
niedrigen Zinssatz von gut 0,5 Prozent 
und schätzt die anfallenden Zinsen in 
dieser Periode auf 17,4 Milliarden Euro. 
Ab 2028 müssten dann über 30 Jahre 
jährlich etwa 30 Milliarden Euro an 
Zins- und Tilgungszahlungen aufge- 
bracht werden. 30 Milliarden Euro sind 
zwar weniger als 0,2 Prozent des Brutto- 
inlandsprodukts der EU von 2019, aber 
immerhin etwa 19 Prozent des EU-Haus- 
halts von 2019. 

Die Europäische Kommission hat vor, 
für die Rückzahlung der Anleihen neue 
eigene Einnahmequellen zu erschließen 
bzw. ihre Eigenmittel zu erhöhen. 

Sie schlägt dazu folgende Maßnahmen 
vor: 
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- eine Ausweitung der auf dem Emissi- 
onshandelssystem basierenden Eigenmit- 
tel auf den See- und Luftverkehr (jährli- 
che Mehreinnahmen von 10 Mrd. Euro); 

- eine nicht näher spezifizierte Besteue- 
rung der Aktivitäten von Großunterneh- 
men (jährliche Mehreinnahmen von 10 
Mrd. Euro); 

- ein CO2-Grenzausgleichssystem (ge- 
schätzte jährliche Mehreinnahmen zwi- 
schen 5 und 14 Mrd. Euro); 

- eine Digitalsteuer für Unternehmen mit 
einem weltweiten Jahresumsatz von über 
750 Millionen Euro (geschätzte jährliche 
Mehreinnahmen von bis zu 1,3 Mrd. 
Euro). 


Mit diesen neuen Eigenmitteln könnte 
laut Kommission die Rückzahlung der 
750 Milliarden Euro samt Zinsen über ei- 
nen Zeitraum von 30 Jahren finanziert 
werden. Wenn die Mitgliedstaaten der 
Kommission diese neuen Einnahmen 
nicht bewilligen, dann werden entspre- 
chende Ausgabenkürzungen in den zu- 
künftigen EU-Haushalten fällig. Hier 
liegt ein zentraler Interessenkonflikt. 
Die deutsche Regierung wollte bisher ei- 
nen Machtzuwachs der Europäischen 
Kommission verhindern. Deswegen und 
wegen der Schwierigkeiten, einen Kon- 
sens mit allen Mitgliedstaaten der EU zu 
erreichen, waren während der letzten Fi- 
nanzkrise die Europäische Finanzstabili- 
sierungsfazilität (EFSF) und der Europäi- 
sche Stabilisierungsmechanismus (ESM) 
als neue Institutionen außerhalb des EU- 
Rechts geschaffen worden. 

Dass die Bundesregierung jetzt über- 
haupt akzeptiert, dass die Kommission 
Anleihen im Volumen von 500 Milliar- 
den Euro aufnimmt, ist insofern eine be- 
deutende Positionsverschiebung. Aber ob 
sie auch akzeptiert, dass die Kommission 
ihre Eigenmittel durch eigene Einnahme- 
quellen entsprechend erweitern kann, ist 
noch längst nicht ausgemacht. 


Wie wir oben ausgeführt haben, bestehen 
einige der deutschen Wirtschaftsverbän- 
de, einschließlich des BDI, darauf, dass 
die Anleihen nicht über die Erhebung zu- 
sätzlicher Steuern, sondern über zukünf- 
tige Ausgabenkürzungen zurückgezahlt 
werden. Doch einige osteuropäische 
Staaten sind wiederum gegen eine Rege- 
lung, die letztlich auf eine Kürzung der 
für sie wichtigen Fonds für struktur- 
schwache Regionen und Agrarsubventio- 
nen hinausläuft. 

Eine neue Runde der Austeritätspolitik 
könnte aber nicht nur wegen der Rück- 
zahlung der Anleihen auf EU-Ebene be- 


vorstehen. Der Plan der Europäischen 
Kommission sieht auch vor, dass die 
Zahlungen im Rahmen der neuen Euro- 
päischen Aufbau- und Resilienzfazilität 
im Einklang mit den Zielen des Europäi- 
schen Semesters erfolgen. Das heißt, sie 
werden möglicherweise an die Bedin- 
gung der Erfüllung der länderspezifi- 
schen Empfehlungen gebunden, die die 
Europäische Kommission den Mitglieds- 
taaten Jahr für Jahr erteilt. 

Diese Empfehlungen zielen in der Regel 
auf „Strukturreformen“ zur Erhöhung der 
„Wettbewerbsfähigkeit“, sprich auf eine 
höhere Profitabilität des Kapitals — mit- 
tels Privatisierungen, Sozialabbau, Dere- 
gulierung der Arbeitsverhältnisse etc. 
Die Europäische Kommission hat schon 
mehrfach nach Hebeln gesucht, um die 
Verbindlichkeit der Umsetzung ihrer län- 
derspezifischen Empfehlungen zu erhö- 
hen - und könnte jetzt gegenüber Län- 
dern wie Italien tatsächlich über diesen 
Hebel verfügen (vgl. zum Hintergrund 
Schneider/Syrovatka 2020a und Schnei- 
der/Syrovatka 2020b). 


Ein Blankoscheck für die 
Europäische Kommission? 


Was wird nun der Inhalt des möglichen 
EU-Konjunkturprogramms sein? Wofür 
sollen die Gelder vergeben werden? 
Obwohl die Kommission bereits umfang- 
reiche Texte zu ihren am 27. Mai vorge- 
legten Vorschlägen produziert hat, blei- 
ben die Ausführungen zum Inhalt der 
Kommissionsprogramme einigermaßen 
vage. Wie gesagt, sollen Programme auf- 
gestockt werden, die die Kommission be- 
reits zuvor in ihrem Entwurf für den 
mehrjährigen Finanzrahmen 2021 bis 
2027 vorgesehen hatte. Der größte Pos- 
ten entfällt jedoch mit 560 Milliarden 
Euro auf die neue Europäische Aufbau- 
und Resilienzfazilität, deren Ziele nicht 
näher bestimmt sind. Die Kommission 
möchte also einen Blankoscheck, den sie 
beliebig verwenden kann. 


Es ist bemerkenswert, wie stark die 
Kommission mit der Rede vom „Grü- 
nen Deal“ und vom „gerechten Über- 
gang“ inzwischen die Rhetorik von pro- 
gressiven sozialen Bewegungen über- 
nommen hat. Es wird jedoch im Einzel- 
nen zu prüfen sein, inwieweit es sich da- 
bei nur um „Greenwashing“ oder um die 
Finanzierung sinnvoller ökologischer 
Projekte handelt. 

Jedenfalls ist unverkennbar, dass der 
„grüne Kapitalismus“ mehr und mehr 
zur Wachstumsstrategie sowohl 
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Deutschlands als auch der EU wird. 
Dies bedeutet auch, dass die Linke ihre 
Begriffe präzisieren und ihre Rhetorik 
überdenken muss. Die Linke sollte hin- 
sichtlich der notwendigen sozialökolo- 
gischen Transformation nicht von ei- 
nem „Green New Deal“ sprechen, 
wenn dieser Begriff gleichzeitig von li- 
beral-konservativen Kräften verwendet 
wird. Abgesehen davon funktioniert die- 
ser Ausdruck im deutschsprachigen 
Raum auch nicht in der gleichen Weise 
wie im US-amerikanischen Diskurs. 


Die strukturellen Konflikte bleiben 


Inwieweit die Pläne der Kommission 
umgesetzt werden können, hängt nun vor 
allem vom Rat der EU und von den Re- 
gierungen und Parlamenten der Mit- 
gliedstaaten ab. Bei den Verhandlungen 
darüber werden die komplizierten Kon- 
fliktachsen innerhalb der EU wieder zum 
Tragen kommen, vor allem: 

- der Konflikt zwischen der Kommissi- 
on, die auf einen Machtzuwachs abzielt, 
und den Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten, die dies verhindern wollen. 

- der Konflikt zwischen 
a) den Regierungen, die keine Kredite, 
sondern Zuschüsse, und zwar ohne auste- 
ritätspolitische Auflagen wollen (Italien, 
Spanien u.a.), 

b) den „sparsamen Vier“ (den Regierun- 
gen der Nettozahler Österreich, Nieder- 
lande, Dänemark und Schweden) und 

c) den Regierungen, die befürchten, dass 
das Programm „Next Generation EU“ 
letztlich auf die Kürzung der Agrarsub- 
ventionen und der strukturpolitischen 
Regionalförderung hinauslaufen wird 
(Polen u.a.). 

Dieser Konflikt muss vor allem von 
Deutschland und Frankreich moderiert 
werden, obwohl sie sich diesbezüglich 
nicht einig sind. Frankreich steht eher 
auf der Seite der Südeuropäer und 
Deutschland eher auf der Seite der Netto- 
zahler. 

- die Konflikte innerhalb der nationalen 
Machtblöcke, denn alle Konflikte, die 
zwischen den Mitgliedstaaten existieren, 
existieren auch innerhalb von ihnen. In 
Deutschland müsste die Bundesregierung 
zum Beispiel den Widerstand innerhalb 
der CDU gegen gemeinschaftliche euro- 
päische Anleihen und gegen die Zahlung 
von Zuschüssen überwinden. 


Man darf gespannt sein, ob es der EU- 
Kommission gelingen wird, die Zustim- 
mung des Rates für ihr Paket zu erhalten, 
bzw. welcher Preis dafür gezahlt werden 
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muss. Es ist unwahrscheinlich, dass die 
Vorschläge der Kommission einfach so 
ohne Änderungen umgesetzt werden. 
Die genannten Konflikte sind keines- 
wegs zufälligen (partei-)politischen Kon- 
stellationen geschuldet, sondern struktu- 
reller Natur und resultieren letztlich aus 
der sozial und räumlich ungleichen kapi- 
talistischen Entwicklung innerhalb der 
EU. Diese ungleiche Entwicklung wird 
sich sogar in dem Maße noch weiter ver- 
schärfen, in dem Kapital auf der Suche 
nach höheren Profiten in außereuropäi- 
sche Regionen verlagert wird. 


Es besteht ein enger Zusammenhang 
zwischen dem Aufstieg Chinas und ande- 
rer neu sich industrialisierender Länder 
und der Verschärfung der inneren Wider- 
sprüche in der EU. Einen Tag, nachdem 
die Europäische Kommission ihr Pro- 
gramm „Next Generation EU“ vorge- 
stellt hatte, kündigte beispielsweise der 
japanische Autohersteller Nissan an, sein 
Werk in Barcelona zu schließen. Als 
Kernmärkte gelten fortan Japan, China, 
Nordamerika, aber nicht länger die EU. 
Angesichts solcher Entscheidungen rela- 
tiviert sich die Bedeutung der geplanten 
Konjunkturprogramme. Überhaupt täu- 
schen die großen Zahlen der Programme 
darüber hinweg, dass der Netto-Umver- 
teilungseffekt zugunsten der am stärksten 
von der Krise betroffenen Länder — 
selbst, wenn die Gelder überwiegend in 
Form von Zuschüssen fließen — gar nicht 
so groß ist. Der Ökonom Jan Priewe hat 
die Kosten für ein wirksames Wiederauf- 
bauprogramm auf 1.500 Milliarden Euro 
veranschlagt — das wäre das Dreifache 
des deutsch-französischen Vorschlags 
und das Doppelte des Vorschlags der EU- 
Kommission. Auch die Europäische 
Kommission geht davon aus, dass in den 
Jahren 2021 und 2022 zusätzliche Ausga- 
ben in Höhe von mindestens 1.500 Milli- 
arden Euro erforderlich sein werden, um 
eine „nachhaltige Erholung“ zu ermögli- 
chen (Europäische Kommission 2020, 5). 
Sie nimmt aber an, dass sie mit ihrem 
Konjunkturpaket entsprechende private 
Investitionen auslösen kann. 


Beurteilung der Vorschläge 
aus emanzipatorischer Sicht 


Wie sind die jüngsten Vorschläge der 
deutschen und französischen Regierung 
und der Europäischen Kommission aus 
emanzipatorischer Sicht zu beurteilen? 
Dies hängt zum einen davon ab, ob man 
der Ansicht ist, der Kapitalismus müsse 
zunächst einmal stabilisiert werden, um 
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die kurzfristigen Interessen der Lohnab- 
hängigen und der kleinen Selbständigen 
an der Sicherung ihrer Einkommen zu 
wahren, oder ob es eher darum geht, in 
dieser Krise auf den notwendigen Bruch 
mit dem Kapitalismus und eine sozialis- 
tische, ökologische und feministische 
Transformation zu orientieren. 

Wer zu der erstgenannten Position neigt, 
wird Konjunkturprogramme wie die jetzt 
vorgeschlagenen grundsätzlich begrüßen, 
auch wenn sie Subventionen für die Un- 
ternehmen beinhalten, und allenfalls über 
die inhaltliche Ausrichtung dieser Maß- 
nahmen streiten. 

Wer zu der letztgenannten Position neigt, 
wird nur Maßnahmen zur unmittelbaren 
Einkommenssicherung der Lohnabhängi- 
gen und der kleinen Selbständigen und 
staatliche Investitionen in die soziale In- 
frastruktur und für eine sozialökologi- 
sche Transformation unter Heranziehung 
der Einkommen und Vermögen der Kapi- 
taleigner akzeptieren, aber alle Subventi- 
onen für Unternehmen ablehnen. 


Wer die Maßnahmen der EU aus einer 
klassenpolitischen Perspektive betrach- 
tet, wird die Kommissionsvorschläge dif- 
ferenziert beurteilen und beispielsweise 
begrüßen, dass sich die Kommission hier 
auch für die Bekämpfung des Steuerbe- 
trugs, für „Mindestlöhne in angemesse- 
ner Höhe“ und für den Abbau des Lohn- 
gefälles zwischen Frauen und Männern 
durch „verbindliche Lohntransparenz- 
maßnahmen“ ausgesprochen hat (Euro- 
päische Kommission 2020, 14). 


Unklar bleibt freilich, wie eine europäi- 
sche Mindestlohnregulierung aus der 
Perspektive der Kommission aussehen 
könnte. Sie strebt weder einen einheitli- 
chen europäischen Mindestlohn noch 
eine Harmonisierung der nationalen Sys- 
teme zur Festsetzung der Mindestlöhne 
an (dies., 3.6.2020). 


Zum anderen hängt die Beurteilung der 
jüngsten Vorschläge davon ab, welche 
Zielvorstellung man mit der europäi- 
schen Integration verbindet, in welche 
Richtung man also ihre gegenwärtigen 
Widersprüche auflösen möchte und wie 
man sich den Pfad dorthin vorstellt. 

Für alle, die eine politische Union, eine 
generelle Vertiefung der europäischen In- 
tegration anstreben, dürfte die Einfüh- 
rung umfangreicher gemeinschaftlicher 
Anleihen und die Ausweitung von Trans- 
ferzahlungen zwecks Verminderung der 
sozialökonomischen Diskrepanzen in der 
EU, auch wenn sie vorerst nur einmalig 
und temporär erfolgt, ein großer Schritt 
nach vorne sein. Damit wird eventuell 
die Tür für weitergehende strukturelle 
Veränderungen geöffnet. Es besteht 
schließlich innerhalb des progressiven 
Lagers weitgehend Übereinstimmung, 
dass eine Währungsunion ohne gemein- 
same Fiskalpolitik auf Dauer unhaltbar 
ist. 

Wer dagegen eher auf die Verteidigung 
demokratischer und sozialer Errungen- 
schaften auf nationalstaatlicher Ebene 
gegen eine demokratisch nur schwach le- 
gitimierte Europäische Kommission 


setzt, wird jeglichen Machtzuwachs der 
Kommission ablehnen. 


Ungeachtet der grundsätzlich unter- 
schiedlichen europapolitischen Vorstel- 
lungen innerhalb der Linken sollte heute 
eigentlich Konsens sein, dass der In- 
halt öffentlicher Haushalte, erst recht, 
wenn es um Hunderte von Milliarden 
Euro geht, aus demokratischen, sozia- 
len und ökologischen Gründen genau 
spezifiziert werden muss. Ein Blanko- 
scheck für die Kommission, wie ihn 
der „Europäische Aufbauplan“ in wei- 
ten Teilen darstellt, ist einfach inak- 
zeptabel. 
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Tommy McKearney über Irland 
Containing the surge - Die Woge unterdrücken 


Aus dem Blog vom 3. Juni 2020 des irischen sozialistischen Republikaners, Gewerkschafters und Journalisten Tommy 
Mc Kearney kommt dieser Kommentar zur politische Situation auf der irischen Insel in Zeiten der Corona-Pandemiie. 


Nichts beunruhigt eine etablierte herr- 
schende Klasse so sehr wie eine Reihe 
von unvorhersehbaren Ereignissen, über 
die sie keine Kontrolle haben. Dies ist 
besonders dann der Fall, wenn diese Er- 
eignisse Fragen nach der Stabilität des 
Status quo aufwerfen. Es besteht kein 
Zweifel daran, dass die Entwicklungen in 
den letzten sechs Monaten innerhalb der 
Regierungskreise in Dublin zu genau sol- 
chen Bedenken geführt haben. 

Sehen Sie sich an, was in dieser kurzen 
Zeit passiert ist. 


Die britischen Parlamentswahlen im ver- 
gangenen Dezember zeigten die Fragi- 
lität der [irischen] Teilung, wobei der 
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Unionismus in drei der vier Westminster- 
Wahlkreise von Belfast unterlag. Die 
Wiedereinberufung des Stormont-Parla- 
ments bot nur vorübergehende Hilfe, da 
die Pandemie zeigte, dass die Londoner 
Herrschaft inkompetenter war, ganz zu 
schweigen von undemokratischer als al- 
les, was aus dem Leinster House [in Du- 
blin] hervorging. 


Der Verstimmung über den Wahlausgang 
im Norden folgte ein paar Wochen später 
ein Schock im Süden. Sinn Fein erhielt 
die höchste Stimmenanteil von allen Par- 
teien und schuf so eine beispiellose Situ- 
ation. Fianna Fail und Fine Gael waren 
nicht in der Lage, eine Mehrheitsregie- 
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rung zu bilden. Die eigentliche Frage, die 
dieses Ergebnis aufwirft, ist, ob Sinn 
Feins Manifest und ihre Wahlkampagne 
so inspirierend waren, dass sie die düste- 
ren Ergebnisse ihrer beiden vorherigen 
Wahlauftritte umkehrten oder ob es et- 
was anderes widerspiegelt. Hat es auf die 
langsame brennende Wut eines sehr gro- 
Ren Prozentsatzes der Bevölkerung hin- 
gewiesen? Ein benachteiligter Teil der 
Werktätigen, der empört über die arro- 
gante Misshandlung durch eine Fine 
Gael-Regierung ist, die an der Macht ge- 
halten wird durch eine unbedarfte Fianna 
Fail? 
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Der Ausbruch der Covid-19-Pandemie 
schien zunächst Leo Varadkar (1) und 
seiner Partei Aufschub zu gewähren. Cle- 
vere PR erweckte den Eindruck einer 
kompetenten und fürsorglichen Regie- 
rung. Allerdings ist die Maske in letzter 
Zeit abgerutscht. Er bereitet sich darauf 
vor, einen Großteil der wöchentlichen 
Pandemiezahlung in Höhe von 350 EUR 
rückgängig zu machen, während er bissig 
über diejenigen spricht, die mehr von 
dieser Maßnahme abzögen als von einer 
Arbeit. Gleichzeitig sprechen seine Mi- 
nister und Mainstream-Medienbefürwor- 
ter düster über Haushaltsdefizite und feh- 
lende Finanzmittel. 


Währenddessen zeichnet sich die ganze 
Zeit über eine globale Rezession ab. Der 
Kapitalismus steht vor einer viel größe- 
ren Krise als die, die durch den Finanz- 
crash von 2008 ausgelöst wurde und 
nach Meinung vieler vor seiner größten 
Herausforderung seit der Weltwirt- 
schaftskrise der 1930er Jahre. Die Inter- 
nationale Arbeitsorganisation geht davon 
aus, dass im Jahr 2020 in der gesamten 
EU 12 Millionen Vollzeitarbeitsplätze 
verloren gehen werden. Nach Schätzun- 
gen der OECD könnte der Produkti- 
onsrückgang in vielen Volkswirtschaften 
zwischen einem Fünftel und einem Vier- 
tel liegen, wobei die Verbraucherausga- 
ben möglicherweise um etwa ein Drittel 
sinken. 


Hinzu kommt, dass die Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Pandemie bei den frei- 
en Marktteilnehmern in der ganzen Welt 
Besorgnis hervorrufen. Der Leitartikler 
der Financial Times vom 9. Mai spiegel- 
te die Befürchtungen der herrschenden 
Klassen wider, als er schrieb, dass es 
ohne eine kommunistische Revolution 
schwer sein würde, sich vorzustellen, 
dass Regierungen tiefer in die privaten 
Märkte eingreifen würden, als es in den 
ersten Monaten des Lockdown der Fall 
war. 


Nur ein Beispiel veranschaulicht die 
Schwierigkeiten, die dies für einen neoli- 
beralen irischen Staat mit sich bringen 
könnte. Derzeit sind 80% der Pflegehei- 
me in der Republik Irland in Privatbesitz. 
Diese Institutionen werden nun intensiv 
unter die Lupe genommen. Über 50% 
der Covid-19-bedingten Todesfälle in 
den 27 EU-Ländern sind mit Pflegehei- 
men verbunden, eine der höchsten Raten 
der Welt. Die offensichtliche Antwort, 
die gesamte Gesundheitsversorgung un- 
ter zentralisierte staatliche Kontrolle zu 
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bringen, bedroht diese nette kleine Ein- 
nahmequelle für den Privatsektor. Da 
sich die Situation in Bezug auf Pflege- 
heime im Norden wenig verändert, könn- 
te dies für ein partitionistisches Dublin- 
Establishment durchaus das unliebsame 
Gespenst der Forderung nach einem ef- 
fektiven gesamtirischen Gesundheits- 
dienst aufwerfen, der für alle auf der iri- 
schen Insel Wohnenden frei ist. 


In Anerkennung dessen, was auf dem 
Spiel steht, befürworten mehrere hochka- 
rätige Kommentatoren hier und im Aus- 
land einen keynesianischen Ansatz, um 
die erwartete Rezession zu bewältigen. 
In Wirklichkeit erkennen sie die Bedro- 
hung, die eine zweite, intensivere Spar- 
runde für den Kapitalismus darstellen 
würde. Dies wäre jedoch eine schwierige 
Option für eine Dublin-Regierung, die 
ihre eigene Währung nicht kontrolliert 
und sich sklavisch an EU-Vorschriften 
hält, die eine staatliche Intervention ver- 
hindern. 


Selbst wenn die EU den Neoliberalismus 
vorübergehend zurücknehmen würde, 
würde die südirische Bourgeoisie den 
Keynesianismus nur ungern übernehmen. 
Eine rohe Anregung der Nachfrage wür- 
de unweigerlich zu einer weiteren un- 
kontrollierbaren Spekulationsblase füh- 
ren. Auf der anderen Seite könnte ein 
kontrollierteres Investitionsprogramm 
die Forderung nach weiteren, weit ver- 
breiteten staatlichen Eingriffen anregen. 
Etwas, das uns auf den rutschigen Hang 
zum Sozialismus bringen könnte. 


Angesichts dieses Dilemmas wird die at- 
traktivere Option für die südirische herr- 
schende Klasse darin bestehen, dicht zu 
machen, das Großkapital zu schützen, 
ein de facto Sparregime aufrechtzuerhal- 
ten und zu hoffen, den Sturm zu überste- 
hen. Mit einer rechtsgerichteten Koaliti- 
on im Amt für die nächsten fünf Jahre 
können vage Versprechungen gemacht, 
aber nie eingehalten werden. In der Zwi- 
schenzeit werden die Mainstream-Medi- 
en auf Südeuropa verweisen und uns sa- 
gen, wie viel besser es uns mit unserer 
umsichtigen, sparsamen Regierung geht. 


Ein Hauptanliegen des Establishments 
wird es sein, die Enttäuschten, die beun- 
ruhigend große Anzahl von Menschen, 
die für Sinn Fein und/oder linke Kandi- 
daten gestimmt haben, zu unterdrücken. 
Nötigung ist zwar eine Option, aber sie 
ist nicht die erste Wahl. Die ausgefeiltere 
Strategie, die Opposition zu formen, 
wird bevorzugt. Es hat in Großbritannien 


19. Juli 2020 


funktioniert und zweifellos wird es hier 
versucht werden. 


Achten Sie auf die Experten, die Sinn 
Fein ermutigen, Reife zu zeigen und ge- 
duldig als effektive offizielle Opposition 
zu dienen und damit doch so "verantwor- 
tungsvoll handeln", Mary Lou [McDo- 
nald] wird zweifellos die nächste Regie- 
rung führen. Warten Sie auf die beschei- 
denen Zugeständnisse, die "vernünfti- 
gen" Gewerkschaftsführern angeboten 
werden, die anerkennen, dass "wir alle 
zusammen darin stecken" und die 
Zurückhaltung für das Wohl der Nation 
zeigen. 


Hören Sie dann auf die Schreie der Empö- 
rung, die sich gegen diejenigen in der or- 
ganisierten Arbeit richten, die direkte 
Maßnahmen fordern, um den entmannen- 
den Industrial Relations Act zu brechen 
oder Entlassungen zu widerstehen oder 
Armutslöhne abzulehnen. Hören Sie 
auch die Dämonisierung jener Aktivisten, 
die zu Massenprotesten auf der Straße 
gegen ungerechte Ungleichheiten aufru- 
fen. 


Nehmen Sie sich schlussendlich Zeit und 
überlegen Sie, ob der Kapitalismus eine 
fünfjährige Atempause und eine Verlän- 
gerung seiner Amtszeit danach verdient. 
Oder sollten wir eine Lektion aus ihrem 
eigenen Buch nehmen und diese Krise 
nicht verschwenden? 


Some men, faint-hearted, ever seek 

Our programme to retouch, 

And will insist, whene’er they speak 
That we demand too much. 

’Tis passing strange, yet I declare 

Such statements give me mirth, 

For our demands most moderate are, 
We only want the earth... 

James Connolly 

(1) Leo Varadkar (Fine Gael) war bis 27. 
Juni 2020 irischer Premierminister. Wie 
laut Koalitionsvertrag vorgesehen, wurde 
er nach der Regierungsbildung durch Mi- 
cheäl Martin von Fianna Fail abgelöst. 
Nach zwei Jahren soll dann das Amt wie- 
der an Fine Gail und damit Leo Varadkar 
fallen. Die neue Koalitions-Regierung kam 
durch die Stimmen der irischen Grünen zu- 
stande, die erstmals Zünglein an der Waa- 
ge spielen konnten. Sinn Fein ist nun die 
größte Oppositionspartei in Leinster Hou- 
se, dem Sitz des irischen Parlaments in 
Dublin. 
http://www.tommymckearney.com/blog-/ 
Übersetzung des Artikels aus dem Engli- 
schen: SG 
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IALANA fordert klare Stellungnahme und politische Schritte 
der Bundesregierung gegen die Pläne der israelischen Regierung, weite 
Teile des besetzten palästinensischen Westjordanlands zu annektieren 


26. Juni 2020 - Die neugebildete Koaliti- 
onsregierung unter Benjamin Netanjahu 
und Benjamin Gantz hält an den schon 
vorher von Netanjahu verkündeten Plä- 
nen fest, alle 128 Siedlungen und das 
Jordantal, den fruchtbarsten Teil Pa- 
lästinas, zu annektieren. Das Wahler- 
gebnis zeigt, dass diese Annexionspläne 
von dem größten Teil der nichtarabischen 
Bevölkerung Israels geteilt werden. Vor- 
aussetzung für diesen radikalen Schritt 
war die Zustimmung der USA, die US- 
Außenminister Pompeo am 25. April ge- 
geben hat. Andere Regierungen sind of- 
fenbar nicht konsultiert worden, vor al- 
lem nicht die betroffenen Palästinenser. 
Jede Annexion fremden Territoriums 
ist ein schwerer Verstoß gegen interna- 
tionales Recht und daher illegal. 

Die Vereinten Nationen haben nie die 
Annexion Jerusalems und der Golan-Hö- 
hen anerkannt, der Internationale Ge- 
richtshof hat die Annexion in seinem 
Gutachten zur Mauer von 2004 ausdrü- 
cklich als rechtswidrig und nichtig be- 
zeichnet. Daran ändert auch nichts, dass 
US-Präsident Trump die Völkerrechts- 
widrigkeit der israelischen Besatzungs- 
und Siedlungspolitik bestreitet und die 
syrischen Golan-Höhen und Ostjerusa- 
lem als integralen Teil Israels anerkennt. 
Beides ist nach internationalem Recht ir- 
relevant und selbst ein schwerer Verstoß 
gegen das Völkerrecht. Dies gilt auch für 
den sog. Nah-Ost-Plan der Trump-Admi- 
nistration, der auf der weitgehenden Ent- 
eignung und Annexion palästinensischen 
Territoriums aufbaut. Er zerstört damit 
endgültig die Zwei-Staaten-Lösung, die 
entsprechend zahlloser UNO-Resoluti- 
onen immer noch die Grundlage der 
internationalen Palästinapolitik bildet. 
Das Ziel eines palästinensischen Staates 
neben Israel, das seit der UNO-Resoluti- 
on 181 aus dem Jahr 1947 immer noch 
gültig ist, wird aufgegeben und eine von 
den Palästinensern geplante Hauptstadt 
Ost-Jerusalem illusorisch. Für einen 
Staat Palästina mit eigenen Grenzen 
bleibt kein Territorium übrig. Die Reste 
Palästinas werden ohne eigene Selbstbe- 
stimmung und Souveränität faktisch der 
israelischen Willkür ausgeliefert — eine 
neue Art von Kolonie. 

Ein Prozess der Zerstörung, Enteignung 
und Kolonisierung hat sich durch die 
Jahrzehnte vor allen Augen in den be- 
setzten Gebieten vollzogen, ohne dass 
die internationale Gemeinschaft dagegen 
erkennbaren Widerstand geleistet hätte. 
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Insbesondere die deutsche Bundesregie- 
rung hat nicht nur weitgehend geschwie- 
gen, sondern im Rahmen der EU aktiv 
Initiativen verhindert, die Israel zum 
Stopp der Siedlungs- und Aufhebung 
der Besatzungspolitik bewegen sollten. 
Ihre gelegentliche und vorsichtige „Kri- 
tik“ konnten die israelischen Regierun- 
gen eher als Unterstützung denn als Ab- 
lehnung ihrer Politik auffassen. Zudem 
hat die Bundesrepublik Palästina die 
Anerkennung als Staat in der UNO 
verweigert, obwohl es über alle Merk- 
male eines Staates verfügt und von über 
2/3 der Mitgliedstaaten in der UNO aner- 
kannt wird. Sie hat sogar im jüngsten 
Verfahren vor dem Internationalen Straf- 
gerichtshof in Den Haag ‚, in dem es um 
die Klage gegen Israel wegen schwerer 
Kriegsverbrechen im Krieg gegen 
Gaza 2014 und Menschenrechtsverstö- 
Ren in den besetzten Gebieten geht, ver- 
sucht, das Verfahren zu verhindern. Al- 
lerdings vergeblich, da die Generalanklä- 
gerin Fatou Bensouda die Rechtsspre- 
chungskompetenz des Gerichtshofs über 
Palästina ausführlich begründet und an- 
erkannt hat. 


Die Situation ist dramatisch. Netanjahu 
will unbedingt die Annexion bis zu den 
nächsten Wahlen in den USA unter der 
Präsidentschaft von Trump durchführen 
und hat den 1. Juli als Termin festgesetzt. 
Es bleibt wenig Zeit, in der die internati- 
onale Gemeinschaft ihr ständiges Be- 
kenntnis zum Internationalen Recht 
durch wirksame Maßnahmen unter Be- 
weis stellen kann. Die Staaten können 
nicht den Widerspruch begründen, Russ- 
land wegen des Anschlusses der Krim 
mit Sanktionen zu belegen, Israel aber 
bei der Zerstörung der staatlichen Exis- 
tenz eines Volkes durch die Annexion 
ihres Territoriums gewähren zu lassen. 
Insbesondere die Bundesregierung muss 
ihre Verantwortung, die sie immer nicht 
nur gegenüber Israel sondern auch ge- 
genüber den Palästinensern betont hat, 
wahrnehmen und ihre legitimen Rechte 
schützen. 


Sie kann sich dabei auf internationale 
Kritik stützen, die sogar aus Israel selbst 
kommt. 56 ehemalige Knesset-Abge- 
ordnete haben die Annexion als einen 
„tödlichen Schlag für eine Friedens- 
möglichkeit und die Schaffung eines 
Apartheid-Staates“ abgelehnt. 300 
ehemalige Generäle und Offiziere der is- 
raelischen Armee und Chefs des Mossad 
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haben ebenfalls die Pläne der Regierung 
scharf kritisiert. In Großbritannien haben 
sich 127 ehemalige und gegenwärtige 
Parlamentarier aller Parteien an die briti- 
sche Regierung gewandt und Premier 
Minister Johnson aufgefordert, die Ille- 
galität der Annexionen zu rügen und 
„ernsthafte Konsequenzen inklusive 
Sanktionen“ anzukündigen. 


Die Deutsche Sektion der International 
Association of Lawyers against Nuclear 
Armement (IALANA) schließt sich die- 
ser Kritik an und fordert die Bundesre- 
gierung auf, ihren Verpflichtungen aus 
dem Internationalen Recht nachzukom- 
men und alles zu unternehmen, dass Isra- 
el von seinen Annexionsplänen Abstand 
nimmt. Insbesondere sollte sie auf die 
Aussetzung des EU-Israel Assoziie- 
rungsabkommens dringen, solange Isra- 
el nicht die in Art. Zwei des Abkommens 
geforderte Einhaltung der Menschen- 
rechte und des Völkerrechts garantiert. 
Dazu gehört, jegliche Handels- und Wirt- 
schaftsbeziehungen mit den illegalen is- 
raelischen Siedlungen zu untersagen und 
sicherzustellen, dass keine Geschäftsbe- 
ziehungen mit israelischen Unternehmen 
in den besetzten Gebieten unterhalten 
werden. Desgleichen sollte jeder Waf- 
fenhandel untersagt und die militäri- 
sche Kooperation mit Israel gestoppt 
werden. Die Bundesregierung sollte sich 
für die strafrechtliche Verfolgung von 
Kriegsverbrechen in Gaza und dem 
besetzten Westjordanland einsetzen, 
statt zu versuchen, das Verfahren vor 
dem Internationalen Strafgerichtshof zu 
verhindern. Dazu fordern wir, dass die 
Bundesregierung endlich den Staat 
Palästina völkerrechtlich anerkennt. 
Die Bundesregierung darf sich nicht 
mehr hinter der verbrecherischen Ge- 
schichte der Nazi-Herrschaft verstecken 
und aus falsch verstandener Verantwor- 
tung zum Komplizen einer offen völker- 
rechtswidrigen Politik machen. Sie muss 
gegen die Annexion Stellung beziehen 
und ein Ende der seit Jahrzehnte dau- 
ernden illegalen Besatzung fordern. 
Quelle: Ialana 

RA Otto Jäckel, Vorsitzender; Prof. Dr. 
Norman Paech, Wissenschaftlicher Beirat 
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